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Ein Wohnungsbauprogramm für Preußen? 
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Die deutſche, aljo auch die preußiſche Volfs- 
wirtſchaft leidet und wird weiter leiden 
nter der Wohnungsnot und unter Ar- 
eitsloſigkeit ſowie unter den Folgen 
diejer Notjtände, fo namentlich auch unter 
geſundheitlichen Schäden. Eine Geſundung un- 
eres Volkskörpers in wirtſchaftlicher, geſundheit⸗ 
cher und ſittlicher Beziehung ift deshalb nur 
oglich, wenn Wohnungsnot und Arbeitsloſigkeit 
hoben werden. 
1. Eine Bekämpfung der Wohnungsnot kann 
ür durch den Neubau von Wohnungen, 
jo durch eine umfangreiche Bautätig⸗ 
zeit, erfolgen. Die Bautätigkeit und die Aus⸗ 
lattung der neuen Wohnungen ſchafft Arbeit nicht 
lein für das eigentliche Baugewerbe, ſondern 
je Schlüſſelgewerbe für faſt alle Gewerbe- und 
Induſtriezweige. Die Bekämpfung der Woh⸗ 
zungsnot bedeutet deshalb im weitgehendſten 
Maße auch die Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit. 
it anderen Worten: Wir können und 
ien die Arbeitsloſigkeit da- 
urch erheblich vermindern, daß wir 
te Wohnungsnot bejeitigen. 
N 2. Ohne öffentliche Beihilfen ift der 
au von Wohnungen für die minderbemittelten 
üösdölkerungstklaſſen bis auf weiteres nicht mög⸗ 
dar Es müſſen deshalb noch für eine Reihe von 
Aren erhebliche Mittel für die Bautätigkeit zur 
erfügung geſtellt werden. 
Ir In Preußen werden jährlich etwa 
500 000 Haushaltungen neu gegründet. Hierfür 
CN jährlich 120 000 neue Wohnungen nötig. 
de 50 000 Wohnungen ſind jährlich nötig, 
de allmählich den Fehlbetrag an Wohnungen zu 
le en, der durch unzureichende Bautätigkeit in den 
zien Jahren entſtanden iſt. Weitere 30 000 
jali nungen müſſen jährlich als Erſatz für ver- 
ene und ſchlechte Wohnungen gebaut werden, 


damit das Wohnungsweſen in Preußen allmählich 
voll geſundet. Alles in allem brauchen wir alſo 
eine Bautätigkeit, die für die nächſten Jahre 
200 000 neue Wohnungen jährlich 
erſtellt. 

4. Erfahrungsgemäß muß die öffentliche Bei- 
hilfe im Durchſchnitt für eine Wohnung 5000 M 
betragen, wenn der Mietpreis für die neue Woh- 
nung in erträglichem Verhältnis zu den Alt⸗ 
mieten bezw. zu den Einkommensverhältniſſen 
der breiten Bevölkerungsmaſſe ſtehen ſoll. Es 
werden alſo an öffentlichen Beihilfen jährlich 
benötigt: 200 0005000 % 1 000 000 000 M. 
Als Quelle für dieſe öffentlichen Beihilfen kommt 
bis auf weiteres die Hauszinsſteuex, die 
nötigenfalls auszubauen ſein würde, in Frage. 

5. Um ein Erträgnis in Höhe von 100 000 000 
Mark aus der Hauszinsſteuer für Neubauzwecke 
zu erhalten, ift die Erhebung von etwa 50 Pro⸗ 
zent der Friedensmiete bei Berück⸗ 
ſichtigung der Ausfälle und der geſetzlichen Be- 
freiungen nötig. Nötig wäre alſo eine weitere 
Steigerung der Mieten um 30 Prozent 
der Friedensmieten. Dieſe Steigerung erſcheint 
auf den erſten Blick unerträglich, zum mindeſten 
unerwünſcht. Bei näherer Betrachtung zeigt ſich 
aber, daß dieſes Mehr an Miete von unſerer 


Volkswirtſchaft getragen werden muß, wenn 
wir in abſehbarer Zeit aus der 


Wohnungsnot, aus der ſchlimmſten 
Arbeitsloſigkeit, aus der Woh- 
nungszwangswirtſchaft und letzten 
Endes auch aus der Hauszinsſteuer 
ſelbſt herauskommen wollen. Das Mehr an 
Miete iſt auch, auf die Arbeitsſtunde berechnet, 
nicht ſo ſehr erheblich, wie es auf den erſten 
Augenblick ſcheint. Wenn der Durchſchnittsſatz 
der Friedensmiete für eine Arbeiterwohnung auf 
monatlich 25 M angenommen wird, ergibt ein 
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lich 7,50 M oder bei achtſtündiger Arbeitszeit und 
25 Arbeitstagen im Monat auf die Arbeitsſtunde 
umgerechnet einen Mehrbetrag von 291. Pfennig. 
Im übrigen wird die wirtſchaftliche Belaſtung 
zum Teil ſicher, wahrſcheinlich zur vollen 
Summe durch Erſparniſſe an der Zahlung der 
Arbeitsloſenunterſtützung ausgeglichen werden 
können. Auch könnte — um eine Überlaſtung der 
lebenden Generation zu vermeiden und auch ſchon 
jetzt eine Beſſerſtellung des Althausbeſitzes zu er- 
möglichen — ein Teil der nötigen Mittel anſtatt 
durch Hauszinsſteuer durch Anleihen auf⸗ 
gebracht werden. Letzten Endes ift auch ein Um- 
bau der Hauszinsſteuer möglich und 
zweckmäßig. Dieſer Umbau kann dadurch er⸗ 
folgen, daß neben einer ablösbaren Inflations⸗ 
rente eine Bauſteuer eingeführt wird. 

6. Zur Finanzierung von 200 000 neuen 
Wohnungen im Jahr gehören außer den in 
Ziffer 4 erwähnten öffentlichen Beihilfen in Form 
von zweitſtelligen Hypotheken auch noch 
erſtſtellige Hypotheken. Hierfür würden nach 
den bisherigen Erfahrungen nötig werden jährlich 
etwa 1 bis 1½ Milliarden Mark. Bei der 
heutigen Lage des Geldmarktes wird dieſer Betrag 
unſchwer auf dem allgemeinen Geldmarkte auf⸗ 
gebracht werden können, da allein ſchon die Spar⸗ 
kaſſeneinlagen in Preußen ſich zur Zeit monatlich 
um 70 Millionen Mark vermehren, und zwar mit 
ſteigender Tendenz. 

T. Mit den in Preußen vorhandenen Bau- 
arbeitern und Bauhilfsarbeitern können bei 
Einführung rationeller Arbeitsmethoden und 
unter der Vorausſetzung, daß die Bauarbeiter 
ſtändig das ganze Jahr beſchäftigt werden, 
200 000 Wohnungen jährlich ohne weiteres er- 
baut werden. Sollten aber wirklich in manchen 
Gegenden nicht genügend Bauarbeiter vorhanden 
fein zur Erfüllung des erweiterten Baupro- 
grammes, jo würden angeſichts der Arbeitslofig- 
keit die fehlenden Arbeitskräfte aus anderen 
Berufen entnommen und herangebildet werden 
können. 

8. Die Herſtellung der nötigen Baumate- 
rialien würde gar keine Schwierigkeiten 


machen, da die Leiſtungsfähigkeit der Induſtrie' 
werke, die Bauſtoffe erzeugen, z. B. die Ziegeleien, 
nur zu einem verhältnismäßig geringen Teile 
ausgenutzt worden iſt. 

9. Die Folgen der vermehrten 
Bautätigkeit werden fein: ſofortige Vef 
rung des Arbeitsmarktes, reſtloſe Beſchäftigung 
aller Bauarbeiter, Beſſerung der Arbeitslage in 
faſt allen Gewerbe- und Induſtriezweigen, alſo 
ſtarker Rückgang der Erwerbsloſigkeit, relatib 
ſchnelle Beſſerung des Wohnungsmarktes, dem 
nächſt völlige Beſeitigung der Wohnungsnot und 
des Wohnungselends, tatkräftige Wohnung? 
pflege, Erſatz menſchenunwürdiger Wohnungen 
durch gute Wohnungen, damit Beſeitigung det 
ſittlichen und geſundheitlichen Gefahren, die fi 
aus ſchlechten Wohnungsverhältniſſen ergeben, 
demnächſt Beſeitigung der Zwangswirtſchaft im 
Wohnungsweſen und baldige Beſeitigung der 
Wohnungsämter in ihrer jetzigen Form, Abball 
der Hauszinsſteuer, in Verbindung damit erhöhte 
Rentabilität der Altwohnungen und beſſere In 
ſtandhaltung der Altwohnungen, allmähliche Ent 
faltung der privaten Bautätigkeit und Geſundung 
der vom Zwange freien Volkswirtſchaft: alle 
diefe Vorteile ohne Inanſpruchnahme austa 
diſcher Erzeugniſſe, da die geſamten Rohſtoffe DI ` 
den Neubau von Wohnungen im Lande vorhanden 
ſind. , 

10. Die Vorteile einer erhöhten Bautätigkeit 
ſind alſo ſo groß, daß ſie von keinem, dem da 
Volkswohl am Herzen liegt, geleugnet werde 
können. Im übrigen hat kein Menſch von dem 
erhöhten Bauprogramm einen Nachteil; denn 
Mehr an Miete kommt doch. Das zeigen die Ex 
fahrungen in allen anderen Kulturländern. Jet 
kann das Mehr noch für die Allgemeinheit nutzba 
gemacht werden, ſpäter nicht mehr. Desha 
wende ich mich an jeden Deutſchen und jeden 
Preußen, insbeſondere an die Parlamentarier de 
Reiches und Preußens, namentlich auch an jedel 
Volkswirt mit der Bitte, an der Erfüllung dieſ 
Programms mitzuwirken. 

Berlin, den 1. Oktober 1926. 

Hirtſiefer 
Preußiſcher Miniſter für Volkswohlfahrt. 
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Jahr für Jahr hat ſich in der Nachkriegszeit 
das Schauſpiel wiederholt, daß die Bautätig⸗ 
leit viel zu ſpät einſetzte, ein warmes Frühjahr 
und ein Frühſommer unausgenutzt blieben und 
die Bautätigkeit erſt im Hochſommer begann, ſo 
daß der Winter entweder eine Unterbrechung der 
Hautätigkeit mit fih brachte oder aber diefe un⸗ 
berhältnismäßig verteuerte. Allſeitig beſtand 
ets darin Übereinſtimmung, daß die Vor⸗ 
reitungen für das kommende Baujahr rechtzeitig 
getroffen und beizeiten darüber Klarheit ge- 
chaffen werden müßte, unter welchen Voraus⸗ 
ezungen und Bedingungen gebaut werden könne. 
Trotz allem blieb es bei den guten Vorſätzen, und 
immer wieder verzögerte ſich der Erlaß der not⸗ 
wendigen Beſtimmungen über die Bautätigkeit, 
D daß die bejte Jahreszeit ungenützt liegen blieb. 
anz beſonders ſchlimm geſtalteten ſich in dieſer 
eziehung die Verhältniſſe im Baujahr 1926. 
Man vergegenwärtige ſich folgende Daten: Am 
26. März 1926 ergingen die Reichsrichtlinien für 
le Vergebung der Hauszinsſteuer. In Preußen 
d waren zunächſt unter dem 27. Februar 1926 
ichtlinien für die Vergebung der Hauszinsſteuer⸗ 
dypotheken erlaſſen worden. Am 27. März 1926 
erging dann eine „Zwiſchenlöſung“, die die Ge- 
meinden bei der Unſicherheit über die Weiter⸗ 
entwicklung der Dinge nicht in den Stand ſetzte, 
endgültig zu disponieren, und erſt am 2. Juli 
26 wurde durch das Geſetz zur Anderung der 

8 Preußiſchen Steuernotverordnung Klarheit in die 
Dinge gebracht. Ahnlich war es in Sachſen, wo 
erſt unter dem 30. März 1926 eine Notverord⸗ 
nung über die Regelung der Mietzinsſteuer er- 
ging, die durch Geſetz vom 15. April 1926 ihre 
endgültige Genehmigung fand. Nicht viel anders 
bm die Dinge bei den Landarbeiter 
ohnungen gelaufen. Die Preußiſchen Be- 
kimmungen wurden unter dem 23. März be⸗ 
kanntgegeben, in Sachſen ſogar erſt Ende Juli. 
Senn die maßgeblichen Beſtimmungen über die 
Regelung der Mietzinsſteuer, die wichtigſte 
Vorausſetzung für jede Bautätigkeit, erſt im 
WW hjahr oder gar noch ſpäter erlaſſen werden, ſo 
ergehen weitere Wochen und Monate, ehe die 
eigentlich zuſtändigen Stellen, die Gemeinden 
nd Kommunalverbände, ſich über die Vergebung 
chlüſſig geworden ſind. Weitere Wochen ver⸗ 
N en durch die Ausſchreibung und Vergebung 
I CG Arbeiten und früheſtens im Hochſommer 
ann unter dieſen Umſtänden mit dem Bau be— 
dennen werden, wobei noch vorausgeſetzt wird, 
vi alles einigermaßen glatt und reibungslos vor 
geht. Wenn gar Beſtimmungen für den Bau 

on Landarbeiterwohnungen erſt im Hochſommer 


Das Baujahr 1927. 


Von Oberregierungsrat Dr. Ruſch, Dresden. 


bekanntgegeben werden, wo der Landwirt ſich bis 
zum Herbſt in der Ernte befindet und dadurch 
vollauf in Anſpruch genommen iſt, ſo hat er 
weder Zeit noch Intereſſe, ſich mit Bauplänen 
zu beſchäftigen. Die ganze Verwaltungsarbeit 
kann alſo zu einem Erfolg im laufenden Jahr 
nicht mehr führen und bedeutet einen Schlag ins 
Waſſer. ; 

Zweck dieſer Zeilen ift nicht, zu unterſuchen, 
wen die Schuld für dieſe Geſtaltung der Dinge 
trifft und wer in erſter Linie dafür verantwort⸗ 
lich zu machen iſt. Die Daten ſind nur deshalb 
ſo nackt aneinandergereiht, um einmal daran zu 
zeigen, daß es ſo wirklich nicht weitergehen kann, 
wenn man zu einer lebhafteren Geſtaltung des 
Baumarktes gelangen und ſo arbeiten will, wie 
es unſere Wirtſchaftslage unbedingt erfordert. 
Erfreulicherweiſe hat das Reich, nachdem es ſich 
mit der 3. Steuernotverordnung von der aktiven 
Wohnungspolitik völlig zurückgezogen hatte, ſich 
wieder ſtark auf dieſem Gebiet betätigt und ver⸗ 
ſucht, von ſich aus nicht bloß durch Anregungen 
und Verordnungen, ſondern auch durch tatkräftige 
Unterſtützung der Wohnungsnot zu Leibe zu 
gehen. Auch die Kreiſe der Wirtſchaft, aus denen 
noch vor kurzem das Schlagwort vom „Unfug des 
Bauens“ ertönte, haben eingelenkt, und auch 
von dieſer Seite wird heute eine Mobiliſierung 
der Wirtſchaft zur energiſchen Bekämpfung der 
Wohnungsnot gefordert. Damit ſind erhebliche 
innere Widerſtände gegen eine lebhafte Förderung 
der Bautätigkeit beſeitigt. Es muß aber ſchon 
jetzt mit allem Nachdruck der Mahnruf erſchallen, 
die Vorbereitungen für das Baujahr 1927 ſo 
rechtzeitig zu treffen, daß die geplanten Maß⸗ 
nahmen auch wirklich zu dem beabſichtigten Erfolg 
und einem merklichen Fortſchritt führen. Alle an 
der Geſtaltung des Hausbaues beteiligten Stellen, 
Reichs⸗ und Länderregierungen, die Parlamente 
in den Ländern und in den Städten müſſen das 
Ihrige dazu beitragen, daß eine Verſchleppung 
der notwendigen Entſchließungen für das nächſte 
Baujahr unter allen Umſtänden verhindert wird. 
Alle Kräfte ſind zu einem energiſchen Aufraffen 
entſchloſſen und müſſen dazu beitragen, daß der 
jetzt erwachte Willen zu einem durchgreifenden 
Handeln nicht letzten Endes doch wieder um ſeinen 
beſten Erfolg gebracht wird. Bis ſpäteſtens 
Dezember 1926 muß ſeitens des 
Reichs und der Länder Klarheit 
über ihre Abſichten für das Bau⸗ 
jahr 1927 geſchaffen ſein, damit ſeitens 
der Gemeinden und Kommunalverbände, ſowie 
der ausführenden Stellen noch in den Winter- 
monaten alle weiteren Maßnahmen ſo rechtzeitig 
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getroffen werden können, daß mit dem Einjegen 
f Se Frühjahrs auch die Bautätigkeit beginnen 
ann. 

Das Reich beabſichtigt nach Außerungen im 
Reichstag ein Bauprogramm auf 3 Jahre aufzu⸗ 
ſtellen. Hoffentlich führt das Programm nicht 
dazu, erſt wieder durch zu weitſchweifige Vor⸗ 
arbeiten, bei denen über das notwendige Maß 
hinausgegangen wird, eine ſtarke Verzögerung 
herbeizuführen, ſtatt die unbedingt notwendige 
Beſchleunigung zu erreichen. Wir können nur ein 
Bauprogramm durchführen, das über die 
Leiſtungsfähigkeit der Bauſtoffinduſtrie und die 
gegebene Zahl an Bauarbeitern nicht hinausgeht. 
Die Frage der Landbeſchaffung und Erſchließung 
iſt in erſter Linie Angelegenheit der Gemeinden. 
Was vom Reich und den Ländern in erſter Linie 
notwendig iſt, das iſt Klarheit über das Ausmaß 
der zur Verfügung ſtehenden Geldmittel und 
die an deren Vergebung geknüpften Bedingungen. 
1. Hypotheken und Baugelder ſind nach der gegen⸗ 
wärtigen Lage des Geldmarktes in ausreichendem 
Ausmaß vorhanden; notwendig ſind in erſter 
Linie die Ergänzungsmittel, d. h. die zur erbei- 
führung eines wirtſchaftlichen Bauens zu ganz 
billigen Bedingungen herzugebenden öffentlichen 
Darlehen (Hauszinsſteuer⸗ Hypotheken). Wenn 
das Reich eine Förderung der Bautätigkeit über 
das gegenwärtige Ausmaß hinaus herbeiführen 


Der internationale Wohnungs- und Städtebaufongref in Wien 
14. bis 19. September 1926. 


Konferenzbericht. 


er internationale Städtebaukongreß hatte ſich 
dieſes Jahr als Verſammlungsort die Stadt 
Wien gewählt. 

Zwei Hauptpunkte ſollten Gegenſtand der Be— 
ratungen ſein: 

A. Die Unterſuchung der Regelung des Boden- 
beſitzes in den verſchiedenen Ländern und 
der praktiſchen Ergebniſſe, die ſich damit bei 
der Stadt⸗ und Landesplanung erzielen 
laſſen. 

B. Die rationelle Verteilung vom Einfamilien— 
haus und Mehrfamilienhaus. 

Zum erſten Punkte ſollten alle Beziehungen be- 
ſprochen werden, die ſich zwiſchen Bodenbeſitz und 
Stadt- und Landesplanung ergeben, d. h. im ein- 
zelnen, welche Rolle dem Eigentum, der Pacht und 
dem Erbbaurecht zukommt, und wie das für eine 


will, jo hat es keinen Zweck, Vorſchüſſe auf ſpätere 
Erträgniſſe der Hauszinsſteuer zu geben, da ! 
dann die Lücke ſpäter eintritt, ſondern es müſſen 
Mittel und Wege gefunden werden, um den. fill 
den Wohnungsbau beſtimmten Teil der Hauszins' 
ſteuer zu ſtrecken. Das iſt die Kernfragk 
des ganzen Problems. Über das weitere f 
Weſentliche der Angelegenheit ſollte eigentli 
Klarheit beſtehen: daß vom Reich zur Verfügung 
geſtellte erhebliche Mittel nicht nur im Sinn eine 
Bekämpfung der augenblicklichen Wohnungsnot, 
ſondern auch möglichſt zu einer Geſundung un, 
ſerer Wohnungsverhältniſſe überhaupt benützt 
werden müſſen. Wenn alſo ein Programm auf 

geſtellt werden ſoll, ſo beſchränke man ſich na 
Möglichkeit auf die Frage der Beſchaffung bucht 
notwendigen Mittel und ſchließe ſich im übrigen 
möglichſt an die vom Reich im Frühjahr er 
laſſenen Richtlinien an, die im großen un 
ganzen durchaus Beifall gefunden haben, ſo da 
dann die Länder ihrerſeits noch mit Ende dieſes 
Jahres alle notwendigen Entſchließungen treffen 
können. Dann, aber nur dann wird es mögli 

ſein, endlich einmal mit dem Widerſinn zu brechen, 
daß die für die Bautätigkeit befte Zeit, der Früh 
ling und Frühſommer, nutzlos verſtreichen un 
erſt im Sommer mit der Bautätigkeit eingeſetz 
wird und dieſe nur zu einem Teil im gleichen 
Jahr zu Ende geführt werden kann. 


vernünftige Planung benötigte Land zweckmäßiſ 
beſchafft werden foll, ob durch Privatverträge 
oder Enteignung; und weiterhin, ob Grundſtücks 
umlegungen zweckmäßig und wie ſie durchzuführen 
jeien; endlich, welche Beziehungen fih zwiſchel 
Bodenwert und Landesplanung ergeben. | 
Bei dem zweiten Punkte handelte es ſich wenige! 
um die allgemeine Unterſuchung über die Vorteil 
des Einfamilien- oder Mehrfamilienhauſes, al 
um die Bedeutung, die dieſe beiden Bauarten H 
die Stadt- und Landesplanung haben, und die VY 
ziehung der Wohnungsfra ge zur Stadt- und 
Landesplanung überhaupt. R 
Es iſt nicht unintereſſant, einen kurzen Rückblit 
auf die Entwicklung der Verhandlungsthemen d 
werfen, die fich dieje jährlichen Städtebautagungen 
bisher zum Gegenſtand genommen haben. Wa 
rend man ſich bei den bisherigen Kongreſſel 
hauptſächlich mit der Frage befaßte, ob ein An 


— ——— 


Sch Ese f 


wachſen der Großſtädte weiterhin gut zu 
heißen, und wie dem am zweckmäßigſten zu ſteuern 
lei, hat ſich diefe Frage inzwiſchen einwandfrei da- 
hin geklärt, daß das weitere Anwachſen und Zu⸗ 
ammenwachſen der Großſtädte zu verurteilen, und 
daß in der Dezentraliſation und Auflockerung die 
künftige Art der Großſtadtentwickelung zu er⸗ 
blicken iſt. Lediglich darüber, ob die Trabanten⸗ 
bildung in nächſter Nähe der Großſtadt, in wirt⸗ 
ſchaftlichem Zuſammenhang mit dieſer, oder in 
einem Entfernungsradius von ca. 30 Kilometer 
mit eigener wirtſchaftlicher Entwickelung zu ſuchen 
ſei, beſtehen noch Meinungsverſchiedenheiten. 

Der diesjährige Städtebaukongreß hat ſich da⸗ 
gegen die beiden obenerwähnten Fragen zum Ver⸗ 
handlungsgegenſtand genommen! 

Es lagen folgende Vorberichte zur Bodenfrage 
gedruckt vor: 

Oberſtadtbaurat, Ingenieur Ernſt Hein, 
Wien: „Die Bodenpolitik der Gemeinde Wien“; 
Dr. Ottokar Fierlinger, Minifter für öffent- 
Arbeiten, Prag: „Die Bodenfrage in ihren Be- 
ziehungen zum Städtebau in der tſchechoſlowa— 
kiſchen Republik“; Kay Ulrich, Miniſter des 
Innern, Dänemark: „Bodenerwerbung für Zwecke 
des Städtebaues in Dänemark“; Yrjö Harvia, 
Generalſekretär der Vereinigung der finniſchen 
Landgemeinden: „Die Einteilung von Gemeinde- 
gründen für Bauzwecke in Finnland“; Dr. Robert 
Schmidt, Verbandsdirektor, Eſſen: „Das Bo⸗ 
denrecht in Deutſchland im Verhältniſſe zu Städte⸗ 
bau und Landesplanung“; Dr. H. H. Ziſſeler, 
Bürgermeiſter von Lehrte: „Der Kampf zwiſchen 

eiem Grundeigentum und planmäßiger Boden⸗ 
wirtſchaft': Sir Theodore Chambers, Vor- 
ſitzender der Gartenſtadt Welwyn: „Schwierig⸗ 
keiten des Städtebaues und der Landesplanung in 
Großbritannien“; Dr. Drooglever Fortuyn, 
Holland: „Die Bodenfrage in ihren Beziehungen 
zum Städtebau und zur Landesplanung in Hol⸗ 
land“; Profeſſor Ceſare Chiodi, Stadtrat in 
Mailand: „Bodenbeſitzverhältniſſe und Städtebau 
in Italien“; Guſtav Linden, Architekt Swediſh 
Royal Building Board: „Bodenfrage und Städte⸗ 
bau in Schweden“; Dr. Hans Bernoulli, 
Profeſſor für Architektur, Baſel: „Grundbeſitz und 
Stadterweiterung in der Schweiz“; Dr. John 
Nolen, Präſident des Amerikaniſchen Städte⸗ 
bauinſtituts: „Landesplanung und Städtebau in 
ihren Beziehungen zu den gegenwärtigen und künf⸗ 
tigen Bodenwerten in den Vereinigten Staaten“; 
Frant B. Williams, Newyork⸗City: „Das 
geſetzliche Syſtem in den Vereinigten Staaten und 
in feinen Beziehungen zum Städtebau“; Arturio 
Soria Hernandez, Direktor der Compania 
Madrilena de Urbanizacion, Madrid: „Die Boden⸗ 
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frage in ihren Beziehungen zum Städtebau und 
zur Landesplanung in Spanien“. 

Sowohl die Vorberichte als auch die außer— 
ordentlich lebhafte Diskuſſion zeigten, daß das 
Herausgreifen der Bodenfrage in bezug auf Städte⸗ 
bau und Landesplanung notwendig zu allgemeinen 
Erörterungen über die Theorie des neuen Städte- 
baues führen muß. 

So wuchs ſich die Diskuſſion mehr oder weniger 
aus zu einem Bekenntnis für oder wider den neuen 
Städtebau und damit auch für oder wider Neu- 
regelung der Bodenfrage in den einzelnen Ländern. 
Darüber hinaus wäre es freilich von Intereſſe 
und von großer Wichtigkeit geweſen, in Rede und 
Gegenrede gerade die praktiſchen Durchführungs⸗ 
möglichkeiten zu klären. 

Insbeſondere die Unterſuchungen von Dr. 
Schmidt⸗Eſſen über das Bodenrecht in Deutſch⸗ 
land im Verhältnis zu Städtebau und Landes⸗ 
planung, und von Dr. Ziſſeler⸗-Lehrte über den 
Kampf zwiſchen freiem Grundeigentum und plan⸗ 
mäßiger Bodenwirtſchaft lieferten hierzu hervor⸗ 
ragendes Material. 

Die in dieſen beiden Berichten und ſelbſtver⸗ 
ſtändlich auch die in den Berichten aus den an⸗ 
deren Ländern niedergelegten Punkte hätten klar 
und deutlich reihenmäßig zur Diskuſſion geſtellt 
werden ſollen, und man hätte ſo jeden Redner 
zwingen können, zum Thema zu ſprechen. 

Ein ſolcher Verſuch von Dr. Schmidt⸗Eſſen 
ſcheiterte bedauerlicher Weiſe. Er ſtellte zu Be- 
ginn der Diskuſſion drei Fragen auf und bean⸗ 
tragte, daß jeder Redner ſich dazu äußern ſollte, 
nämlich: e 

J. Von welchem Zeitpunkt an foll die Klaſſifi— 

zierung des Bodens auf die Landbeiwirt- 
ſchaftung Einfluß haben? 

II. Soll eine Enteignung durch die Gemeinde 
oder den Staat erfolgen? In Form einer 
Vermittlerrolle? oder ſoll das Ganze in der 
öffentlichen Hand bleiben? 

III. Zeigt ſich durch alle dieſe Erſcheinungen ein 
Übergang von der Individualiſierung des 
Bodens zur Vergeſellſchaftung? und iſt dieſe 
letzte zweckmäßiger? 

In höchſt unverſtändiger Weiſe wurde einer 
ſolchen Feſtlegung der Diskuſſionspunkte von 
Einzelnen widerſprochen. Wenn dieſe Herren 
die erwähnten Vorberichte genauer geleſen hätten, 
dann hätten ſie beiſpielsweiſe in der ausgezeich⸗ 
neten Studie Dr. Ziſſelers genügend Anknüpfungs⸗ 
punkte gefunden, um über die ſchonende Behand⸗ 
lung „der beſtehenden Rechtsbegriffe“, die ihnen 
anſcheinend ſehr am Herzen lag, zur Sache ſprechen 
zu können. Abgeſehen von dieſer ganz unverſtän⸗ 


„ 


> bi 
Ze 


390 


FF 


hei m 


digen Oppoſition gegen ſachliche Diskutierung ergab 
ſich, im großen geſehen, eine faſt einſtimmige Ent⸗ 
ſcheidung für die Verſtärkung des Ent- 
eignungsrechtes im Intereſſe einer ge⸗ 
ſunden und vorausſchauenden Stadt- und Landes- 
planung, da in faſt ſämtlichen Staaten der Grund 
und Boden in Privatbeſitz iſt, mit Ausnahme 
Schwedens und Finnlands, wo er ſich zum größten 
Teil in der öffentlichen Hand befindet. 

Leider muß man auch in Deutſchland mit dieſer 
Tatſache des Privatbeſitzes rechnen. Das einfachſte 
Mittel, fich den nötigen Einfluß und dem Bebau- 
ungsplan die Durchführbarkeit zu ſichern, wäre ja 
nun, daß fich die Gemeinden den nötigen Grund- 
beſitz ſelbſt käuflich erwerben. Da dies jedoch aus 
den verſchiedenſten Gründen häufig nicht möglich 
ift, müſſen Mittel und Wege zum öffentlichen Er- 
werb geſucht und gefunden werden. 

Dr. Schmidt⸗Eſſen ſprach für die Zonenenteig- 
nung. Dr. Ziſſeler warnte vor Überſteigerung der 
Enteignungswünſche und beſonders vor dem all⸗ 
gemeinen Enteignungsrecht, er will das Ent⸗ 
eignungsrecht in die Stellung hinter den 
Bebauungsplan gerückt wiſſen, d. h. es ſoll 
nur da enteignet werden, wo in nächſter Zeit ge- 
baut werden foll, d. h. nur das eigentliche „Neu- 
bauland“. Störung der Landwirtſchaft in ihrer 
ſelbſtändigen Ausnutzung des Bodens ſei möglichſt 
zu vermeiden, da nur der private Wille die höchſt⸗ 
mögliche Ausnutzung gewährleiſte. Er verſpreche 
ſich von einer Ausdehnung des Enteignungsrechtes 
auf den geſamten Grund und Boden keine För- 
derung des neuen Städtebaues. Sehr beachtlich iſt 
auch ſein Hinweis auf die Nutzungsangaben der 
Flächenaufteilungspläne! Er bezweifelt, daß die 
Angabe der land- und forſtwirtſchaftlichen Nutzung 
auch tatſächlich befolgt werden würde, und befürch⸗ 
tet, daß hier aus Vorteilserwägungen Odland ent⸗ 
ſtehen kann. 

Dies Bedenken berührt die Frage der Offen- 
legung der Flächenaufteilungs⸗ 
pläne. Es iſt nicht einzuſehen, warum ein Ge⸗ 
biet, das auf brauchbarem Boden bisher landwirt- 
ſchaftlich ausgenutzt worden iſt, nur deswegen 
brach liegen bleiben ſoll, weil in der Nähe Be⸗ 
bauung entſtehen könnte. Gerade wenn der 
Flächenaufteilungsplan klar und deutlich zeigt, wie 
weit die Bebauung geht, wird das von ihr nicht 
bedrohte Gelände ſtets hochwertiges Landwirt⸗ 
ſchaftsgebiet bleiben, denn es iſt eine Tatſache, daß 
gerade Acker- und Gartenland in der Nähe der 
Großſtädte beſonders geſucht iſt. Etwas anderes 
ijt es bei den für Bauzwecke vorgeſehenen Ge- 
bieten. Hier könnte die mit Sicherheit erwartete 
Wertſteigerung die landwirtſchaftliche Ausnutzung 
unrentabel erſcheinen laſſen. Dies Für und Wider 
wäre auch hier mit einem Schlage zu beſeitigen, 


wenn ſich der Grund und Boden in der öffentlichen 
Hand befinden würde. 


Der Hinweis Dr. Schmidt's auf das alte germa 
niſche Recht, nach dem die Ortsinſaſſen das gemein- 
ſchaftliche Anrecht am Weichbild (Almende) hatten, 
gibt zu denken. Man kann nicht ſagen, daß das 
ſpäter eingeführte römiſche Recht des freien Eigen 
tums über den Grund und Boden uns ideale Zur 
ſtände für unſere Wirtſchaftsentwickelung beſchert 
hat. Wir ſehen, wie dieſes freie Verfügungsrecht 
in mühevoller und ſtückweiſer Geſetzgebung bis 
heute mehr und mehr eingeſchränkt worden iſt mit 
dem Endergebnis, daß man allgemein die Wir 
kungsloſigkeit dieſer Einzelbeſtimmungen einzu⸗ 
ſehen beginnt und an Stelle dieſer vielen Einzel’ 
einſchränkungen ein neues zuſammenhängendes 
und logiſches Bodenrecht fordert. 

Vielleicht liegt der geſunde Weg hier ſo, daß 
man bezüglich Enteignung einen beſonderen Unter: 
ſchied machen muß zwiſchen landwirtſchaftlich o: 
nutztem Gebiet und dem von ſtädtiſcher und m 
duſtrieller Entwickelung erfaßten Gelände. 

„Der Wert des landwirtſchaftlichen 
Grundes iſt die Kapitaliſation ſeines Erträgniſſes, 
und dieſes wird von dem ihn bewohnenden Judi- 
biduum geſchaffen. Unter dem Syſtem des Pri- 
vatbeſitzes und der Spekulation wird der Wert und 
das Einkommen des ſtädtiſchen Bodens feine 
falls geſchaffen, ſondern einfach nur von dem, 
der ihn beſitzt, gefunden). 

In dieſem Zuſammenhang ift es durchaus folge: 
richtig, wenn die engliſchen Gartenſtadtvertreter 
Mr. R. Unwin, Sir Th. Chambers und Mr. Pur- 
dom verlangten, daß für einheitliche, beſondere 
Unternehmungen, wie Garten- oder Trabanten⸗ 
ſtädte, das geſamte, für den Umfang des Projektes 
vorgeſehene Areal in der öffentlichen Gand fein foll. 

Eine genaue Überſicht über das Reſultat dieſer 
Beſprechung der Bodenfrage wird erft der aus- 
führliche Konferenzbericht ergeben. Es konnten 
hier nur einige Geſichtspunkte geſtreift werden. 
So viel iſt jedoch allgemein zu ſagen, daß aus den 
Berichten ſämtlicher Länder hervorgeht, daß über⸗ 
all die Bodenfrage für die Entwickelung des Städte: 
baues große Hinderniſſe bietet, und daß faſt in allen 
Ländern ähnliche Maßnahmen zur Klärung dieſes 
Problemes ergriffen worden find und für die Zu‘ 
kunft erwogen werden. Dieſe Maßnahmen find: 


1. Aufſtellung von Flächenaufteilungsplänen 
mit Feſtlegung von Flächennutzungen, Ver 
kehrsbändern und Bauzonen. 


2. Umlegungs- und Enteignungsgeſetze. 
3. Zwangstauſch an Stelle von Enteignungen. 


*) Aus dem Bericht von Dr. John Nolen, Preſident 
of American City Planning Inſtitute. 
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Bodenwert⸗ oder Wertzuwachsſteuern. 
. Erbbau und Erbpacht, 
. Bejeitigung der Bodenſpekulation. 
Geländeankauf durch die Gemeinden. 
Gründung von Garten- oder Trabanten⸗ 
ſtädten. 
Der zweite Verhandlungsgegenſtand des Kon⸗ 
greſſes war die Frage, welche Bedeutung der Ver⸗ 
teilung von Einfamilien- und Mehrfamilienhaus 
in Bezug auf Städte- und Landesplanung ğu- 
kommt. Zu dieſer Frage, die auch nur an zwei 
Halbtagen (15. September, nachmittags, und 
16. September, vormittags) behandelt wurde, 
lagen zwölf Referate vor, und zwar: Ingenieur 
Dr. Franz Muſil, Stadtbaudirektor, Wien: 
„Wohn- und Verkehrsverhältniſſe in ihrer gegen⸗ 
ſeitigen Abhängigkeit“; Architekt Alois Kubi⸗ 
tef, Tſchechoſlowakei: „Heimſtätten in der 
Tſchechoflowakei“; F. M. Elgood, Vorſitzender 
des National Houſing and Town Planning Coun⸗ 
eil⸗London: „Einfamilienhaus oder Stockwerk⸗ 
wohnhaus in England“; A. Bjerre, C. E. 
Städtebaudepartement der Stadt Kopenhagen: 
„Die Entwicklung in den größeren Städten Däne- 
marks“; Birger Brunila, Städtebauarchitekt, 
Helſingfors: „Einfamilienhaus und Mehrfamilien⸗ 
aus in Finnland“; Henri Sellier, Bürger⸗ 
meiſter von Suresnes: „Die Verteilung von Ein- 
amilienhaus und Mehrfamilienhaus im Seine- 
departement“; G. Benoit⸗Levy, Direktor 
der Gartenſtadtgeſellſchaft, Frankreich: „Der gegen⸗ 
wärtige Stand der Wohnungsfrage in Frankreich“; 
Adolf Muesmann, Profeſſor der techniſchen 
Hochſchule in Dresden: „Kleinhaus und Großhaus 
und ihre Bedeutung für den Stadtorganismus“; 
H. van der Kaa, Chef der ſtaatlichen Woh⸗ 
nungsinſpektion, Holland: „Das Einfamilienhaus 
und ſeine Möglichkeiten in Holland“; Prof. Ceſare 
lbertini, Chef der techniſchen Abteilung der 
Stadt Mailand: „Die Verteilung der Wohnungen 
und die Vorſchriften, welche ſich auf Straßen be⸗ 
ziehen“; Frederico Lopez-Valencia, Mr- 
eitsminiſterium, Madrid: „Einfamilienhaus und 
Mehrfamilienhaus in Spanien“; Henry Wright, 
merican Inſt. of Architects: „Einfamilienhaus 
und Mehrfamilienhaus in den Vereinigten 
aaten. Einige Leitgedanken“. 

Das ausgezeichnete Referat von Prof. M u e s- 
mann⸗Dresden brachte die einzigen greifbaren 
Vorſchläge für die Auswirkungen der einen oder 
der anderen Bauweiſe im Städtebau. 
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So ſtellt er, auf der Unterſuchung Serinis 
fußend, feft, daß „bei Verlangen nach größeren 
Freiflächen, als fie die (ſogenannten) reinen Be- 
lichtungsflächen ergeben, der Umfang unſerer 
Stadterweiterungsgebiete mit der Zunahme der 
Stockwerkszahl keine weſentliche Entlaſtung er- 
fährt“, und beweiſt weiter durch Errechnungen, 
daß die „Verlängerung der Wege durch die Klein- 
haus⸗ und Einfamilienhausbauweiſe gegenüber 
den Vorzügen einer ſolchen Anſiedlung unerheblich 
it“. 

Die ſtarke Betonung der offenen Bauweiſe mit 
größerer Landzulage haben dem Ge- 
danken der Auflockerung der Großſtädte durch 
Einfamilienhäuſer ſehr geſchadet. Nur der Ein⸗ 
familienreihenhausbau und geringe Gartenland- 
Zuteilung fei geeignet, Stadterweite⸗ 
rung und Einfamilien hausbau mit: 
einander in Einklang zu ſetzen. 

Durch die Verwendung des Einfamilienhauſes 
erniedrigt fih zwar die Bodenrente, die Erſchlie⸗ 
ßungen gehen jedoch ſchneller vor ſich und verteilen 
ſich gleichzeitig über ein größeres Gebiet und laſſen 
ſo mehr Grundbeſitzer und dieſe auch ſchneller am 
Bodenwert profitieren. 

Die konzentriſche Stadtbildung ſei ſchuld an zu 
hohen Bodenpreiſen und Wertſteigerung infolge 
der damit verbundenen Zuſammenballung. Rih- 
tiger fei dezentrale Stadtentwickelung, bei der ge- 
rade das Einfamilienhaus eine vernünftige De⸗ 
zentraliſation durch Trabantenbildung ermögliche. 
Dieſe Art weiſe dem Einfamilien- 
haus unddem Kleinhaus die Gebiete 
des billigen Bodens zu. Außerdem lockt 
das Einfamilienhaus das Sparkapital des Volkes 
an und trägt ſo mit dazu bei, die heute notwendige 
Wohnungsvermehrung zu begünſtigen. 

So führt die Frage, ob Einfamilienhaus oder 
Mehrfamilienhaus, ebenfalls zur Frage der Boden⸗ 
wertbildung. 

Und zuſammenfaſſend kann man ſagen, daß 
ſelbſtverſtändlich eine rein theoretiſche und, 
wenn man jo jagen darf, objektive Erörte⸗ 
rung, welche Form der Städteerweiterung und 
welche Form der Wohnung zweckmäßig und 
richtig fei, gar nicht möglich ift ohne die Er- 
kenntnis von der Mangelhaftigkeit des be- 
ſtehenden Zuſtandes im Städtebau, mit ſeinen 
ſchweren, ſozialen und ethiſchen Schäden, ohne das 
Gefühl für die in den neuen Forderungen ſich aus⸗ 
drückende Sehnſucht nach Menſchlichkeit und ohne 
den entſcheidenden Willen zur verbeſſernden Tat. 
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Abb. 1. Der Wiener Volkswohnungspalaſt „Am Fuchſenfeld“, XII Bezirk. 
überbauung der Rizygaſſe. Arch. Schmid und Aichinger. 
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Abb. 2. Der Wiener Volkswohnungspalaſt „Am Fuchſenfeld“. 
Einblick in die Neuwallgaſſe. Arch. Schmid und Aichinger. 
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Wohnungs und Siedlungs⸗ 
probleme der Stadt Wien. 


Den Teilnehmern des Kongreſſes war 
in Wien Gelegenheit gegeben, die neuen 
Wohnungsbauten der Stadt kennen zu lernen. 
Die hier zu machenden Beobachtungen waren in 
erſter Linie nach der wohnungspolitiſchen Seite 
hin bemerkenswert. 

Es iſt bereits mehrfach in die Offentlichkeit 
gedrungen, daß die Gemeinde Wien ein 
großzügiges Wohnungsbauprogramm in den 
letzten Jahren zur Durchführung gebracht hat. 
Nachdem man bis 1923 cirfa 7000 Woh- 
nungen geſchaffen hatte, faßte man am 21. 9. 23 
den bekannten Beſchluß zur Erbauung von 
25000 Wohnungen. Dieſes Programm, das 
auf 5 Jahre verteilt werden ſollte, wird aber 
bereits Ende des nächſten Jahres 1927 voll- 
kommen abgewickelt ſein. Schon daraus geht 
hervor, daß hier — zum mindeſten in organija- 
toriſcher Beziehung — eine beachtliche Leiſtung 
vorliegt. Die Gemeinde Wien hat allerdings zur 
Durchführung dieſes Programms nicht eine 
einzige Bauſtelle gewählt, um dort etwa eine 
Garten- oder Trabantenſtadt zu errichten, ſondern 
ſie hat die gerade zur Verfügung ſtehenden 
Flächen — es kommen hier 151 verſchiedene Bau⸗ 
ſtellen in Frage“) — im engeren Stadtgebiet aus⸗ 
gewählt, und ſie hat dieſe Bauſtellen, wie eben- 
falls bereits in die Offentlichkeit gedrungen iſt, 
überwiegend mit größeren Mehrfamilienhaus⸗ 
blocks (Stockwerkswohnungen) beſetzt, die häufig 
als geſchloſſene Wohnhöfe mit beſonderer Er⸗ 
höhung einzelner Teile ausgebildet ſind, ſo daß 
ſich bereits der Begriff einer beſonderen Wiener 

uweiſe in dieſem Zuſammenhang heraus- 
gebildet hat. 

Es iſt für jeden Fremden zunächſt eine auf— 
fallende Tatſache, daß die überwiegende Mehrzahl 
aller neuen Wohnungen Wiens in ſolchen „Volks⸗ 
wohnungspaläſten“ untergebracht ſind, während 
nur ein geringer Teil — etwa 3880 Wohnungen 
— im Einfamilienhaus errichtet wurde. Dieſe 
Tatſache wurde denn auch im Verlaufe des Kon⸗ 
greſſes mehrfach zum Gegenſtand des Angriffes 
und der Verteidigung, wobei der Angriff — aus 
Köflichfeitsgründen — weniger von den aus- 
wärtigen Gäſten, als von einer einheimiſchen 

ruppe ausging. 

Die Gemeinde Wien verteidigt ſich in ihren 
Druckſchriften gegen ſolche Angriffe mit ver- 
—̃ vX— 

*) von dieſen find 28 Flachſiedlungen mit ca. 3880 
Wohnungen und 123 Hochbau⸗Stellen mit ca. 28 000 

ohnungen. Und von dieſen 123 ſind 39 Stellen mit 
einer geringeren Anzahl als 100 Wohnungen, 85 Stellen 
mit einer Anzahl von 100—500 Wohnungen uno 
9 Stellen mit einer Anzahl von 500—2000 Wohnungen 


ſchiedenen Beweisgründen. Die Bevorzugung 
des Mehrfamilienhauſes war nach ihrer Anſicht 
notwendig 
1. aus Mangel an Boden, 
2. um die verfügbaren Mittel auf das ſpar⸗ 
ſamſte zu verwenden, 
3. um der Wohnungsnot ra jh abzuhelfen, 

4. infolge der allgemeinen Armut der öſtlichen 
Länder und der wirtſchaftlichen Schwäche des 
Arbeiters und Angeſtellten, beſonders in 
Deutſch⸗Oſterreich, 

5. wegen Mangels an techniſch hochwertigen 
Verkehrsmitteln. 

6. wegen allgemeiner Hemmung der Ent⸗ 
wicklung Wiens als alter Feſtungsſtadt. 

Hierzu iſt zu ſagen, daß ein Mangel an 
Bodenfläche nicht der Grund geweſen ſein kann, 
da zweifellos der Gemeinde Wien Bauland in aus⸗ 
reichendem Maße zur Verfügung ſteht, wie auch 
mehrere einheimiſche Diskuſſionsredner be- 
ſtätigten. Nach dem Stand Ende 1925 beſitzt die 
Gemeinde Wien — allerdings in den einzelnen 
Bezirken verſtreut — im ganzen 6681,37 ha. 

Der Einwand, daß raſche Hilfe nötig war, iſt 
ſchon ſtichhaltiger. Es ift der Stadt Wien 
zweifellos gelungen, durch Rationaliſierung und 
Zuſammenfaſſung eine weſentliche Beſchleunigung 
des Bauvorganges zu bewirken. 

Durch die mehr im engeren Stadtbezirk ge— 
legenen Bauſtellen iſt zweifellos der Vorzug ge- 
geben, daß die Verkehrswege zu dieſen Bauſtellen 
kurz ſind. Richtig iſt auch der Einwand, daß zur 
Anlage einer Gartenvorſtadt zweifellos günſtige, 
techniſch hochwertige Verkehrsmittel zur Ver⸗ 
fügung ſtehen müſſen, um bei den heutigen 
Bodenpreisverhältniſſen ein Gelände hierfür zu 
ſichern, deffen Preis die Durchführung im Flach⸗ 
bau ermöglicht, und daß ſolche Verkehrsmittel in 
Wien nicht zur Verfügung ſtanden. Eine wirt⸗ 
ſchaftlich ſelbſtändige Trabantenſtadt durch Um⸗ 
und Anſiedlung von Induſtrie zu bilden, wäre an 
der außerordentlich ſchwierigen Lage der öfter- 
reichiſchen Wirtſchaft geſcheitert. Wenn auch das 
zur Verfügung ſtehende Straßennetz mit ſeinen 
ausgebauten Leitungen für Gas, Waſſer, elektriſches 
Licht und Kanaliſation kein beſonders ſchönes iſt, ſo 
ſtellen doch dieſe Werte ein Kapital dar, welches bei 
der ſofortigen Behebung der Wohnungsnot mit 
den verfügbaren Mitteln nicht außer Acht gelaſſen 
werden konnte. Ebenſo iſt als Grund für die 
Anwendung der Stockwerkswohnung nicht von 
der Hand zu weiſen, daß Wien fi als alte, 
Feſtungsſtadt ſehr ſchlecht entwickelt hat. Es war 
natürlich mit Aufhebung der Feſtungswälle noch 
nicht die Möglichkeit zu einer plötzlichen, weit⸗ 
räumigen Entwicklung im Sinn eines neuzeitlichen 
Städtebaues gegeben, ſondern dieſe mußte aus 
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wirtſchaftlichen der, daß für den 


Gründen in lang⸗ 
ſamem Übergang 
geſucht werden. 
Ob Unterlaſſungs⸗ 
ſünden der Stadı 
Wien in dieſer 
Richtung ſeit 1860 
vorliegen, ſoll hier 
nicht unterſucht 
werden. Auf die 
Erwähnung der 
allgem. wirtſchaft⸗ 
lichen Schwäche 
des Arbeiters und 
Angeſtellten in den 
öſtlichen Ländern 
kann man nur er⸗ 
widern, daß dieſe 
an ſich bedauer⸗ 
liche Tatſachewohl 
die Kleinſtwoh⸗ 
nung von 38 qm 
Wohnfläche mit 
Küche und Stube 
begründet, aber 
keineswegs eine 
Kleinſtwohnung 
im 5. Geſchoß 
einer ſolchen 
Mietskaſerne 
rechtfertigt. Viel⸗ 
mehr iſt der ſprin⸗ 
gende Punkt dieſer 
ganzen 
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wirtschaftlich 
Schwachen Arbeiter 
und Angeſtellten 
eine Wohnung in 
Frage kommt, die 
mit einer Wohn⸗ 
fläche von 38 bis 
45 qm ſchwer im 
Einfamilienhaus 
erſtellt werden 
kann. Es iſt klar, 
daß man eine au⸗ 
genblickliche Ber- 
billigung erzielt, 
wenn man ſolche 
Kleinſtwohnungen 
in Mehrgeſchoß⸗ 
häuſern an ont: 
handenen Stra- 
ßen unterbringt, 
es iſt hierbei aber 
zu berückſichtigen, 
daß man für die 
grundſätzliche 
Koſten⸗ und Bin- 
ſenberechnung das 
durch Anlage der 
Straße mit allen 
Verſorgungslei⸗ 
tungen inveſtierte 
Kapital in Anrech⸗ 
nung bringen muß. 
Oder mit anderen 


Erörte⸗ Abb. 4. Gegenüberſtellung einer Vorkriegs⸗Blockbebauung in einem inneren Worten, man kann 


rungen doch wohl Stadtbezirk mit einer neuen Blockbebauung in einem äußeren Stadtbezirk. dieſe Form der 
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Wohnungserſtellung als tums entſtanden keine Pa- 


kotſtandsmaßnahme gel- 
ten laſſen, ſie wird aber 
niemals dem Ideal einer 
vernünftigen Bauweiſe und 
Stadtentwicklung ent⸗ 
ſprechen. Weiterhin iſt nicht 
zu verſtehen, warum dieſe 
Kleinſtwohnungen in jo 
großen Blocks mit zen⸗ 
traler Zuſammenfaſſung 
angelegt wurden. Durch 
die Berechnung von Se- 
rini iſt feſtgeſtellt, daß 
eine Verbilligung für den 
Wohnungsbau nur bis 
zum dritten Vollgeſchoß 
eintritt, daß alle darüber⸗ 
liegenden Geſchoſſe, alfo 
ſchon das vierte Voll- 
geſchoß, keine Verbilligung 
mehr bringen. Wir finden 
aber als Mindeſthöhe der 
Wiener Volkswohnungs⸗ 
paläſte vier Vollgeſchoſſe, 
als Normalhöhe fünf Voll- 
geſchoſſe mit Aufhöhungen 
bis zu ſechs und ſieben 
Vollgeſchoſſen. ; 
Es iſt trotz alles Ber- 
ſtändniſſes, das man für 
die bejondere. Lage Wiens 
aufzubringen gewillt iſt, 
nicht einfach aus dem 
Zwang verſchiedener Pe- 
dingungen zu erklären, daß 
man zu ſolchen Volkswoh— 
nungspaläſten kam, viel⸗ 
mehr ſcheinen hierfür doch 
noch andere Geſichtspunkte 
maßgebend geweſen zu 
ſein; wir möchten ſie als 
Wiener Imponderabilien 
bezeichnen. Der Wiener 
Architekt Dr J. Frank 
beſpricht in einem dies- 
jährigen Heft der öſter⸗ 
reichiſchen Zeitſchrift „Der 
Aufbau“ dieſe Mietswoh⸗ 
nungspaläſte und berichtet 
folgende Definition des 
Wortes Palaſt, die er im 
Brockhaus gefunden hat: 
„Der Palaſt ift ein zum 
friedlichen Beſitz für Für⸗ 


WOHNUNG MIT 38 am WOHNFLÄCHE 


LICHTE HÖHE 280 ta 


WOHNUNG Mr 45 GM WOHNFLÄCHE 


LIHTE 5e 280M. 


WOHNFLÄCHE 


WOHNUNG MIT 46 am 


LICHTE Höre 280m. läſte — In Wien 


nennt man Paläſte 
jogar ſolche große 
Miethäuſer, in wel⸗ 
chen nur ein Ge- 
ſchoß für den Be- 
ſitzer künſtleriſch 
ausgeſtattet iſt.“ Das 
ſtete Bild einer engen 
Feſtungsſtadt mit hohen 
Geſchoßzahlen auf der 
einen Seite und das Vor⸗ 
handenſein vieler Adels⸗ 
und Fürſtenpaläſte auf der 
anderen Seite haben an⸗ 
ſcheinend dieſen Begriff 
volkstümlich gemacht, und 
man verwendet nun frei- 
gebig dasſelbe Wort für 
die Mietkaſernen der Ge— 
meinde. 

Die Verbilligung der 
Wohnungsherſtellung durch 
Errichtung in Mehrfami⸗ 
lienhäuſer dürfte von der 
Gemeinde Wien eigentlich 
nicht als Begründung an⸗ 
geführt werden, denn die 
wirkſamſte und wichtigſte 
Folge billiger Bauher⸗ 
ſtellung, die Herabdrückung 
des Mietzinſes, ſpielt in 
Wien keine Rolle. Wir 
haben in Wien eine faſt 
vollſtändige Sozialiſierung 
des Hausbeſitzes. Es wird 

einſchließlich Wohnbau⸗ 
ſteuer und Betriebskoſten 
des Hauſes durchſchnittlich 
ein Betrag von ſechs bis 
acht Schilling für die 
Wohnung als monatliche 
Miete erhoben (1 Schilling 
= 0,60 /. Die Gemeinde 
verzichtet ſonach auf jede 
Verzinſung für das von ihr 
aufgewendete Baukapital. 
Die Mittel zu dieſem Bau⸗ 
kapital fließen aus der ſo⸗ 

genannten Wohnbau⸗ 
ſteuer. „Dieſe iſt nach der 
Größe der Wohnung feſt⸗ 
geſtellt, [Hont die kleinen 
Wohnungen und zieht die 


ſten und Herren beſtimm⸗ Abb. 5. Drei Stockwerks⸗Wohnungsgrundriſſe, wie Beſitzer der größeren Woh- 
| tes Bauwerk — in Zeiten fie von der Gemeinde Wien in ihren neuen Volks- nungen und Luxuswoh⸗ 
eines ſchlichten Bürger⸗ wohnhäuſern angelegt werden. nungen kräftiger heran. 
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Abb. 6. Siedlung „am Waſſerturm“ in Wien. Die Siedlung enthält 190 Wohnungen 


in Einfamilien-Reihenhäuſern. 


Schlafzimmer 


Arch. Franz Schuſter und Franz Schacherl. 
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Ruhebett 


Abb. 7. Siedlung „am Waſſerturm“ in Wien. 
Obergeſchoßgrundriß, Type Ia. Maßſtab 1: 100. 
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Abb. 9. Siedlung „am Waſſerturm“ in Wien: Blik aus Wohnraum 
in den Garten, Type To, 
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Abb. 11. Siedlung „am Waſſerturm“ in Wien: Eßraum, Type la. 
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Abb. 12. „Siedlung am Waſſerturm“ in Wien: Gartenanſicht, Type la. 
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Abb. 13. Siedlung „am Waſſerturm“ in Wien: Küche, Type la. 


Steuerertrag iſt für 1926 auf 
34 150000 Schilling (20 490 000 M) ver⸗ 
anſchlagt. Das ijt / der Hauszinsſteuer der 
Vorkriegszeit und etwa 6% des geſamten Vor⸗ 
kriegszinſes in Gold gerechnet. Die Steuer iſt 
eine ausſchließliche Zweckſteuer und wird nur für 
ohnungsfürſorge verwendet.“) Der Ertrag 
der Wohnbauſteuer ift jedoch als einzige Geld- 
quelle nicht ausreichend. Im Ver⸗ 
waltungsjahr 1925 wurden für Bauten rund 
96 000 000 Schilling ausgegeben. Als bedenklich 
muß man es bezeichnen, wenn hier nicht nur 
tittel der Wohnbauſteuer, ſondern ſolche aus 
andern Steuern zinslos verbaut werden. So⸗ 
ange wir die allgemeine Zinsrechnung haben, 
muß ſolche „Sonderlöſung“ für die Wohnungs⸗ 
Grade zu wirtſchaftlichen Erſchütterungen 
ihren. 

„Die niedrigen Mieten werden damit be⸗ 
gründet, daß der Arbeiter und Angeſtellte nicht in 
er Lage ſei, eine höhere Miete zu zahlen, und 
man behauptet, daß für die von privater Bau⸗ 
tätigkeit im freien Verkehr hergeſtellten Klein- 
wohnungen ein Mietzins gefordert werden würde, 
er etwa 60% des heutigen Lohnes eines Mr- 


Der geſamte 


beiters ausmachte. Nun bezieht aber nach der 
Auskunft der Gemeindeverwaltung ſelbſt ein 
Straßenarbeiter einen Monatslohn von 153,5 bis 
271,0 Schilling, ein Amtsgehilfe einen ſolchen 
von 173,5 bis 333,5 Schilling. Ein Mietzins von 
7 Schilling ſtellt demnach etwa ½ des Anfangs- 
gehaltes eines Wiener Straßenarbeiters dar. 

Nach unſeren deutſchen Begriffen entſpricht 
dies Verhältnis zwiſchen Miete und Geſamt⸗ 
einkommen nicht den natürlichen Verhältniſſen, 
da wir immerhin mit der Aufwendung von ½ 
bis ½ des Lohnes für die Wohnung rechnen. 
Man kann alſo ſagen, daß in Wien 
grundſätzlich kein Verſuch zur Ausg- 
gleichung der Miete an die tatſäch⸗ 
lichen wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe gemacht worden iſt. Das End⸗ 
ergebnis bleibt abzuwarten. 

Jedenfalls iſt zuzugeben: Die Wohnungsver⸗ 
hältniſſe in Wien waren vor dem Kriege ſchlecht, 
unvergleichlich viel ſchlechter als in jeder 
Stadt Deutſchlands. Zum Vergleich iſt hier eine 


Aus der Schrift „Die ſozialdemokratiſche Gemeinde⸗ 
verwaltung in Wien“ von Danneberg. 
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Abbildung eines typiſchen Unternehmergrund⸗ 
riſſes der Vorkriegszeit für Kleinwohnungen von 
ca. 30 qm Wohnfläche gegen (Abb. 3), ebenſo 
ein Beiſpiel typiſcher Blockbebauung in der 
inneren Stadt Wiens aus der Vorkriegszeit und 
darunter ein Beiſpiel neuer Blockbebauung aus 
der Bautätigkeit der Gemeinde (Abb. 4). 

Während der Unternehmer vor dem Krieg mit 
einer Blodverbauung von etwa 80 % rechnen 
konnte, zeigen die neuen Wohnhöfe nur eine Ver⸗ 
bauung von 30—50 %. Wir haben alfo hier 
immerhin die ſehr weſentliche Verbeſſerung feſtzu⸗ 
ſtellen, daß man neuerdings wenigſtens einen 
richtigen Hof, meiſt ſogar gärtneriſch ausgeſtaltet, 
anlegt. 

Die neuen Wohnungsgrößen: „In 
den Gemeindehäuſern kommen im allgemeinen 
2 Wohnungsgrößen zur Ausführung. Die 
kleinere, fajt 75 v. H. aller Wohnungen um⸗ 
faſſende Type hat auf wenigſtens 38 qm nutz⸗ 
barer Wohnfläche einen kleinen Vorraum, Abort, 
Wohnküche und ein Zimmer. Die größere, etwa 
25 v. H. umfaſſende Wohnung weiſt 48 qm 
Bodenfläche auf und hat außer dem Zimmer noch 
eine Schlaffammer. Vereinzelt ergeben fih aus 
der Grundrißlöſung auch etwas größere Woh⸗ 
nungen, mit 2 Zimmern, aber auch ſolche Reſt⸗ 
flächen, wo eine ganze Wohnung nicht mehr unter⸗ 
gebracht werden kann, jedoch ein brauchbarer 
Wohnraum mit Vorraum, Abort, Waſſerleitung 
und Gasrechaud. Solche Einzimmer-Wohnungen 
ſind ſehr begehrt von alleinſtehenden Perſonen, 
die ſonſt auf Untermiete angewieſen wären. 

Die in Wien ausgeführten Wohnungs- 
größen werden von Beſuchern aus den reicheren, 
weſtlichen Staaten häufig für auffallend klein 
empfunden. Sie müſſen aber aus den beſonderen 
Wiener Verhältniſſen heraus beurteilt werden, die 
auch jhon vor dem Krieg den Vergleich mit weft- 
lichen Ländern nicht aushalten. Sicher iſt, daß 
die Wohnungen durch gemeinſame Einrichtungen 
(Gartenhöfe, Kindergarten, Kinderhorte, Bäder, 
Terraſſen, Balkone, maſchinell eingerichtete Wohn- 
küchen uſw.) ergänzt werden, in ihrer Aus⸗ 
ſtattung den älteren, privat geſchaffenen weit 
überlegen ſind und ſich größter Beliebtheit er— 
freuen. 

Wie groß die Leiſtung der Gemeinde für die 
arbeitenden Klaſſen ift, wenn fie ſolche Woh- 
nungen ſchafft, wird dem Beurteilenden noch 
deutlicher werden nach Kenntnisnahme der hier⸗ 
für zu zahlenden niedrigen Mietzinſe.“ 

Soweit die Gemeinde Wien ſelbſt in ihrer 
Schrift „Die Wohnungspolitik der Gemeinde 
Wien!“ — 

In der Abb. 5ſind die für die Neu⸗ 
bauten der Gemeinde jetzt haupt⸗ 
ſächlich zur Verwendung kommen⸗ 


den Typengrundriſſe gezeigt. Gegen 
die Kleinheit der Wohnungen wird weniger ein? 
zuwenden fein, als gegen grundrißliche Einzel 
heiten. So iſt die Anordnung des Aborts in 
den beiden größeren Grundriſſen nach unſeren 
deutſchen Begriffen recht bedenklich. Die man- 
gelnde Querlüftung iſt ebenfalls bedenklich, wird 
aber bei dieſen Kleinſt-Wohnungen ſchwer zu 
beheben ſein. 

Im Grunde ift die Löſung dieſer Kleinſt-Woh⸗ 
nungen an ſich ſchwer und wird im Sinne einer 
vernünftigen Wohnweiſe und Wohnkultur nie⸗ 
mals zu einwandfreien Ergebniſſen führen. Es 
ſei hier nur daran erinnert, daß die Kinder⸗ 
anzahl ſich gewöhnlich nach dem zur Verfügung 
ſtehenden Wohnraum reguliert. Der Gedanke des 
Wohnungswechſels bei Vermehrung der Kinder- 
zahl iſt praktiſch unbrauchbar, beſonders im 
Hinblick auf die hohe Anzahl von 75% ſolcher 
kleinen Wohnungen, das bedeutet: auf etwa 
30 000 Wohnungen find in den letzten Jahren 
in Wien 22 500 ſolcher Wohnungen gebaut 
worden. Wo ſind die größeren Wohnungen, in 
die hinein gewechſelt werden könnte? 

Über die Mietbildung wurde 
ſprochen. 

Die Leiſtung der Gemeinde Wien für die 
arbeitenden Klaſſen iſt groß und ſoll nicht ver⸗ 
kannt werden. Vielleicht iſt nur der Hebel nicht 
an der richtigen Stelle angeſetzt. Über Wirt⸗ 
ſchaftsgeſetze wird ſich auch Wien nicht hinweg 
ſetzen können. 

Von den wirtſchaftlichen Erwägungen abgeſehen, 
macht die Beſichtigung aller Neubauten in Wien 
einen überwältigenden Eindruck. Es iſt viel gear- 
beitet worden, und die Gemeinde hat ſich in vor⸗ 
bildlicher Weiſe der privaten Architektenſchaft bei 
der Durchführung bedient. Das Ergebnis iſt — 
abgeſehen von der Tatſache, daß eben meiſt 
Mehrfamilienhäuſer mit hohen Stockswerkszahlen 
gebaut worden ſind — gut. Die altbekannte 
Wiener Ausdruckskultur hat viele originelle 
architektoniſche Löſungen und dadurch jeder 
der großen Wohnhöfe gleichſam ſeinen be— 
ſonderen charakteriſtiſchen Ausdruck gefunden. 
Man mag bei vielen Löſungen den Eindruck der 
Geſuchtheit und zu ſtarken Betonung haben, viel- 
leicht liegt aber hier der Fehler nicht bei den Archi⸗ 
teften, ſondern in der grundlegenden Geſamt-Idee, 
dieje Wohnhöfe zum formgewordenen Ausdruck der 
gemeindlichen Bautätigkeit zu machen. | 

Einer der größten Wohnhöfe ift der Fu HJ en- 
feldhof. Er enthält ca. 600 Wohnungen. Von 
ſeiner Größenausdehnung und beſonderen Löſung 
geben die beiden Abbildungen 1 und 2 Zeugnis. 

Die Wiener Bautätigkeit hat zwei Geſichter. 
Das andere Geſicht, der Flachbau, tritt wohl mit 
ſeiner Wohnungsanzahl merkbar zurück, darf 


vorhin ges 


E He Rufen Beim 


aber im Geſamtbild nicht vergeſſen werden, ſchon 
deswegen nicht, weil er zu den beſten Hoffnungen 
berechtigt. 

Unter den 28 Flachſiedlungen greifen wir eine 
heraus: Die Siedlung „am Waſſerturm!“. 
Sie iſt von den Architekten Schuſter und Schacherl 
erbaut und umfaßt 190 Wohnungen. „Dieſe 
Siedlung iſt die einzige, die nicht auf genoſſen⸗ 
ſchaftlicher Grundlage baut, ſie nimmt inſofern 
eine beſondere Stellung ein, als die Häuſer im 
Erbbaurecht einzeln verkauft werden mit einer An⸗ 
unn von durchſchnittlich einem Drittel der Ge⸗ 
amtkoſten und Kreditgewährung für den Reſt auf 
15 Jahre bei einer Verzinſung von 5%. Das Ka⸗ 
pital für den Bau der Häuſer wurde von der Ge- 
meinde Wien zur Behebung der Wohnungsnot der 
Gemein-⸗Wirtſchaftlichen Siedlungs- und Bauſtoff⸗ 
anſtalt — Geſiba — als Treuhänderin zur Ver- 
fügung gejtellt.“*) 

Wie zögernd die Wiener Bevölkerung an das 
Einfamilienhaus herantritt, geht daraus hervor, 
daß hier in dieſer Siedlung erſt ein Ausſtellungs⸗ 
haus vollkommen eingerichtet werden mußte, um 
die Möglichkeit der Grundrißausnutzung zu zeigen. 

In den Abbildungen 6—13 iſt ein Typen⸗ 
haus dieſer Siedlung mit Grundriſſen, Lage⸗ 


plänen, Innen- und Außenanſicht gezeigt. 
Zu beachten iſt die vorbildliche Grundriß⸗ 


geſtaltung nach dem Grundſtück. Das ganze 
Haus hat ungefähr 270 ebm umbauten Raumes, 
iſt alſo verhältnismäßig klein und preiswert 
herzuſtellen.) Auch die äußere Geſtaltung 
iſt vorbildlich. Die Gemeinde Wien hat mittels 
ihrer Geſellſchaft „Geſiba“ neue Wege beſchritten. 
Sie gründete dieſe Siedlung „am Waſſer⸗ 

„) aus „Die Siedlung am Waſſerturm“ von Franz 
Schuſter in Heft 8/9, 1926, des „Aufbau“. 

) Wenn wir 1 ebm 22 , rechnen, koſtet dieſes 
Haus ohne Nebenanlagen ca. 6000 M. 
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turm“ als ſogenannte „Heimbauhilfe der Ge⸗ 
meinde Wien“ und machte damit den Verſuch, 
„die Wohnbautätigkeit und damit die Beſeitigung 
der Wohnungsnot in Wien durch Verleihung von 
Einzelkrediten zu fördern. Nachdem die Gewäh⸗ 
rung ſolcher Kredite für Bauvorhaben auf ge- 
trenntliegenden Bauparzellen mit geſonderter 
Baudurchführung zu ganz verſchiedenen Baukoſten⸗ 
ſummen für die gleiche Type geführt hatte, wurde 
die Errichtung der Bauten konzentriert. Dies er⸗ 
gab naturgemäß eine weſentliche Koſtenherab— 
ſetzung und führte zu größerer Wirkſamkeit der 
Aktion. Die Siedlung „am Waſſerturm“ iſt die 
erſte geſchloſſene Anlage, die von der „Geſiba“ 
errichtet wird““). 

Man ſieht, es ſind auch andere Kräfte am Werk 
in Wien. Der Weg zum Eigenheim iſt dort 
ſchwerer als anderswo. Immerhin iſt zu wünſchen, 
daß er trotzdem bald gefunden werde. Abgeſehen 
von den ſozialen und ethiſchen Gründen, aus denen 
dies gefordert werden muß, wäre es eine Sünde 
gegen die Wiener Landſchaft, weiterhin 
mit „Wohnpaläſten“ in die Außengebiete vorzu⸗ 
dringen. Die Tatkraft und Entſchloſſenheit, mit 
der die Gemeinde an die Behebung der Woh- 
nungsnot herangegangen ift, zeugt von der Er- 
kenntnis, daß die Wohnungs⸗ und Siedlungsfrage 
das Kernproblem für Städte und Länder qe- 
worden iſt. 

Es iſt zu wünſchen, daß ſich dieſe Tatkraft der 
Gemeinde Wien der Durchführung des Eigenheims 
annehmen möge, damit nicht nur die Wohnungs⸗ 
not beſeitigt, ſondern in Wahrheit geſiedelt wird. 

Verſchiedene Ausſagen maßgebender Wiener 
Perſönlichkeiten während des Kongreſſes berechtigen 
zu der Annahme, daß man künftig das Ein- 
familienhaus mehr als bisher zu ſeinem Recht 
kommen laſſen wird. 

G. Schroeder. 


Wohnungsnot im oberſchleſiſchen Induſtriebezirk und Wege zur Behebung. 


Von Erſten Bürgermeiſter a. D. Salomon, Geſchäftsführer des Schleſ. Städtetages, Breslau. 


Die Wohnungsnot, eine in der Nachkriegszeit 


allgemeine Erſcheinung auch in den Sieger⸗ 


ſtaaten, nicht nur in dem zerſtückelten und ver⸗ 
leinerten Deutſchland, hat überall ein ver⸗ 
ſchiedenes Geſicht. Im weſentlichen zurückgehend 
auf die Tatſache der Unmöglichkeit, in den Kriegs⸗ 
Jahren, wo der Hauptteil der arbeitsfähigen Be⸗ 
völkerung unter den Waffen im Felde ſtand, 
auten auszuführen, und den weiteren Eindruck, 
op die großen Menſchenverluſte auch eine erheb⸗ 
iche Verringerung des Wohnraumes bedingen 
würden, finden wir nach Kriegsſchluß, daß die 
letzte Annahme ſich faſt nirgends erfüllt und daß 
e Bevölkerungszunahme nach Rückkehr der 


Krieger, auch der Wunſch der inzwiſchen gereiften 
jungen Leute, ein eigenes Heim zu gründen, ein 
Wohnungsbedürfnis in einem Umfange ſchuf, 
dem alle Staaten zunächſt ratlos gegenüber 
ſtanden. 

Deutſchland hat wohl das große Glück gehabt, 
daß die Tapferkeit ſeiner Krieger und die Geniali⸗ 
tät ſeiner Feldherren deutſchen Boden, mit Mus- 
nahme eines kleines Teiles Oſtpreußens, von 
feindlichem Einfall und der damit verbundenen 
Zerſtörung und Verwüſtung verſchont hat. Die 
Schäden, welche die Ruſſen in Oſtpreußen an⸗ 
gerichtet haben, ſind wohl reſtlos noch in den 
Kriegsjahren behoben worden. Wir haben daher 
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in Deutſchland nur eine Wohnungsnot, wie ſie 
durch das Zurückbleiben der Bautätigkeit gegen⸗ 
über der Vermehrung der Bevölkerung De- 
gründet iſt. 

Im übrigen Deutſchland wurde unmittelbar 
nach Kriegsſchluß mit aller Tatkraft an die Be⸗ 
hebung dieſes kulturell untragbaren Wohnungs- 
elends herangegangen. In Oberſchleſien war 
dies leider nicht möglich: Die Habſucht der Polen 
und ihre Gier nach den Bodenſchätzen Deutjch- 
oberſchleſiens einerſeits, der damit überein⸗ 
ſtimmende Wunſch unſerer Gegner, uns durch 
Raub unſerer induſtriellen Hilfsmittel als 
Handelskonkurrenten noch weiter zu ſchwächen, 
hatte für Oberſchleſien die unglückſelige Beſtim⸗ 
mung im Verſailler Vertrage zur Folge, daß 
über die Zugehörigkeit dieſes preußiſchen Landes- 
teiles erſt eine Abſtimmung entſcheiden ſollte, und 
daß bis zu dieſer — und zur Sicherung einer 
unbeeinflußten Abſtimmung — eine feindliche 
Beſatzung in das Land gelegt wurde. Nach be— 
kannten Vorbildern im Weſten haben auch in 
Oberſchleſien die Franzoſen, unſere ärgſten 
Feinde, den Löwenanteil der Beſatzungstruppen 
geſtellt und ſich durch ihre einſeitige Begünſtigung 
der polniſchen Wünſche und Beſtrebungen und 
durch ihre ruchloſe Behandlung der deutſchen Be⸗ 
völkerung ein Andenken geſchaffen, das in den 
Herzen der Oberſchleſier noch lange fortwirken 
wird. Unſere ſchnellebige Zeit denkt wohl kaum 
noch an das bittere Unrecht und die ſchweren Ver- 
gewaltigungen, welche einer fleißigen, harmloſen 
Bevölkerung in Oberſchleſien von den Franzoſen 
angetan worden iſt. Es iſt nicht Aufgabe dieſer 
Zeilen, ein Buch über Franzoſen-Beſatzungs⸗ 
Methoden in Oberſchleſien zu ſchreiben. 

Wenn die Aufgabe dieſer Beſatzung die Siche⸗ 
rung einer unbeeinflußten Abſtimmung ſein 
ſollte, jo wurde durch das Verhalten der Be- 
ſatzungstruppen genau das Gegenteil erreicht. 
Allen Deutſchen und deutſch Geſinnten wurden 
ſämtliche Waffen abgenommen und dieſe ganz 
offenſichtlich den polniſchen Aufſtändiſchen zu⸗ 
geſchoben, ſo daß die deutſche Bevölkerung wehr⸗ 
los einer Vergewaltigung durch Mißhandlungen 
und Totſchlag ausgeſetzt war, die jeder Be- 
ſchreibung ſpottet. Dieſe abſolute Schutzloſigkeit 
hat in den verſchiedenen, von den Franzoſen nicht 
nur geduldeten, ſondern insgeheim geförderten 
Inſurgentenaufſtänden die Folge gezeitigt, daß 
die verängſtigte ſchutzloſe Bevölkerung zu Tauſen⸗ 
den flüchtete. Der erſte polniſche Aufſtand im 
Auguſt 1919 hat an ſich in dieſer Beziehung nur 
eine geringe Bevölkerungsverſchiebung gebracht, 
dagegen fand ein Jahr ſpäter im Anſchluß an den 
Auguſtaufſtand von 1920 die Maſſenabwande⸗ 
rung von Deutſchen aus den ſpäter polniſch ge⸗ 
wordenen Kreiſen Pleß und Rybnik und den Oſt⸗ 
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teilen der Landkreiſe Beuthen und Kattowitz ſtatt, 
um dem ſich hemmungslos auswirkenden Terror 
der Inſurgenten zu entgehen. Am ſchlimmſten 
wurde aber die Abwanderung nach dem Mair 
aufſtand 1921. 

Zahlenangaben laſſen ſich nur mit ungefährer 
Sicherheit machen: Im Jahre 1920 ſind etwa 
10 000 Perſonen abgewandert, im Jahre 1921 
iſt die deutſche Flüchtlingsfürſorge von etwa 
45.000 Perſonen in Anſpruch genommen worden, 
im Jahre 1922 wird die Zahl der Abgewanderten 
auf die gleiche Summe von 45—50 000 Perſonen 
geſchätzt. Von all dieſen etwa 100 000 Flücht⸗ 
lingen iſt nur ein Teil wieder in die frühere 
Heimat zurückgekehrt. Die Mehrzahl blieb in 
Oberſchleſien in der begreiflichen Stimmung, 
wieder in das alte Heim zurückkehren zu können, 
ſobald es möglich wäre und das abgetretene Ge- 
biet wieder deutſch werden würde, was damals 
allſeitig bei dem zerfahrenen Zuſtand des pol 
niſchen Staates gehofft wurde. Selbſt diejenigen, 
welche Verwandte in anderen Landesteilen 
hatten und zu dieſen flüchten wollten, wurden von 
den Franzoſen an der Grenze des beſetzten Ge— 
bietes in Oppeln abgefangen und an der Weiter- 
reiſe behindert, ſo daß neben dem oberſchleſiſchen 
Induſtriegebiet in ganz beſonderem Maße Oppeln 
zwangsläufig einen Flüchtlingsſtrom zu be- 
wältigen hatte, der die Erbauung einer neuen 
Stadt zur Unterbringung erforderte. Dazu 
kommen noch die nicht von der Flüchtlings⸗ 
fürſorge erfaßten vertriebenen Beamten und 
Lehrer, deren Zahl etwa 12 000 beträgt, und die 
bei ihren erhöhten Wohnanſprüchen beſonders zur 
Verſchärfung der Wohnungsnot beitrugen. 

Die Zahl der Flüchtlinge iſt ſeither noch 
dauernd im Steigen begriffen, weil alle diejenigen 
Perſonen, welche in Neupolen für Deutſchland 
optiert haben, unter dem Terror der polniſchen 
Regierung vorzeitig auswandern und, ebenſo wie 
die vielen Liquidierten, ihr Heim verlaſſen 
müſſen. Dieſe Flüchlingsnot gibt der ober⸗ 
ſchleſiſchen Wohnungsfrage ihr ganz bejonderes 
Gepräge. | 

Wie waren nun die Wohnverhältniſſe im 
Induſtriebezirk ſchon vor Ausbruch des Krieges? 

Die faſt amerikaniſche Entwicklung des In⸗ 
duſtriebezirks in Oberſchleſien hat ſchon in der 
Vorkriegszeit nicht das Wohnbedürfnis befriedigen 
können. Die außerordentlich raſche Entwicklung 
des Bergbaues und der induſtriellen Hütten⸗ 
anlagen zog einen Menſchenſtrom in dieſes Ge— 
biet, dem die Bautätigkeit nicht entfernt gewachſen 
war. Die Lage wurde dadurch verſchärft, daß, 
abweichend von dem Vorgehen der Induſtrie im 
Weſten, in Oberſchleſien der Neubau von 
Arbeiterwohnhäuſern durch die Induſtrie ſelbſt 
erſt ſpät in Angriff genommen wurde und 
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Namentlich in dem deutſch verbliebenen Teil der 
u von Werkwohnungen nur verſchwindend 
war. Die private Wohnungsnot litt aber unter 
der ſtarken Steigerung der Grundſtückskoſten. 
Bezeichnend für die Zunahme der Bevölkerung 
in Oberſchleſien ſind die Angaben des ſtatiſtiſchen 
ahrbuchs für das Deutſche Reich, nach dem die 
unahme der Bevölkerung von 1910—1919 in 
Sberſchleſien 2,56 % betrug, im Vergleich zu 
zachſen mit nur 1,29 %, während Berlin fogar 
einen Rückgang von 7,5% aufweiſt. lt 

Die Bevölkerungszunahme in Oberſchleſien 
betrug in dieſer Zeit über 32 000 Perſonen. Da⸗ 
bei waren bei der großen Anſpruchsloſigkeit des 
oberſchleſiſchen Arbeiters im Regierungsbezirk 
Oppeln 46,4 v. H. der Bevölkerung in Kleinſt⸗ 
wohnungen untergebracht. Dabei iſt zu berück⸗ 
ſichtigen, daß ?/, des Regierungsbezirks Oppeln 
agrariſch eingeſtellt ſind, ſo daß dieſe Durch⸗ 
ſchnittsziffer kein richtiges Bild ergibt. Nimmt 
man z. B. den oberſchleſiſchen Ort Zaborze, ſo 
weiſt dieſer 809 feiner Wohnungen als Kleinſt⸗ 
wohnungen mit einer Wohnfläche von 30 bis 

qm auf. d 

Bei dieſer Sachlage mußte die Wohnungsnot 
nach dem Kriege in Oberſchleſien ins Ungeheuer- 
liche wachſen: 

Vor dem Kriege ſchon unzureichender Wohn⸗ 
raum, dazu der große Flüchtlingszuſtrom und die 
an ſich wachſende Bevölkerung: Dieſe 3 Tatſachen 
ſind die Gründe für ein Wohnungselend, wie es 
gegenüber den Verhältniſſen im übrigen Deutjch- 
land potenziert in Oberſchleſien auftrat. 

Während nun im übrigen Deutſchland un⸗ 
mittelbar nach Kriegsende mit aller Tatkraft an 
die Beſeitigung der Wohnungsnot gegangen 
werden konnte und überall die Bautätigkeit in 

ng kam, trat in Oberſchleſien auf dieſem Gebiet 
noch eine weitere Verſchlimmerung ein. Die 
feindliche Beſatzung, die dadurch verbundene ver⸗ 
waltungsmäßige Abſchnürung vom übrigen 

taate, die Ungewißheit über das weitere 
Schickſal der einzelnen Gemeinden und das Da- 
Wederliegen von Handel und Gewerbe durch die 
Inſurgentenaufſtände lähmten jegliche Baus 
tätigkeit. Offentliche Mittel wurden daher aus 
Weien Grunde überhaupt bis Mitte 1922, dem 
eitpunkt der - interalliierten Kommiſſion, nicht 
bexeitgeſtellt. i 

Während in der Zeit von 1919 bis Ende 
1992 im Reich etwa 45000 neue Wohnungen 
geſchaffen worden ſind — eine Zahl, die vielfach 
für zu niedrig gehalten wird — hat Oberjchlefien, 
das nach ſeinem Bevölkerungsanteil entſprechend 
über 11000 neue Wohnungen hätte erſtellen 


müſſen, in Wirklichkeit nur knapp 9000 Woh⸗ 


nungen erbauen können: von dieſen ſind aber 
etwa 2000 nur Behelfswohnungen für Flücht⸗ 


linge, die als Wohnung an ſich nicht in Frage 
kommen können. Dazu kam, daß etwa 1000 
Wohnungen in der Aufſtandszeit zerſtört worden 
ſind, ſo daß man die Zahl von neu gewonnenen 
Wohnungen mit höchſtens 6000 bemeſſen kann. 

Die endgültige Grenzregulierung hat zwar 
einen kleinen Ausgleich inſofern gebracht, als die 
beiderſeits der neuen Grenze belegenen in⸗ 
duſtriellen Anlagen, namentlich ſoweit De -Werf- 
wohnungen beſaßen, eine Umſiedlung der Beleg⸗ 
ſchaft entſprechend ihrer politiſchen Einſtellung 
vornahmen. Dabei find etwa 30 000 Perſonen 
polniſcher Nationalität nach Polen wieder ab- 
gewandert. Gering gerechnet, bleiben daher 
60 000 Perſonen als Einwanderungsüberſchuß zu 
buchen, die zum mindeſten 12 000 Wohnungen 
zur Unterbringung erfordern. Dazu kommen, 
wie ſchon oben erwähnt, die ſtändig zuwandern— 
den Optanten. Vor dem deutſchen General- 
konſulat in Kattowitz haben etwa 6000 Perſonen 
aus dem abgetretenen Gebiet zugunſten Deutſch⸗ 
lands optiert, das ſind etwa 1200 Familien, die 
bis zum Jahre 1937, wo fie aus Polen ab- 
wandern müſſen, noch in Oberſchleſien Wohn⸗ 
räume beanſpruchen werden, von denen aber ein 
großer Teil infolge des wirtſchaftlichen Nieder⸗ 
gangs im abgetretenen Gebiet und der politiſchen 
Anfeindung ſchon vielfach jetzt Zuflucht im 
Mutterlande ſuchen. Dieſe Entwicklung wird 
leider eine ſehr raſche ſein, da der Raubbau, der 
in Polen durch die neuen franzöſiſchen Eigen⸗ 
tümer der früheren Staatsgruben betrieben wird, 
ſich wirtſchaftlich bald mit einer Erſchöpfung⸗ 
dieſer Gruben auswirken wird und weiter auch 
die blühenden Hüttenwerke durch den von Polen 
mit aller Hartnäckigkeit und Schärfe geführten 
Wirtſchaftskrieg gegen Deutſchland dem Erliegen 
nahe ſind. — Bezeichnend iſt, daß aus Oſt⸗ 
oberſchleſien, d. h. dem neupolniſchen Gebiet, 
bereits 10—15 000 Bergarbeiter nach Frankreich 
ausgewandert ſind. 

Man ſchätzt die Summe des dringendſten Be- 
darfs von Flüchtlingen und Optanten auf 
mindeſtens 13 000 Wohnungen. 

Wie die vorläufige Unterbringung dieſer 
Flüchtlinge zurzeit ausſieht, mag das Beiſpiel 
einer kleinen Grenzgemeinde von rund 14000 
Einwohnern beſagen. Dort werden bewohnt: 

386 Wohnungen von 2 Familien mit bis 
6 Perſonen, 
170 Wohnungen von 3 Familien mit bis 

9 Perſonen, 
91 Wohnungen von 3 Familien mit über 
9 Perſonen. Erle s 

In den großen Städten an der Grenze- find. 
noch jetzt 3 Jahre nach der Eutſcheidung über 
Oberſchleſien viele Schulen und Kaſernen mit 
Flüchtlingen belegt, jo daß der Schulunterricht; 
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nur in beſchränktem Umfange und nur dadurch 


aufrechterhalten werden kann, daß in den wenigen 


frei gebliebenen Schulräumen von morgens 
8 Uhr bis abends 6 Uhr ununterbrochen in zwei 
Schichten unterrichtet wird. 

Daß bei dieſen Verhältniſſen die Tuberkuloſe 
in erſchreckendem Maße zunimmt, iſt begreiflich. 
Eine der Tuberkuloſen⸗Heilanſtalten der Landes⸗ 
verſicherungsanſtalt Schleſien, die bei einer Be- 
legungszahl von über 200 Betten weſentlich 
Oberſchleſier beherbergt, zählt allein über 97 % 
ganz ſchwere, kaum heilbare Fälle. — Der Reſt⸗ 
kreis Beuthen, der im Jahre 1913 45 Todesfälle 
an Tuberkuloſe aufwies, zählte deren im Jahre 
1923 119. In Gleiwitz iſt dieſer Prozentſatz 
von 9—10 v. H. vor dem Kriege auf jetzt 16 Fo 
geſtiegen. Daß die unglaublichen Wohnver⸗ 
hältniſſe Trunkſucht und Geſchlechtskrankheiten 
ſowie ein Anſteigen unehelicher Geburten im 
Gefolge haben, ſei nur nebenher erwähnt. In 
einem größeren Ort Oberſchleſiens ſind bei den 
unglaublichen Wohnverhältniſſen allein im Jahre 
1924 etwa 25 v. H. aller Geborenen zugrunde 
gegangen. Im Jahre 1921 hatte nach einer 
Statiſtik der Regierungsbezirk Oppeln mit faſt 
21 v. H. die höchſte Säuglingsſterblichkeit. 

Wie weit iſt zur Abſtellung dieſer fürchter⸗ 
lichen Übelſtände dem unglücklichen Oberſchleſien 
bisher geholfen worden? ` 

Im Jahre 1922 hat das Reich eine Flücht⸗ 
lingsfürſorge eingerichtet, die etwa 1300 Woh⸗ 
nungen größtenteils in Behelfsbauweiſe in 
Barackenform errichtete. Seither hat das Reich 
faſt nichts mehr getan. Erſt 1925 hat es auf 
dringendſte Vorſtellungen 4 Millionen Mark zur 
Errichtung von reichseigenen Wohnungen durch 
die deutſche Land⸗ und Baugeſellſchaft bezw. zur 
Hergabe von Spitzenhypotheken für Flüchtlings⸗ 
wohnungen bereitgeſtellt. Das Land Preußen 
hat nun durch den Preußiſchen Volkswohlfahrts⸗ 
miniſter in beſonderem Maße eingegriffen, aber 
auch hier bis 1924 in völlig unzureichendem 
Maße. Erſt 1925 ſind größere Mittel aus dem 
ſtaatlichen Wohnungsfürſorgefonds gefloſſen. Da- 
bei iſt zu berückſichtigen, daß im oberſchleſiſchen 
Induſtriebezirk ſchon vor dem Kriege vielfach ſehr 
ſchlecht gebaut wurde, daß namentlich in den ent⸗ 
legeneren Stadtvierteln wilde Bauunterneh⸗ 
mungen Wohnungen erſtellt haben, denen von 
vornherein eine lange Lebensdauer nicht be⸗ 
ſchieden ſein konnte. Das rächt ſich jetzt durch 


einen außerordentlich ſtarken Verfall von Alt⸗ 


häuſern. Schon in den Jahren 1919—1923 
mußten rund 1000 Altwohnungen abgebrochen 
werden. Die Zahl der baufälligen Häuſer iſt 
ſtändig im Wachſen begriffen, da die Hauseigen⸗ 
tümer meiſt infolge Mittelloſigkeit zur Ausführung 
von Reparaturen garnicht in der Lage ſind. 


Im Jahre 1920 bis Ende 1924 ſind dann 
rund 4000 Flüchtlingswohnungen zum Teil au 
als Behelfswohnungen gebaut worden, im Jahre 
1925 ſind weitere 2000 hinzugekommen, ſo daß 
zur Behebung allein der Flüchtlingsnot noch 
mindeſtens 6—7000 neue Wohnungen zu er 
richten ſind. 

Eine Zuſammenſtellung, welche der Woh- 
nungsaufſichtsbeamte der Regierung in Oppeln 
in einer Denkſchrift, der auch ein großer Teil des 
vorſtehenden Materials entnommen worden iſt, 
aufgeſtellt hat, ſieht folgendes Wohnungsbau: 
programm vor: 

1. Einen aus der Vorkriegszeit mit 2—3000 

Wohnungen ſehr gering geſchätzten Bedarf. 

2. Aus der Zeit von 1919 bis Ende 1922 einen 

Fehlbetrag von 5200 Wohnungen. i 

3. Für die Unterbringung von Flüchtlingen 
einen weiteren Bedarf, wie oben erwähnt, 
von 6—7000 neuen Wohnungen. Demnach 
einen Geſamtbedarf von rund 15 000 Woh- 
nungen. 3 

Dabei umfaſſen dieje Zahlen nur den Bedarf, 
der über die normale allgemeine deutſche 
Nachkriegs⸗Wohnungsnot hinausgeht. 

Art und Verteilung der Neubauten. 

Bei dem anfänglichen Verſagen von Reich 
und Staat waren die oberſchleſiſchen Gemeinden 
zunächſt auf ihre eigene Kraft angewieſen, die 
aber, wie gejagt, durch die Unruhen, die Prien 
aufſtände und den dadurch bewirkten Niedergang 
der Wirtſchaft äußerſt begrenzt war. Troyden! 
iſt viel geleiſtet worden. Gefördert wurde der 
Wohnungsbau, als 1923 mit hälftiger Veteili⸗ 
gung des Preußiſchen Staates die Provinzielle 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaft Oppeln gegründe: 
wurde, die teilweiſe in eigener Regie, teilweiſe 
gemeinſam mit Stadt⸗ und Landgemeinden oder 
mit von ihr gebildeten Genoſſenſchaſten in grof- 
zügiger Weiſe den Wohnungsneubau aufnahm. 
Finanziert wurden dieſe Bauten in erſter Linie 
durch Hauszinsſteuerhypotheken, ſodann durch 
Kredite der Landespfandbriefbank und anderer 
öffentlicher Stellen, ſoweit Gemeinden in Frage 
kamen, durch Anleihen dieſer. 

Als Beiſpiel für den Umfang dieſer Bautätig⸗ 
keit ſei hier auf die Stadt Gleiwitz verwieſen, wie 
auf das Geſamtbauprogramm der Provinziellen 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaft in den Jahren 
1923—1925. 

In der Stadt Gleiwitz wurden in den Jahren 
1919—1924 an neuen Wohnungen erſtellt: 

1919: 43, 1920: 191, 1921: 18, 1922: 100. 

Dieſe Ziffer ſteigt nach der Entſcheidung über 
das Schickſal der Stadt durch die Abſtimmung 
und den Genfer Spruch ſowie den Abzug der 
interalliierten Beſatzung auf: 1923: 520, 1924: 
419. Demgegenüber ſtehen die in der folgenden 
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Tabelle gebrachten Ziffern der Provinziellen 
Wohnungsfürſorge: . 
1923 1924 1925 insgeſ. 
Beuthen Stadt 61 60 77 198 
leiwitz Stadt 176 2 23 62 
Hindenburg Stadt 124 95 64 283 
teie Stadt i 50 25 123 198 
Oppeln Stadt 139 44 62 245 
Ratibor Stadt 32 — 118 150 
Beuthen Kreis 22 8 135 235 
Coſel Kreis 16° 71 .ntb2e162 
alkenberg Kreis — 59 86 145 
Gleiwitz Kreis 94 137 119 350 
Groß⸗Strehlitz Kreis 11 60. 51 182 
Grottkau Kreis — 18 28 46 
Guttentag Kreis 11 15 9135 
Hindenburg Kreis 174 50 24 248 
reuzburg Kreis 46 100 128 274 
Leobſchütz Kreis — 69 36 105 
Neiße Kreis — 30 85 115 
Neuſtadt Kreis 8156 1 315 
Oppeln Kreis 47 387 200 634 
Ratibor Kreis 19 30 53. 102 
Roſenberg Kreis 5 49 63. 11 
zuſ. 1045 1807 1948 4800 
Beim Erſcheinen dieſer Zeilen wird eine 
Studienreiſe von 35 Auslands - Kommunal- 


Politikern Mitgliedern des Vereins für Kom⸗ 
munal-Wirtſchaft Gelegenheit gegeben haben, zu 
ſehen, daß dieſe Neubauten bei aller finanziellen 
Not doch zum großen Teil eine Feinheit des Stils 
und der Anlage aufweiſen, die der Kultur Ober⸗ 
ſchleſiens und dem Geſchmack der Architekten ſo⸗ 


wohl der Provinziellen Wohnungs - Fürſorge⸗ 
geſellſchaft, als auch der Stadtbauräte der ober- 
ſchleſiſchen Städte ein glänzendes Zeugnis 
ausſtellt. 


In Oppeln iſt ein ganz neuer Stadtteil mit 
einer Kirche und anderen öffentlichen Gebäuden 
entſtanden, der ſich organiſch mit der Altſtadt ver⸗ 
bindet. Für Oppeln waren die Verhältniſſe in⸗ 
ſofern ſchwierig, als die in dem abgetretenen 
Kattowitz belegene Reichsbahndirektion mit etwa 
300 Beamten nach Oppeln verlegt wurde, und als 
infolge der Errichtung der ſelbſtändigen Provinz 
Oberſchleſien eine Reihe von Provinzialbehörden 
mit ihren Beamten in Oppeln unterzubringen 
waren. In den Induſtrieſtädten Beuthen, 
Hindenburg und Gleiwitz ſind entſprechend dem 
noch größeren Wohnbedürfnis ganze Siedlungen 
entſtanden, welche in reizvoller Art, teilweiſe als 
ſolche ſtädtiſchen Charakters in Form der Stadt⸗ 
erweiterung entſtanden, teilweiſe als Siedlungen 
mit etwas ländlichem Einſchlag außerhalb der 
Peripherie errichtet wurden. 3 
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Aber nicht nur im Induſtriebezirk war die 
Wohnungsnot groß. Ein großer Teil der Flücht⸗ 
linge wandte ſich auch nach dem rein deutſch⸗ 
ſprachigen Oberſchleſien und mußte dort unter⸗ 
gebracht werden. So ſind u. a. namentlich in 
Neiße außerordentlich geſchmackvolle Straßenzüge 
entſtanden, die in einer betonten Auflockerung 
der alten Feſtungsſtadt außerordentlich künſtle⸗ 


riſche Leiſtungen aufweiſen. Auch in den 
kleineren Städten Leobſchütz, Neuſtadt und 


Patſchkau find gleichfalls geſchloſſene Siedlungs⸗ 
blocks in außerordentlich reizvoller Weiſe er- 
ſtanden. 

Neben der Fürſorge der Unterbringung der 
ſtädtiſchen Bevölkerung ging aber auch die Sorge 
der Unterbringung von Landarbeitern in felb- 
ſtändigen Wohnungen tatkräftig einher. Hier 
hat die Provinzielle Wohnungsfürſorgegeſellſchaft 
Oppeln allein Außerordentliches geleiſtet. 

Der Schreiber dieſer Zeilen nimmt beſonders 
gern Veranlaſſung, anzuerkennen, daß die Pro⸗ 
vinzielle Wohnungsfürſorgegeſellſchaft Oppeln 
unter ihrer künſtleriſch feinſinnigen Leitung in 
großzügiger Weiſe ihre Aufgabe zu löſen bemüht 
ift und in Zuſammenarbeit mit den oberſchleſi⸗ 
ſchen Stadt⸗ und Landgemeinden den weſent⸗ 
lichſten und wertvollſten Anteil an dem bisher 
ſchon Geleiſteten zur Behebung der Wohnungsnot 
buchen darf. 

Zwei beigefügte Skizzen geben einen Überblick 
über die Tätigkeit der Geſellſchaft im letzten Bau⸗ 
jahr, die wahrſcheinlich unter den provinziellen 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften Preußens mit 
ihren Leiſtungen an erſter Stelle ſtehen dürfte. 

Einem weiteren Aufſatz mag es vorbehalten 
bleiben, auch über die Leiſtungen der oberſchleſi⸗ 
ſchen Städte Material zu bringen. 

Zweck dieſer Zeilen war es, auf ein Kapitel 
neudeutſcher Not hinzuweiſen, das im Reich und 
darüber hinaus wenig bekannt ift. Und doch ver- 
dient dieſes Land, das als Bollwerk deutſcher 
Kultur im äußerſten Südoſten des Reiches 
deutſche Wacht hält, in erhöhtem Maße die Für: 
ſorge von Reich und Staat, ſoll der Traum der 
Deutſchen in Erfüllung gehen, daß, durch die 
muſtergültige Verwaltung und die günſtigen 
Lebensbedingungen in dieſer Grenzmark an⸗ 
gezogen, ſich die abgetrennten Landesteile ſpäter 
einmal wieder zum Anſchluß mit den deutſchen 
Brüdern zurückfinden. Aber auch der Staat hat 
die ernſte Aufgabe, durch Stärkung der Grenz⸗ 
bevölkerung in finanzieller und kultureller Be- 
ziehung dafür zu ſorgen, daß hier ein Wall deut⸗ 
ſchen Volkstums errichtet wird, der der Begehr⸗ 
lichkeit der Polen mit Erfolg Widerſtand zu 
leiſten, fähig iſt. 
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Wohnungsbauprogramm und Siedlängsplan:: 
Von Dipl.-Ing. Gerhard Schroeder. 


er diesjährige Wohnungs und Städtebau⸗ 
kongreß in Wien hat ſoeben mit dem über⸗ 
wiegenden Bekenntnis zum Flachbau, zum Ein⸗ 


familienhaus als der zukünftigen Form der 
Stadterweiterung ſeine Tagung geſchloſſen. Die 
Beſchaffung billigen Baulandes iſt die Vor⸗ 


bedingung dazu. Deswegen iſt die Bodenfrage 
das Kernproblem des Städtebaues und die 
ſchwerſte Sorge unſerer Städte und Gemeinden 
geworden. Beſonders unſere kleinen Städte ſtehen 
heute bezüglich des Kleinwohnungsbaues vor 
einer Aufgabe, zur deren Löſung ihnen alle Vor— 
bedingungen und Erfahrungen und vor allem der 
notwendige Apparat fehlen. 


Die Notwendigkeit, ſelbſt Wohnungen bauen 
zu müſſen, trat vor dem Krieg an die Kommunen 
nicht heran. Heute gehört dieſe Sorge zu den 
Selbſtverſtändlichkeiten; die Neuerung der Wohi- 
fahrtsämter führt ſelbſttätig zu den Fragen der 
Behebung der Wohnungsnot und zur Wohnungs⸗ 
reform. Den größeren Städten ſteht zur Be⸗ 
wältigung dieſes Problems ein Stab von eim- 
gearbeiteten Beamten zur Verfügung und wo 
dieſer nicht ganz ausreicht, ijt leicht Erjag qe- 
f Die Erbauung von Kleinwoh nungen 
übernimmt dann entweder die Stadt in eigener 
Regie mit Hilfe ihres Stadtbauamtes, oder ſie 
bedient fich hierzu einer Siedlungs- und Vau- 
geſellſchaft in der beweglichen Form der 
G. m. b. H. 


Größere Städte werden auch ohne weiteres 
nach einheitlichem Plan vorgehen, fon weil es 
ſich bei ihnen meiſt um eine größere Anzahl von 
Wohnungen, die periodiſch jährlich zu erbauen 
find, handelt. Es iſt daher ebenſo jeldjtverjtänd- 
lich, daß jie für dieje Kleinwohnungen beſondere 
Geländekomplexe beſtimmen, deren Erſchließung 
und Bebauung für die nächſten Jahre einiger⸗ 
maßen ſichergeſtellt ſind. 

Anders bei den kleineren Städten 
und Landgemeinden. Für dieſe iſt die 
Beſchaffung von Klein- und Kleinſtwohnungen 
nun eben einmal ein Novum. Es bedeutet keinen 
Tadel, wenn man feſtſtellt, daß ihnen die Er⸗ 
fahrung in dieſer Frage fehlt. Es iſt gewiß ein 
hohes Maß von wirtſchaftlicher, techniſcher, 
ſozialer und kultureller Einſicht bei der Leitung 
ſolcher Kommunen notwendig, wenn jie hier 
ohne Irrtümer gleich das Richtige treifen ſoll. 
Die erſte Frage iſt die Geländefrage. Trotz aller 
Schwierigkeiten der Geländebeſchaffung iſt immer⸗ 
hin anzunehmen, daß es kaum eine Kommune 
geben wird, die nicht einige Morgen eigenen 
Geländes beſitzt. 


Es handelt ſich nun darum, das mehr oder 
weniger durch Zufall erworbene Gelände zu et 
ſchließen, zu bebauen und ſo gut als möglich in 
Zuſammenhang mit der beſtehenden Bebauung 
zu bringen. Wir ſtehen hier wirklich 
vor einer rein praktiſchen Frage 
des Städtebaues. 


Verwaltungsmäßig intereſſiert gewöhnlich die 
kleinen Kommunen immer nur das Bot: 
programm des laufenden Jahres. Bei dem 
Mangel eigener Mittel und der Schwierigkeit der 
Beſchaffung preiswerter Hypotheken iſt die 
Hauszinsſteuerhypothek immer noch der ruhende 
Pol in der Flucht der finanziellen Erſcheinungen. 
Gleichwohl iſt der Fortbeſtand der Hauszinsſteuer, 
die Höhe ihres Aufkommens und ihr Ver 
teilungsſchlüſſel unſicher und abhängig von den 
politiſchen Konſtellationen. Wohl iſt es allgemein 
richtig, daß Kleinwohnungen auch weiterhin 
gebaut werden müſſen, die einzelne Kommune, 
die ja nie weiß, wieviel Mittel aus der Hauszins⸗ 
ſteuer ihr im nächſten Jahr zur Verfügung ae 
ſtellt werden, kann jedoch ſchwer ſagen, wieviel 
Wohnungen ſie im nächſten Jahr wird bauen 
können. 

Trotz aller Unſicherheit ift jedoch 
auch für kleinere Städte und Land⸗ 
gemeinden ein Wohnungsbaupre 
gramm unerläßlich! Wie es feint, ber 
ginnt man heute auch in Preußen und Deutſch⸗ 
land behördlicherſeits die Notwendigkeit eines 
allgemeinen Wohnungsbau⸗Pro⸗ 
grammes auf 10 Jahre hinaus einzuſehen. 
Man nennt eine Zahl von 250 000 Wohnungen 
jährlich, die notwendig ſeien, um der Wohnungs⸗ 
not wirkſam zu ſteuern. Woher dieſe dazu nötigen 
Mittel genommen werden ſollen, iſt allerdings 
noch ungeklärt. Ob es zweckmäßig iſt, ſie durch 
Erhöhung der Friedensmiete auf 130% und 
mehr zu gewinnen, ſoll hier nicht unterſucht 
werden. 

Es ſei geſtattet, ſich hier lediglich mit dem 
augenblicklichen Zuſtand zu beſchäftigen. Die 
Notwendigkeit zur Planmäßigkeit 


in der Erſtellung der jährlich 
fälligen Klein wohnungen ſteht 
außer allem Zweifel. 

Dieje Planmäßigkeit ift une” 


läßlich auch für die kleinen Städte 
und Landgemeinden. 

Solange freilich die klaren, finanziellen 
Grundlagen fehlen, muß man fih darauf be 
ſchränken, die techniſchen Ee 
EE als möglich zu klären. 


S ch le i fh e 


he i m 400 


Das iſt möglich und unbedingt 
nötig. Dem Verwaltungsfachmann 
wird das nicht ohne weiteres ein- 
leuchten. Dem Techniker und Sied⸗ 
lungsfachmann erſcheint es ſelbſtver⸗ 
ſtäudlich. So könnte man glauben, 
daß die Unſicherheit der Geldbe⸗ 
chaffung zum Bau und die u irt- 
ſchaftliche Lage überhaupt die Be⸗ 
ſtimmung der Wohnungsarten und 
er Hausformen über das laufende 
Jahr hinaus erſchweren könnte. Wenn 
das auch im allgemeinen richtig iſt, 
ſo müſſen fich doch alle Anderungen 
er Haus: und Wohnungsformen in 
ganz beſtimmten Grenzen bewegen. 
Dieſe Anderungsmöglichkeiten ſind 
durch die Praxis des Siedlungs⸗ 
weſen zwangsläufig entwickelt. Die⸗ 
ſelben Erfahrungen, die der Sied⸗ 
lungsfachmann im Laufe der letzten 
Jahre machen mußte, werden nach 
und nach im Verhältnis zu dem Um- 
fang der vorliegenden Siedlungs- 
projekte auch von den Magiſtraten und 
Gemeindevorſtänden oder ihren Bau⸗ 
Ämtern, ſoweit fie ſolche haben, ge- 
macht. Die einzelnen Möglichkeiten 
des Einfamilien⸗ und Mehrfamilien- 
hauſes ee ſich fo allmählich mit 
ihren Abwandelungen und typiſchen 
Merkmalen ein. Die Reibungen, die 
ſich noch vor wenigen Jahren aus 
der Tatſache der Notwendigkeit des 
ſchmuckloſen Typenbaues ergaben, 
ſind weſentlich geringer geworden. 
Alle dieſe Erfahrungen ſind die 
Grundbedingungen, aus denen ſich 
ein Wohnungsbauprogramm ent⸗ 
wickeln läßt. Greifbare Ge- 
ſtalt wird ein ſolches 
Wohnungsbauprogramm 
meiſtens nur in 
einem Siedlungs⸗ 
plan annehmen. 
Manche Erwägungen 
werden ſeiner Aufſtellung 
vorangehen müſſen, und 
die Geſichtspunkte, die 
eunte allgemein Gültigkeit 
für die technische Durch⸗ 
bildung der Wohnungs⸗ 
arten haben, ja ſogar die 
nanziellen Bedingungen 
er Baukoſten und Miets⸗ 
zinsbildung, werden in 
ihm ihren Niederſchlag 
nden müſſen. Es feien 


Abb. 16. Plan . e 
Prausnitz auf eigenem Gelände. Maßſtab 1: 5000. 


Abb. 14. Plan für die Siedlung des 
Bauvereins der Kriegsbeſchädigten 
und Kriegshinterbliebenen auf ſtädt. 
Gelände in Grünberg. Maßſt. 1: 5000. 
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Abb 15. Plan f. die Siedlung der Bau- 
genoſſenſchaft Löwen auf ſtädtiſchem 
Gelände in Löwen. Maßſtab 1: 5000. 
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hier kurz einige Hauptpunkte genannt, 

die vor Aufſtellung von Wohnungs⸗ 

bauprogramm und Siedlungsplan 
geklärt werden müſſen: 

1. Klärung der finanziellen Grund⸗ 
lagen (Geldquellen und tragbare 
Mieten). 

2. Auswahl der Typen: 

a) das Einfamilienhaus und 
Eigenhaus iſt aus ethiſchen, 
ſozialen und finanziellen Grün⸗ 
den (Gartenerträgniſſen) zu be⸗ 
vorzugen. 

b) Infolgedeſſen kommt haupiſäch⸗ 
lich das Einfamilienreihenhaus 
als billigſte Form des Ein⸗ 
familienhauſes in Frage (ge⸗ 
ringe Landzulage). 

c) Wo es die Geldverhältmiſſe ge- 
ſtatten, wird auch das Ein⸗ 
familiendoppelhaus gewählt 
werden können. Es kommt haupt⸗ 
ſächlich für ländliche oder klein⸗ 
ſtädtiſche Vorortsverhältniſſe in 
Frage. Das Einfamilieneinzel⸗ 
haus wird heute nur in ſeltenen 
Fällen anwendbar ſein. 

d) Wo Kleinſtwohnungen von 3) 
bis 45 qm Wohnfläche nötig 
ſind, kommt Mehrfamilienhaus 
in zweigeſchoſſiger (gegebenen⸗ 
falls auch dreigeſchoſſiger) 
offener Bauweiſe in Frage. 
(Gartenzuteilung.) 

Die techniſche Geſtaltung des 

Planes ſelbſt iſt eine Sache für 

ſich. So ſelbſtverſtändlich die oben 

erwähnten Forderungen erſchei⸗ 
nen, jo wenig find fie heute ſchon 

Allgemeingut bei den verant⸗ 

wortlichen Magiſtraten und Ge- 


lien- oder Einfamilien⸗ 
haus aufgeworfen wird, 
ſollte lediglich dann das 
Mehrfamilienhaus qe- 
wählt werden, wenn 
Kleinſtwohnungen 
unter 45 m Wohn⸗ 
fläche in Frage kommen. 
Daß die Wohnung im 
Einfamilien - Reihen- 
haus teurer iſt als die 
im Mehrfamilienhaus, 
iſt bisher einwandfrei 


für die Siedlung „Gerbergarten“ der Stadt nicht bewieſen. Grund⸗ 


ſätzlich iſt der Charakter 
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Abb. 17. Örtlihe;lage der ſtädtiſchen Siedlung 
„Gerbergarten“ in Prausnitz“. Maßſtab 1:25000. 
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Abb. 18. Örtliche Lage der Siedlung der Gemeinnützigen 


Baugenoſſenſchaft in Saarau. Maßſtab 1: 25000. 
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Abb. 19. Plan für die Siedlung der 
Gemeinnützigen Baugenoſſenſchaft Saarau auf 
Gemeindegelände in Saarau. Maßſtab 1:5000. 


der erſten freilich ein anderer; die Wohnung im 
Einfamilien-Reihenhaus unterſcheidet fih von der 
gleichgroßen Wohnung im Mehrfamilienhaus be— 
ſonders dadurch, daß die Wohnungen nicht neben- 
einander, ſondern übereinander in zwei (oder drei) 
Geſchoſſen liegen. 

Man muß ſelbſtverſtändlich das 
Einfamilienhaus für die beſte, ja 
einzig mögliche Wohnform für 
unjer Volk halten, um ſich an die 
Eigenart des Einfamilien-Reihen- 


hauſes zu gewöhnen, — zumal 
man es noch nicht kennt! 

Wenn aber dieſe bekannten Erfahrungen und 
Richtlinien von den Magiſtraten und Gemeinde- 
vorſtänden ihren Erwägungen zugrunde gelegt 
werden, wird es ein Leichtes fein, Siedlung s 
pläne aufzuſtellen, die das Wob 
nungsbauprogramm des Ortes dar⸗ 
ſtellen, und die trotz mancher Berichtigungen 
und Veränderungen auch den kleinen Städten 
und Landgemeinden eine zielbewußte, voraus- 
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ſchauende Wohnungsbau- 
politik ermöglichen. 

Im Folgenden ſind Bei⸗ 
ſpiele aus der Praxis der 
Städtebauabteilung der 
Schleſiſchen Heimſtätte ge⸗ 
zeigt, von denen einige ganz 
beſonders kleine Verhältniſſe 
ſchildern. Dieſe werden ein 
befriedigendes Ergebnis nur 
dann haben, wenn die Ver⸗ 
bindung zwiſchen Bauherrn 
Magiſtrat, Gemeindevor⸗ 
ftand) und Planverfaſſer 
während der ganzen Durch⸗ 
führungszeit gewahrt bleibt. 

Die wiedergegebenen Bei— 
ſpiele find abſichtlich aus 
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Abb. 20. Örtliche Lage der Siedlung der 
gemeinnützigen Kriegsopferbaugenoſſenſchaft in Koſel. 
Maßſtab 1: 25000. 


Abb. 14 zeigt die Sied⸗ 
lung des Bauvereins der 
Kriegsbeſchädigten und 

Kriegshinterbliebenen 
Grünberg in der Nähe 
des Stadtparks, ſüdlich der 
Stadt. Hier werden 16 
Wohnungen gebaut, wobei 
zu bemerken iſt, daß auf je⸗ 
der Bauſtelle 2Wohnungen 
untergebracht werden. Der 
Siedlungsplan kommt ſo⸗ 
mit in dieſem Jahr faſt 
bollkommen zur Durch⸗ 
führung. Das Gelände 
iſt dem Verein von der 
Stadt in Erbpacht zur 
Verfügung geſtellt. 
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Abb. 21 Plan für die Siedlung der gemeinnützigen Kriegsopferbaugenoſſenſchaft in Koſel. Maßſtab 1:5000. 


kleinen Verhältniſſen heraus gewählt. Es 
handelt ſich hier keineswegs um Siedlungen, die 
mit einem Schlag durchgeführt werden ſollen, 
ſondern es ſind eben lediglich Programmauf⸗ 
ſtellungen, von denen in dieſem Jahr vorläufig 
nur einige Wohnungen zur Durchführung kommen. 

Es ſeien hier kurz die einzelnen Beiſpiele 
erläutert: . 


Abb. 15 zeigt die Siedlung der Baugenoſſen⸗ 
ſchaft Löwen auf ſtädtiſchem Gelände. Wenn 
die Stadt auch nicht direkt an der Baugenoſſen⸗ 
ſchaft beteiligt iſt, ſo verdankt dieſe doch ihre Ent⸗ 
ſtehung und kräftige Förderung dem Magiſtrat. 
Insgeſamt ſind hier 60 Wohnungen projektiert, 
von denen in dieſem Jahr 16 Wohnungen im Ein⸗ 
familienreihenhaus zur Durchführung kommen. 
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Zu beachten iſt die ein- 
fache, ſchlichte und zweckent⸗ 
ſprechende Form des Sied⸗ 
lungsplanes, die lediglich 
durch die Verwendung des 
Einfamilienreihenhauſes er⸗ 
möglicht wird. 

Abb. 16 zeigt die Auf- 
teilung des ſogenannten 
Gerbergartens in der Stadt H; 
Prausnitz, der Stadt | 
gehörig. Hier wird im 
einzelnen nach dem vors 
liegenden Plan verkauft, die 
Siedler bauen mit der 
Schleſiſchen Heimſtütte. In 
dieſem Jahr werden hier 
drei Parzellen bebaut. Die 


ear 


Abb. 23. Plan für die Siedlung Steinau a. O. auf ſtädtiſchem Gelände. 


Haustypen liegen noch nicht feſt, es werden 
Anderungen am Plane vorgenommen werden, 
etwa derart, daß ſtatt der Doppelhäuſer am Wohn⸗ 
hof Einzelhäuſer verwandt werden. Bei dieſem 
Plan iſt engſtes Zuſammenarbeiten mit dem 
Planverfertiger für die Stadt und die einzelnen 
Siedler dringendes Gebot. Ein Ausſchnitt aus 
dem Meßtiſchblatt (Abb. 17) zeigt, wie eng dieſer 
kleine Plan mit der alten Stadt, die eine ſehr 
intereſſante und typiſche Anlage ift, zuſammen⸗ 
hängt. Eine ſchlechte Aufteilung dieſes Geländes, 
die die künftige Entwicklung der Stadt nicht berück⸗ 
ſichtigt, würde eine Verunſtaltung des Ortes für 
alle Zeiten mit ſich bringen. 


Abb. 22. Örtliche Lage der Siedlung Steinau a. O. 
Maßſtab 1:25000. 
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A b b. 19 gibt ein vor 
läufiges Programm für die 
Gemeinde Saarau, Kreis 
Schweidnitz. Hier liegen die 
Verhältniſſe beſonders ſchwie⸗ 
rig: Das bearbeitete Gelände 
gehört der Gemeinde nur 
mit einem ſchmalen Streifen 
an der nördlich gelegenen 
Kirchhofſtraße. Dort werden 
zurzeit drei Doppelhäuſer 
mit zuſammen zwölf Woh- 
nungen errichtet. Die Ge 
meinde ſtellt das Gelände 
einer Gemeinnützigen Baus 
genoſſenſchaft zur Ber 
fügung, welche die Bauten 
in eigener Regie ausführt. 


SCHLES, HEIMSTÄTTE 
STÄDTE 5 


Maßſtab 1: 5000. 


Das übrige Plangelände gehört teils einem 
Fideikommiß, teils dem am Ort befindlichen 
Hüttenwerk. Erwerb iſt nur auf dem Weg der 
Enteignung möglich. Trotzdem ift ein Beſied⸗ 
lungsplan für das geſamte Gelände aufgeſtellt 
worden, immerhin ein Beweis von voraus— 
ſchauender Einſicht der Gemeindeverwaltung. Der 
Ausſchnitt aus dem Meßtiſchblatt (Abb. 18) zeigt 
die Größe des Plangeländes und ſeine enge Ber 
ziehung zu dem beſtehenden Ort. 

In A bb. 21 ift das Bauprogramm für eine 
Siedlung der Gemeinnützigen Kriegsopfer 
baugenoſſenſchaft Coſel bei Breslau wieder 
gegeben. Ein Teil des Geländes gehört bereits 
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zum Teil der Genoſſen⸗ 
ſchaft, das übrige kann ſie 
nach Bedarf hinzukaufen. 
s werden hier in dieſem 
Jahr 10 Wohnungen ge- 
baut. Wenn auch die Ge- 
meinde wenig mit der 
Siedlung zu tun hat, ſo 
wird dieſe doch zwangs⸗ 
läufig mit dem alten Ort 
zuſammenwachſen und 
ſchon infolge der Größe 
des Plangeländes im Ber- 
hältnis zum alten Orts⸗ 
kern (Abb. 20) eine ge- 
wiſſe Planmäßigkeit in die 
Entwicklung desſelben hin- 
einbringen. 
Abb. 23 zeigt einen 
Veſiedlungsplan für die 
Stadt Steinau a. O. 
Dieſer Fall iſt beſonders 
charakteriſtiſch: Zwar baut 
auch hier die Stadt nicht 
ſelbſt, ſondern läßt dort 
Bauten (3. Zt. 20 Woh⸗ 
nungen) durch eine Ge— 
meinnützige Wohnungs⸗ 
baugenoſſenſchaft errichten, 
aber ſie gibt das Gelände 
nur von Fall zu Fall her 
und übt ſchon durch das 
Vorhandenſein des Planes 
und der Parzellierung und 
darüber hinaus durch Bau- 
aufſicht des ſtädtiſchen 
Baubeamten einen Druck 
aus, der die Entwicklung 
im Sinne des Planes 
lenkt. Hier ſind im ganzen 
ea. 234 Wohnungen ge- 
plant, auf einem Gebiet, 
das faſt ebenſo groß iſt, 
wie der alte Ortskern. 
(Abb. 22.) Auch hier iſt 
das Einfamilienreihenhaus 
bevorzugt, während die 
Doppelhäuſer aus Erſpar⸗ 
nisgründen ſogenannte 
Einliegerwohnungen er⸗ 
halten, ſo daß auf jeder 
arzelle nicht eine Fa⸗ 
milie, ſondern zwei Fa⸗ 
milien untergebracht ſind. 
A b b. 25 ſtellt einen 
Teilbeſiedlungsplan für die 
Stadt Nimptſch auf 


H DI A 
tadteigenem Gelände dar. 


Stadt Nimptſch. Maßſtab 1: 25 000. 
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bb. 25. Plan für die Siedlung Weft in Nimptſch 


auf ſtädtiſchem Gelände. Maßſtab 1: 5000. 


Es iſt nur ein Teilplan, 
denn auf der öſtlichen 
Seite der Kunſtſtraße be⸗ 
findet ſich ein zweiter ähn⸗ 
licher Plan bereits in der 
Durchführung und iſt nahe 
vor der Vollendung. Dieſer 
„Beſiedlungsplan Weſt“ 
(Abb. 24) iſt ein neuer 
Plan und beſonders des⸗ 
wegen bemerkenswert, weil 
die, ihn weſtlich begren- 
zende, projektierte Um- 
gehungsſtraße in ihrer ge⸗ 
nauen Lage noch nicht feſt⸗ 
ſteht. Dieſe Straße iſt 
3. Zt. Gegenſtand von Ber- 
handlungen zwiſchen Kreis 
und Provinz und kann ge⸗ 
gebenenfalls noch weiter 
nach Weſten zu hinaus⸗ 
geſchoben werden. Es 
kann daher nur im öſt⸗ 
lichen Teil des Planes qe- 
baut werden und es wird 
demgemäß in dieſem Jahr 
der im Plan deutlich er- 


kennbare Block von 10 
Einfamilienhäuſern im 
Reihenhaus ausgeführt. 
Die Umgeſtaltung des 
Planes bei genauer Feſt⸗ 
legung der Umgehungs⸗ 


ſtraße iſt unſchwer durch⸗ 
zuführen. Gerade hier in 
Nimptſch ſind eingehende 
Beratungen über die Form 
der zu errichtenden Woh⸗ 
nungen gepflogen worden. 
Ein gewiſſer Wechſel in 
den Typen erſchien ge— 
boten. Es iſt nicht zu ver⸗ 
geſſen, daß durch das 
Bauen örtliche Erfah⸗ 
rungen bezüglich tragbarer 


Mieten und Wohnungs⸗ 
größen gemacht werden, 
die bei der Fortführung 


des Planes verwertet wer- 
den können. 


Die Bauten werden 
hier ebenfalls nicht von 
der Stadt, ſondern von 
einem Bauverein durch⸗ 
geführt. 

Auch die Stadt Woh⸗ 
lau hat mit einem 
ſolchen Bauprogramm und 
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Beſiedlungsplan einen erſtmaligen Verſuch gemacht 
(ſ. Abb. 26). In ſchlichter Form ſind ebenfalls Reihen⸗ 
häuſer geplant, allerdings hier mit der beſonderen 
Note, daß bei den augenblicklich in der Durchführung 
begriffenen acht Wohnungen in jedem Teilhaus, alſo 
auf jeder Parzelle zwei Wohnungen übereinander 
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Abb. 26. Plan für die Siedlung der Baugeſellſchaft 
Wohlau auf ſtädtiſchem Gelände. Maßſtab 1: 5000 


angeordnet ſind. Auch dies 
ijt ein erſtmaliger Ber- 
ſuch; man hat dabei daran 
gedacht, dieſe beiden Woh⸗ 
nungen ſpäter zu einem 
Einfamilienhaus zuſam⸗ 
menzulegen. Ob dies qe- 
ſchieht, iſt allerdings eine 
andere Frage. Die Stadt, 
die über kein eigenes Bau⸗ 
amt verfügt, hat hier den 
geſunden Weg beſchritten, 
mit der Schleſiſchen Heim⸗ 
ſtätte zuſammen eine 
Baugeſellſchaft zu gründen, 
der ſie das Baugelände 
von Fall zu Fall für einen 
annehmbaren Preis ver⸗ 


= „ Abb. 27. Örtliche Lage der Siedlung der Baugeſellſchaft 
kauft und die beweglich Wohlau in der Stadt Wohlau. Maßſtab 1: 25 000. 


genug iſt, im Intereſſe 
der Stadtgemeinde ſchnell 
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Abb. 29. Örtlihe Lage der Gemeindeſiedlung 
Ober⸗Peilau II. Maßſtab 1: 25 000. 


SCHLES. HEIMSTÄTTE 
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Abb. 28. Plan für die Gemeindefiedlung Ober-Beilau Il 
auf Gemeindegelände. Maßſtab 1:5000. 


und preiswert die g” 
wünſchten Wohnungen ber: 
zuſtellen. So hat dieſe 
Baugeſellſchaft die befor 
dere Aufgabe, Kleinſtwoh' 
nungen zu ſchaffen, die 
möglichſt nicht mehr als 
20—25 M Miete monat 
lich koſten. Es werden in 
nächſter Zeit noch 6 Woh 
nungen in Angriff ge 
nommen, ſo daß in dieſem 
Jahr 14 Wohnungen als 
Anfang des Planes er 
richtet werden. Der Haupt 
wert dieſer Maßnahmen 
liegt in der Planmäßig 
keit und Stetigkeit. Da 
Siedlungsgelände hat un 
mittelbaren Zuſammen, 
hang mit der Stadt un 


= 


ſtellt eine lebensnotwendige Verbindung mit dem 
nördlich gelegenen Dorf Krummwohlau 
her (Abb. 27). 

Das letzte Beiſpiel (Abb. 28) ift das 
leinite Beiſpiel planmäßiger, öffentlicher Sied- 
ungsarbeit kleiner Gemeinden. Es iſt der Sied⸗ 
ungsplan der Gemeinde Oberpeilau D. 
reis Reichenbach. Das Gelände gehört der Ge— 
meinde und die Gemeinde baut ſelbſt, und zwar 
in dieſem Jahr 14 Einfamilienhäuſer im Reihen⸗ 
haus, die öſtlichſte Reihe des Planes. Wie der 
lusſchnitt aus dem Meßtiſchblatt in Abb. 29 zeigt, 
legt das Gelände getrennt von der beſtehenden 
rtslage. Dieſe Trennung ift trotz des mangeln- 
den Windſchutzes hier ein Vorzug, da der 
tarf induſtriealiſierte Ort eine dichte und 
tegelloje Bebauung zeigt. Im übrigen hängen 
ier auf viele Kilometer die Induſtriedörfer an⸗ 
einander und faſt überall iſt die Bevölkerung in 
iethäuſern und meiſt ſchlecht umgebauten 
auernhäuſern untergebracht. So klein dieſer 
Plan iſt, ſo ſehr iſt die Energie und Kühnheit 
es Gemeindevorſtandes anzuerkennen, der hier 
ein Unternehmen anfaßt, zu dem manche Stadt 
den Mut nicht aufbringt. 

Gewiß, die vorgeführten Beiſpiele find biel- 
leicht unſcheinbar an den heutigen nötigen Woh⸗ 
Nungsbau- Forderungen gemeſſen, doch fie find 
piſch in ihren verſchiedenen Formen ſowohl in 
ezug auf Plangeſtaltung als auch in Bezug 
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auf die Durchführung. Bezüglich der Durch⸗ 
führenden ſind alle Arten vertreten von der 
Gemeinde, die alles einer ſelbſtbauenden Bau⸗ 
genoſſenſchaft überläßt bis zu der Gemeinde, die 
alles vom Plan bis zur Wohnungsvergebung 
in der Hand behält. Das letzte ſcheint das 
Erſtrebenswerte zu ſein, da nur ſo eine wirkliche 
Planmäßigkeit in der Durchführung gewähr⸗ 
leiſtet iſt. Schließlich nützt es nichts, ein Woh⸗ 
nungsbauprogramm aufzuſtellen und einen Plan 
zu faſſen, wenn man beides wieder einer Vielheit 
von Köpfen überantwortet, die die Notwendigkeit 
der Einheitlichkeit nicht begreifen können. 


Es iſt notwendig und möglich, 
daß auch kleine Städte und Land⸗ 
gemeinden ein ungefähres Woh- 
nungsbau-Programm und einen 
Plan aufſtellen. 


Und es iſt möglich, daß ſie dieſen durchführen, 
wenn ſie mit der nötigen Sachlichkeit und Energie 
vorgehen. 


Und ſchließlich gibt es immerhin wenige Groh- 
ſtädte, aber ſehr viele kleine Städte und Land⸗ 
gemeinden, und wenn es gelingt, unſere Dörfer 
und kleinen Städte günſtig zu beeinfluſſen, dann 
mögen getroſt einige Großſtädte abſcheuliche 
Wohn - Quartiere zeigen, die Geſundheit der 
Geſamtheit des Landes wird dann die Krankheits⸗ 
erſcheinungen einzelner Großſtädte aufwiegen. 
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Perſonalnachrichten. 

Regierungs- und Baurat Dr. Dunay, bisher bei der 
Regierung in Breslau, wurde vom Aufſichts⸗Rat der 
„Schleſiſchen Heimſtätte“ zum Direktor der Geſellſchaft 
gewählt. Er hat die Wahl, welche einſtimmig erfolgte, 
angenommen. 

Stadtbaurat Dr. Althoff, Frankfurt a. O. wurde 
zum Stadtbaurat in Breslau gewählt und in der Breslauer 
Stadtverordneten⸗Verſammlung vom 28. Oktober in fein 
Amt eingeführt. 


Die Mieter zu den Wohnungbauvorſchlägen des 
Miniſters Hirtſiefer. 

„Der Bund Deutſcher Mietervereine e. V. Sitz Dresden 
hat ſeit Jahren die Bekämpfung von Wohnungsnot 
und Arbeitsloſigkeit in der Durchführung eines lang⸗ 
friſtigen Wohnungsbauprogrammes erblickt. Er be⸗ 
grüßt es deshalb, daß jetzt auch der preußiſche Wohl- 
fahrtsminiſter Hirtſiefer mit einem planmäßigen, 
umfangreichen Wohnungsneubau Wohnungsnot und 
Arbeitsloſigkeit bekämpfen will. Der Bund hält jedoch 
den von ihm in ſeinem Aufrufe vorgeſchlagenen Weg 
für verfehlt und gefährlich für unſere Volkswirtſchaft. 
Richtig iſt, daß zurzeit als Hauptquelle für den Neubau 
die Hauszinsſteuer in Frage kommt. Dieſe Steuer 
wird aber ſchon jetzt in ausreichender Höhe erhoben, 
nur wird ſie heute noch weſentlich für den Finanzbedarf 
verwendet. Für dieſen Bedarf müſſen andere Quellen 
(Einkommenſteuer) erſchloſſen werden. Wird die 
heutige Hauszinsſteuer nur für den Neubau verwendet, 
ſo iſt eine Erhöhung derſelben und damit eine Steige— 
rung der Mieten nicht notwendig. Gegen weitere 
Mieterhöhungen ſpricht außerdem die allgemeine Wirt⸗ 
ſchaftslage und die dringende Notwendigkeit, die Kauf⸗ 
kraft des Geldes zu heben und damit die Preis⸗ 
enkungsmaßnahmen der Regierung zu unterſtützen. 

it ſtarkem Befremden ſtellt die Mieterſchaft feſt, daß 
der Miniſter zwar den künftigen Wegfall der Mietzins⸗ 
ſteuer in Ausſicht ſtellt, gleichzeitig aber das Steigen 
der Mieten als eine ſelbſtverſtändliche Erſcheinung in 
allen Kulturſtaaten hinſtellt. Er will alfo den Betrag 
der Hauszinsſteuer künftig dem Hausbeſitz als unver- 
diente Rente überlaſſen, und ihm damit aus unſerer 
verarmten Volkswirtſchaft ein jährliches Milliarden 
geſchenk zuwenden. Dagegen wird die Mieterſchaft mit 
allen Mitteln Widerſtand leiſten. Sie verlangt von 
einer Regierung, daß ſie die Steigerung der 
Bodenrente nicht als etwas Unabänderliches hinnimmt, 
ſondern dem Volk den Weg zeigt, auf dem das Steigen 
unverdienter Rente verhindert wird. Sie er- 
wartet, daß die Regierung ſich in dieſem Sinne an 
die Parlamentarier und das Volk wendet.“ 

Die Stellungnahme der Mieterſchaft zu den Hirt⸗ 
ſiefer'ſchen Vorſchlägen, die in den vorſtehenden Zeilen 
zum Ausdruck kommt, iſt von dem Standpunkt der 
Mieter verſtändlich. Immerhin muß aber darauf hin⸗ 
gewieſen werden, daß die Befürchtung, die vom Bund 
Deutſcher Mietervereine ausgeſprochen wird, daß der 
Ertrag der Hauszinsſteuer dem Hausbeſitz als unver⸗ 
diente Rente überlaſſen bliebe, in ihrer vollen Schärfe 
wohl niemals zutreffen wird. Man darf doch nie ver⸗ 
geſſen, daß das Mietsproblem im weſentlichen ein 
Problem von Angebot und Nachfrage war, und es ſtets 
bleiben wird. Eine Steigerung der Mieten zur Ver⸗ 
ſtärkung der Neubautätigkeit würde an fih ſelbſtver⸗ 
ſtändlich in dem Augenblick, wo der Staat die Steuer 
nicht mehr erhebt, ein Anwachſen unverdienter Miets⸗ 
rente für den Hausbeſitzer ſein. Aber — der Staat 


will ja mit den aus der Erhöhung der Hauszinsfteuet 
ſätze frei werdenden Mitteln neue Wohnungen, Klein 
wohnungen ſchaffen. Er wird ſeine Förderung“ 
tätigkeit ſowie die von ihm geleiftete finanzielle une 
ſtützung des Kleinwohnungsbaues erſt in demfelbe! 
Augenblick aufgeben dürfen, wo eine Wohnungen. 
vor allem auch eine Kleinwohnungsnot, nicht me 

vorhanden iſt. In dieſem Augenblick aber wird Déi 
ſelbſt wenn die Erhebung der Hauszinsſteuer in Zelt, 
kommt, für den Althausbeſitzer kaum ein erheblichen 
Mehrgewinn herausſchlagen laſſen, denn dann werde 
wir ja ein genügendes Angebot von geſunden un, 
preiswerten 


Kleinwohnungen haben, viele der op 
großen und teueren Altwohnungen werden geräumt 
ſein und das wird bei freier Wohnungswirtſchaft KA 
ausſichtlich dazu führen, daß ein Überangebot von Iy 
wohnungen (auch Kleinwohnungen) zur Senkung de 
Mieten in dieſen führen. 

Der Vorſchlag der Mietervereine, ſtatt Erhöhung 5 
Friedensmiete auf 130% zunächſt einmal den en 
einkommenden Betrag der Hauszinsſteuer in v olle 
Höhe für den Wohnungsbau zu verwenden, iſt ges i 
und richtig, nur dürfte dieſer Betrag für ein roi? 
Mohnungsbauprogramm nicht ausreichen. Weſen t 
lich erſcheint, daß die Wohnungen on 
ſchnell behoben wird. Gerade die Miete 
müßten eigentlich ein dringendes Intereſſe daran 
haben, daß der freie Wohnungsmarkt durch billige 
Staatswohnungen reguliert wird. Nach dem heute 
geübten Verfahren des Tropfens auf den heißen Stein 
werden die unzweckmäßig angelegten, in düſteren 
Mietskaſernen, häufig an lärmenden Verkehrsſtraßen 
liegenden und teuren Altwohnungen auf unabſeh, 
bare Zeit hinaus ihren ungerechtfertigt hohen Wer 
behalten! 

Die „Bodenrente“ ift eine andere Frage, und der 
Weg, ungerechtfertigten Wertzuwachs für die All- 
gemeinheit nutzbar zu machen, kann nur durch Löſung 
des Boden-Problemes gefunden werden. Sp. 


Die Neiker Hauptverſammlung des Bundes deutſcher 
Bodenreformer, Landesverband Schleſien. 
Von Gemwerbefchul-Oberlehrer Fr. Oſter mann, 
Liegnitz. 

Am 18. und 19. September dieſes Jahres hatte der 
Schleſiſche Landesverband im B. D. B. feine Anhänge! 
in die alte ſchöne Biſchofsſtadt Neiße geladen. Ein 
mal ſollte hier in der Grenzmark dem Deutſchtum die 
Bedeutung der Bodenreform bewußt gemacht, dann den 
Anhängern der Bewegung die hervorragende Arbei 
der Stadt auf dem Gebiete des Wohnungsweſens ge 
zeigt werden. 

Auch D. Dr. Adolf Damaſchke, der Führer bei 
deutſchen Bodenreformbewegung, hatte es fih nich 
nehmen laſſen, mit feiner Gattin zur Tagung A 
kommen. Aus allen Teilen der Provinz waren zahl" 
reihe Gäſte erſchienen, die der Vorſitzende, Benter⸗ 
Breslau, herzlich willkommen hieß. Im Names 
der Stadt Neiße ſprach Oberbürgermeiſt ef 
Dr. Franke ſehr bedeutſame Worte. Er wies org, 
bin, daß eine Bodenreformtagung zu den weniger 
Tagungen gehöre, die für alle Städte ein kommund 
politiſches Intereſſe habe. Sei doch die Entwicklung 
einer jeden Stadt von einer vernünftigen Bodenwir a 
ſchaft abhängig. Die Stadt Neiße habe bewußt t 
dieſem Sinne gearbeitet und bei einer Größe von 35 00, 
Einwohnern über 1200 neue Wohnungen geſchaffen 
ein Werk, auf das die Stadtverwaltung ſtolz ſei. 
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begrüße er in dem Bunde deutſcher Bodenreformer den 
undesgenoſſen, der durch ſeine Arbeit ſchon viel er⸗ 
reicht hat. 


D. Dr Damaſchke dankte dem Stadtoberhaupt 
für ſeine treue Arbeit und wies darauf hin, daß man 
einen Maßſtab für die Bautätigkeit der Stadt Neiße 

un gewinne, wenn man vergleiche, daß die Stadt 
Kiel bei 220000 Einwohnern 1400 Wohnungen, die 
ſicherlich gut bodenreſormeriſche Stadt Frankfurt 
d. Oder 2100 Wohnungen, Neiße dagegen mit 

000 Einwohnern nahezu 1300 muſtergültige Woh⸗ 
nungen geſchaffen habe. Für die weſtdeutſchen 

odenreformer ſprach Stadtrat Dr Fulda aus 
ünſter i. Weſtf. 

Dann ergriff Direktor Johannes Lubahn 
das Wort zu ſeinem Vortrage: „Der Heimſtätten⸗ 
gedanke und die deutſche Beamten⸗ 
ſchaft.“ Einleitend verglich der Redner die Behaup⸗ 
tungsziffern der angelſächſiſchen Länder mit denen 
Deutſchlands, um daraus den Schluß zu ziehen, daß 
auch ſchon vor dem Kriege vieles im Wohnungsweſen 
lehr im argen lag. Krieg und Nachkriegszeit haben 
ie Dinge noch verſchärft, ſo daß heute über 1 Million 
| deutſcher Menſchen unzulänglich untergebracht iſt. Er 
treifte ſodann die Entartungserſcheinungen, die ſich 
naturnotwendig ergeben mußten. Um die Wohnungs- 

age nicht wieder der wilden Entwicklung zu über⸗ 
ſſen, ſeien Heimſtättenamt und Heimſtättenausſchuß 
entſtanden. Dieſe wollen bewußt bei der Neu⸗ 
erſtellung von Wohnungen das Eigenheim, die 
Heimſtätte an die Stelle der Miets⸗ 
aſerne ſetzen. Dieſen Anſchauungen hat auch 
die Geſetzgebung Rechnung getragen und ſo entſtehen 
überall im Lande Heimſtätten. Um bei der meiſt 
chwierigen Finanzierung zu helfen, ſoll ein Be⸗ 
amtenheimſtättengeſetz geſchaffen werden. 
Durch dieſes ſoll eine Abtretung eines Teiles des 
ohnungsgeldes möglich gemacht und dadurch eine 
entſprechende Bauſumme erlangt werden. Herr Lubahn 
wies an einer Reihe von Beiſpielen die Durchführbar⸗ 
keit nach und glaubte Hoffnung auf eine baldige Ver⸗ 
wirklichung des Geſetzes machen zu können. 


Der nächſte Redner, Bürgermeiſter Stumpfe, 
öben a. O., ſprach über „Großſiedlung in 
der Kleinftadt, ein Weg zur wirkſamen 
ekämpfung der Wohnungsnot.“ Der 
Redner ging davon aus, daß bei den billigen Boden⸗ 
und Bauſtoffpreiſen, den niedrigen Löhnen der Klein⸗ 
ſtadt, hier mehr Wohnungen für die gleiche Summe 
geſchaffen werden könnten, als in der Großſtadt. In 
er großen Stadt gebe es immer Leute genug, die 
ei annehmbaren Wohnverhältniſſen gern in die Klein⸗ 
tadt gehen würden. So könne auch die Kleinſtadt mit 
azu beitragen, Gegenwartsgedanken über Abbau der 
Großſtädte und Schaffung wirtſchaftlich geſunder Klein- 
und Mittelſtädte durchzuführen. 


Der Sonntag brachte den Gäſten eine Führung 
unter perſönlicher Leitung von Oberbürgermeiſter 
Dr Franke — durch die Stadt mit ihren alten Bau- 
h denkmälern und ihren neuen Siedlungen. Die letzteren 
peiten, wie berechtigt der Ruf Neißes als neuzeit⸗ 
iche Wohnſtadt iſt. In ihrer ganzen Anlage machen 
ie Bauten einen ſehr erfreulichen Eindruck. Grün⸗ 
flächen und Durchblicke ſorgen für eine Belebung des 
Bildes dieſer neuen Stadtteile. An dieſer Stelle fei 
auch noch des muſtergültigen Stadions gedacht, das 
ebenfalls viel Bewunderung erregte. 
„Dann begaben fih die Tagungsteilnehmer zur 

F zu deren Beginn Re⸗ 
Bierungsdirektor r. Fiſcher aus Oppeln die 


Grüße der oberſchleſiſchen Regierungsbehörden iiber- 
mittelte. Dann nahm D. Dr Damaſchke das Wort 
und führte aus: Heute gelte es mehr denn je, die 
Reichsverfaſſung, die uns den inneren 


Frieden, die Einheit des Reiches qe- 
rettet habe, mit Leben zu erfüllen. Das 
gelte beſonders für die Durchführung des Mr- 


tikels 155 derſelben. Für Oberſchleſien habe 
das erhöhte Bedeutung, zumal hier die Vergangenheit 
viel geſündigt habe. Stellt doch die neueſte Statiſtik 
feft, daß hier in den Orten unter 2000 Einwohnern 
10 25, in den größeren 17 % wohnungslos feien. Man 
muß dabei noch bedenken, ⸗daß in Oberſchleſien 89 27 
aller Wohnungen Kleinſtwohnungen, beſtehend aus 
Küche und „höchſtens“ 1 Zimmer, ſind. — Im Reiche 
liegen die Dinge ebenſo ernſt. In Berlin hat man 
allen Ernſtes die Frage erwogen, ob man nicht in den 
Obdachloſenaſylen die Pritſchen, die 2400 Menſchen 
Raum bieten, entfernen ſolle, um ſo 4000 Menſchen 
Platz zu ſchaffen. Dieſer Zuſtand iſt unerträglich. Iſt 
er nötig? Warum wird nicht gebaut? Der bekannte 
Bauwirtſchaftler Dr.⸗Ing. Wagner hat berechnet, 
daß in den Jahren 1919—25 für gelernte Bauarbeiter 
225 Millionen arbeitsloſe Tage vorhanden waren, in 
denen Bauhandwerker Erwerbsloſenunterſtützung be⸗ 
ziehen mußten. Mit dieſen Tagen hätte man 75 000 
Wohnungen erſtellen können. — Im Juli 1926 waren 
104 000 Bauarbeiter erwerbslos und immer noch fehlt 
über 1 Million Wohnungen! 


Dringend tut Abhilfe not! Von der Auffaſſung, 
die Regelung der Wohnungswirtſchaft den einzelnen 
Ländern zu überlaſſen, iſt man abgekommen, weil man 
weiß, daß es ohne grundlegende geſetz⸗ 
geberiſche Maßnahmen des Reiches nicht 
geht. Zu dieſen hat der „Ständige Beirat“, deſſen 
Vorſitz Damaſchke führt, Vorſchläge gemacht. Um das 
Kernſtück, das „Bodenreformgeſetz“, wird qe- 
rungen. Bei der erſten Abſtimmung, bei der es ſich 
um die Einbringung überhaupt handelte, fand das 
Geſetz eine große Mehrheit. Mit den Gegnern hielt 
Damaſchke eine ſachliche, aber ſcharfe Abrechnung, um 
dann mit der Aufforderung, dieſen großen Gedanken 
zu verwirklichen, ſeine Ausführungen zu ſchließen. 
Reicher Beifall zeigte, daß die Gedanken allen Ver⸗ 
ſammlungsteilnehmern aus dem Herzen geſprochen 
waren. 


Nach einem gemeinſamen Mittagbrot berichtete 
Herr Denter, Breslau über den Internatio⸗ 
nalen Kongreß für Grundwertbeſteue⸗ 
rung und Freihandel in Kopenhagen, an dem 
er nicht als Vertreter des Bundes, ſondern zu ſeiner 
perſönlichen Information teilgenommen hatte. Weiter 
ſprach Herr Ingenieur Kilgus- Breslau, der 
gerade aus Wien vom nter nationalen 
Städtebaukongreß zurückgekehrt war, über 
das dort Geſehene und Gehörte. 


Der Abend brachte noch eine Zuſammenkunft beſon⸗ 
ders mit den Neißer Bodenreformern. Bei dieſer 
Gelegenheit nahm Herr Benter- Breslau nochmals 
das Wort, um die Notwendigkeit des Wohnheim⸗ 
ſtättengeſetzes zu begründen. In zwei Ent⸗ 
ſchließungen wurde einmal der Arbeit des Reichs⸗ 
tages gedacht, dann der Stadt Neiße für ihre 
gute bodenreformeriſche Arbeit und für die herzliche 
Aufnahme gedankt. 


Wohl alle Teilnehmer hatten das Gefühl mit nach 
Hauſe genommen, daß wir an einer Zeitwende ſtehen, 
die von größter Bedeutung nicht nur für Schleſien, 
11 auch beſonders für unſer ganzes Volk ſein 
wird. 
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Die Bodenloſen und die Reichsverfaſſung. 
Artikel 155 in Gefahr. 
Von Victor Noack. 


Allen denen, die unter Wohnungs- und Bodennot 
leiden, iſt der Artikel 155 der Verfaſſung des Deutſchen 
Reiches vom 11. Auguſt 1919 eine Heilsbotſchaft, 
die ſie aufrecht hält in ihrem Elend. 

Der Artikel 155 lautet: 


„Die Verteilung und Nutzung des Bodens wird von 
Staats wegen in einer Weiſe überwacht, die Miß⸗ 
brauch verhütet und dem Ziele zuſtrebt, jedem 
Deutſchen eine geſunde Wohnung und allen deutſchen 
Familien, beſonders den kinderreichen, eine ihren Be- 
dürfniſſen entſprechende Wohn- und Wirtſchaftsheim⸗ 


ſtätte zu ſichern. Kriegsteilnehmer ſind bei dem zu 
ſchaffenden Heimſtättenrechte beſonders zu beric- 
ſichtigen. 


Grundbeſitz, deſſen Erwerb zur Befriedigung des 
Wohnungsbedürfniſſes, zur Förderung der Siedlung 
und Urbarmachung oder zur Hebung der Landwirt⸗ 
ſchaft nötig iſt, kann enteignet werden. Die Fidei⸗ 
kommiſſe ſind aufzulöſen. 

Die Bearbeitung und Ausnutzung des Bodens iſt 
eine Pflicht des Grundbeſitzers gegenüber der Gemein⸗ 
ſchaft. Die Wertſteigerung des Bodens, die ohne eine 
Arbeits⸗ oder Kapitalaufwendung auf das Grundſtück 
entſteht, iſt für die Geſamtheit nutzbar zu machen. 

Alle Bodenſchätze und alle wirtſchaftlich nutzbaren 
Naturkräfte ſtehen unter Aufſicht des Staates. Private 
Regale ſind im Wege der Geſetzgebung auf den Staat 
zu überführen.“ 

Der Artikel 155 iſt das Kernſtück des die Grund⸗ 
rechte und Grundpflichten behandelnden 2. Haupt⸗ 
teiles der Verfaſſung. Er richtet ein Rechtsverhältnis 
der Deutſchen zum Grund und Boden wieder auf, das 
als natürliches Recht im Gegenſatz zum juriſtiſchen 
mit dem erſten Bewußtwerden von Bemeinjamkeits- 
gefühl, von ſozialer Moral überhaupt, entſtanden iſt. 
Der Artikel trifft die Grundlage des geſellſchaftlichen 
Daſeins, und er hätte deswegen eigentlich an erſter 
Stelle unter den Grundrechten und Grundpflichten der 
Verfaſſung ſtehen ſollen. Er enthält eine Folge 
logiſcher Schlüſſe, die wie Glieder einer Kette anein⸗ 
ander geſchloſſen ſind: Unterordnung des privaten 
Eigentumsbegriffs unter den Begriff des Sozialeigen⸗ 
tums. Überordnung ſozialer Rückſichten über private 
Abſichten einzelner, ſofern diefe abſeits des öffent- 
lichen Wohles führen. Ziel und Zweck der in dem 
Artikel feſtgeſtellten Grundpflichten iſt das perſönliche 
Wohl der einzelnen 8 Ganz klar zeigt ſich der 
Grundſatz, daß die ſoziale Gemeinſchaft (Geſellſchaft) 
gebildet iſt, geordnet und gepflegt wird für die Auf⸗ 
gabe dem Einzelnen, der einzelnen Familie ein glück⸗ 
liches Daſein zu ermöglichen. Die Familie iſt das 
Objekt des Artikels 155, die Familie als Einheit, deren 
Menge das Bolk bildet. 

Der Artikel wendet ſich nur gegen das unſoziale 
private Eigentum, das gewiſſermaßen zum Nachteil 
des öffentlichen Wohles gebildet iſt und weiterhin 
gemeinſchädlich wirkt. Er wendet ſich gegen das private 
Eigentum, das als Geldmonopol dem Börſenſpiele 
dient, deffen Schädlichkeit darin beſteht, daß es nüß- 
liche Arbeit unfrei macht, in die Zinsſklaverei zwingt, 
brachlegt, für den Arbeiter unergiebig und dieſen ſelbſt 
arbeitsunluſtig macht. 

Solches Eigentum an Grundbeſitz kann nach 
Abſatz 2 des Artikels 155 von Staats wegen enteignet 
werden, wenn es zur Befriedigung des Wohnungs⸗ 
bedürfniſſes, zur Förderung der Siedlung und Urbar⸗ 


machung oder nur zur Hebung der Landwirtſchaft 9% 
braucht wird. Im ſelben Sinne wird der Grundbeſitzet 
„gegenüber der Gemeinſchaft“ verpflichtet, feine! 
Grund und Boden wirklich zum Nutzen der Geſellſchaſt 
zu bearbeiten und auszunützen. Leider iſt nicht gejagt: 
welche Folgen die Pflichtverletzung nach fih ziehen 
foll. Ganz im ſelben Sinne wird auch die Wertſteige 
rung des Bodens „die ohne eine Arbeits- oder 
Kapitalsaufwendung auf das Grundſtück entſteht“, Taut 
Abſatz 3 des Artikels der Geſamtheit vorbehalten, und 
werden alle Bodenſchätze und alle „wirtſchaftlich nutz 
e Naturkräfte“ unter die Aufſicht des Staates 
geſtellt. 


Der Artikel 155 iſt die Springwurzel, die dem Volle 
alle Schatzkammern zu öffnen vermag, der Arbeit ihren 
wohlverdienten Lohn ſichern könnte. Er enthält das 
Mittel, ehrliche Arbeit zu befreien von den öffentlichen 
Laſten, die der Boden tragen muß und tragen kann! 
überführung durch die Allgemeinheit gebildeten Wertes 
in die öffentliche Hand. 

Kein Wunder, daß alles, was am privat 
kapitaliſtiſchen ſpekulativen Terraingeſchäft intereſſiert 
iſt, ſich zu einer Phalanx zuſammenſchließt, um den 
Artikel 155 zu bekämpfen. 


Zunächſt richtet ſich die Gegnerſchaft gegen die 
beiden bodenreformeriſchen Geſetzentwürfe: Reich“ 
bodenreformgeſetz (Wohnheimſtättengeſetz) und "Brot: 
ßiſches Städtebaugeſetz, über die im Herbſt vom 
Reichstag und preußiſchen Landtag entſchieden wird. 
Mit der Organiſation des ſtädtiſchen Bodenkapital® 
geht dabei — in völliger Verkennung deffen, was die 
Bodenreform gerade für den Mittelſtand bringen wi 
— zuſammen auch die Reichspartei des 
deutſchen Mittelſtandes (vormals Wirt 
ſchaftspartei genannt). Die Verhandlungen 
auf dem 6. Parteitag dieſer Partei in Görlitz vom 
24. bis 27. v. Mts. zeigen deutlich, daß der Kampf des 
Bodenkapitals ſich nicht nur gegen die vorgenannten 
beiden Geſetzentwürfe, ſondern tatſächlich gegen die 
Verfaſſung des Deutſchen Reiches richtet. Wurzeln do 
die beiden Geſetzentwürfe in dem Artikel 155 der 
Reichsverfaſſung, ift er doch gewiſſermaßen der Mutter 
boden, aus dem die beiden bodenreformeriſchen Geſetz' 
entwürfe emporwachſen. 


Auf dieſem Parteitag iſt ein neues Parteiprogramm 

angenommen worden, worin es unter Punkt 3 heißt: 
„Ablehnung aller geſetzgeberiſchen Maßnahmen 
und Beſtrebungen, die geeignet ſind, den Eigentums“ 
begriff zu erſchüttern und die Kommunaliſierung 
bezw. Sozialiſierung der Grund- und Boden 
wirtſchaft zu fördern.“ 

Das zielt direkt auf den Artikel 155 der Reichs 

verfaſſung! 

Das organiſierte private Bodenkapital ſtellt eine 
große Macht dar in unſerm politiſchen Leben. Man 
hüte ſich, ihre Bedeutung zu unterſchätzen. Alle Volks“ 
genoſſen, die die Erhaltung der bodenreformerijchel! 
Grundrechte des deutſchen Volkes in ſeiner Verfaſſung 
wünſchen, müſſen ſich zuſammenfinden zur geſchloſſenen 
Abwehr der verfaſſungsfeindlichen Politik des Boden’ 
kapitals. Gelänge es dieſem, den Artikel 155 aus dem 
Verfaſſungswerk herauszubrechen, ſo könnte leicht das 
ganze Gebäude nachſtürzen. Die Organiſationen, deren 
Aufgabe es iſt, die die Verfaſſung ſchützenden Volks 
teile zu einheitlichen Aktionen zufammenzuführen 
haben eine große Verantwortung vor dem Volk. 4 
ift zu wünſchen, daß alle fih der Tragweite dieſet 
Verantwortlichkeit bewußt werden, und daß dief 
Bewußtſein ihnen eine Tatkraft verliehe, die fie bett 
nicht an den Tag gelegt haben. l 
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Wohnungs- und Siedlungspolitik einer Gewerkſchaft. 


Der Deutſchnationale Handlungsgehilfen⸗ Verband, 
der jüngſt ſeinen 244 Seiten ſtarken Rechenſchafts⸗ 
bericht für das Jahr 1925 der Öffentlichkeit übergab, 
hat ſchon von jeher dem Wohnungs- und Siedlungs⸗ 
weſen ſein beſonderes Augenmerk zugewendet. Be⸗ 
kannt iſt ſeine tatkräftige Mitwirkung bei der Grün⸗ 

dung der Gagfah, Gemeinnützige Aktiengeſellſchaft für 
Angeſtelltenheimſtätten, die feit ihrem Beſtehen 4700 

ohnungen, zumeiſt Gartenheimſtätten, errichtete. Dem 
neuen Jahresbericht entnehmen wir dem umfangreichen 
Abſchnitt „Wohnungs⸗ und Siedlungsweſen! einige 
uns berührende wertvolle Ausführungen. Man muß 
den einleitenden Worten des Abſchnitts ſehr zuſtimmen, 
wenn es dort als Begründung für die Betätigung einer 
Gewerkſchaft auf dem Gebiete des Wohnungs⸗ und 
Siedlungsweſens heißt: „Schon an der Tatſache, daß 
in der Friedenszeit der Anteil der Miete an dem Ein⸗ 
ommen eines mäßig bezahlten verheirateten Kauf⸗ 
mannsgehilfen 15 bis 20 v. H. betrug, und dem Be⸗ 
ſtreben der Regierung, die Mieten bis zum 1. April 
1926 mindeſtens wieder auf die Friedenshöhe zu 
bringen, kann man ermeſſen, welcher wichtige Beſtand⸗ 
teil der Wohnungsbedarf in unſerem Haushalte iſt. 

In ſcharfer Weiſe verwahrt ſich der Bericht gegen 
beſtimmte Kreiſe, die einen Wohnungsüberfluß vor⸗ 
täuſchen wollen, es heißt: „Es iſt deshalb ein unver⸗ 
antwortliches Beginnen, wenn intereſſierte Kreiſe, 
nämlich ſolche, die an einer ſofortigen Aufhebung der 
Zwangswirtſchaft und Einſtellung des gemeinnützigen 
und genoſſenſchaftlichen Wohnungsbaues ein Intereſſe 
haben, mit trügeriſchen Gtatiftiken arbeiten, um zu 
beweifen, die gegenwärtige Wohnungsnot habe ihre 
Urſache in beſonders erhöhten Wohnungsanſprüchen der 

evölkerung. So konſtruiert man aus vorliegenden 
Ziffern, daß die Wohndichte in den Großſtädten ſeit 
er Vorkriegszeit abgenommen habe, vergißt dabei 
aber, zu betonen, daß es nicht ſo ſehr auf die Zahl 
der Wohnungen und der Einwohner, ſondern auf die 
Zahl der Haushaltungen, die ſich durch die ſtarke Zu⸗ 
nahme der Heiratsziffern ſeit 1918 gewaltig vermehrt 
hat, ankommt. Ferner vergißt man zu berückſichtigen, 
daß eine Verſchiebung der Einwohnerteile mit ver⸗ 
ſchiedenem Raumbedürfnis eingetreten iſt. Die Zahl 
der Kinder, die einen geringeren Raum beanſpruchen, 
iſt ſeit Kriegsanfang erheblich zurückgegangen, und 
erwachſene Menſchen haben einen größeren Wohn⸗ und 

etätigungsraum als die Kinder notwendig.“ A 

Was der Bericht über die gemeinnützige Bautätig⸗ 
keit durch Genoſſenſchaften, Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 
ſchaften uſw. ſagt, wird uns ohnehin beſonders inter⸗ 
eſſieren, weil der D. H. V. auf dem Gebiete des Woh⸗ 
nungsbaues mancherlei praktiſche Arbeit geleiſtet hat. 
Wir laſſen den betreffenden Abſchnitt hier folgen: 

„Die gemeinnützige Bautätigkeit durch Genoſſen⸗ 
ſchaften, Gemeindeverwaltungen und Wohnungs⸗ 
fürſorgegeſellſchaften, die ſchon deshalb unterſtützungs⸗ 
wert iſt, weil ſie den wiedererwachten Sparſinn für 
en Wohnungsneubau weiter entwickelt und den 

reistreibereien des freien Baumarktes auf dem Wege 
der Selbsthilfe entgegenwirkt, hat leider im ver- 
gangenen Jahre nicht immer die notwendige ſtarke 
moraliſche und wirtſchaftliche Förderung erfahren. Viel⸗ 
mehr hat ſich gezeigt, daß an manchen Stellen die 
Preisfteigernden Intereſſen des Terrainhandels und 
ie gewinnſüchtigen Intereſſen der Mietkaſernen⸗Bau⸗ 
unternehmungen ſehr bedenklich überhand genommen 
aben. Es wird nicht nur offene und verſteckte 
abotage wohnungsreformeriſcher Geſetze getrieben, 
em genoſſenſchaftlichen und gemeinnützigen Woh- 
nungsbau werden große bürokratiſche Schwierigkeiten 
und Hemmungen bei der Schaffung geſunder Heim⸗ 


ſtätten entgegengeſetzt, ſondern in manchen Gemeinden 
geſchieht offenſichtlich bei der Vergebung der Haus⸗ 
zinsſteuerhypothen eine Bevorzugung des Miethaus⸗ 
baues gegenüber der aus geſundheitlichen, ſittlichen und 
volkswirtſchaftlichen Gründen zu unterſtützenden Ein⸗ 
familienheimſtätten. Die Herſtellung geſunder und 
preiswerter Wohnungen für die minderbemittelten 
Schichten hat durch die muſtergültige Organiſation und 
Tätigkeit der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften, zu denen 
die Gemeinnützige Aktiengeſellſchaft für Angeſtellten⸗ 
heimſtätten in Berlin⸗Steglitz zu rechnen iſt, eine ge⸗ 
waltige Förderung und Vervollkommnung erfahren.“ 

Auch auf dem letzten Verbandstag, der am 19. und 
20. Juni d. Is. in München ſtattfand, kam der woh⸗ 
nungsreformeriſche und baugenoſſenſchaftliche Geiſt des 
Verbandes zum Durchbruch. Unter dem Kennwort 
„Der ſozialpolitiſche Wille der deutſchen Kaufmanns⸗ 
gehilfen“, der ein ſcharf umriſſenes ſozialpolitiſches 
Programm entwickelte, wurde bezüglich des Wohnungs⸗ 
und Siedlungsweſens nachſtehende Entſchließung an⸗ 
genommen: „Das Familienleben und die berufliche 
Leiſtungsfähigkeit erfordern geſunde und preiswerte 
Wohnungen, vor allem in Einfamilienhäuſern mit 
Garten. Ihre Herſtellung iſt daher mit allen Kräften 
zu fördern. Insbeſondere muß vom Staate der 
gemeinnützige Wohnungsbau die ſtärkſte moraliſche und 
wirtſchaftliche Unterſtützung erfahren, weil er den 
Sparſinn weckt und den Preistreibereien des freien 
Baumarktes auf dem Wege der Selbſthilfe entgegen⸗ 
wirkt. Die auf Veranlaſſung des D. H. V. gegründete 
Gemeinnützige Aktiengeſellſchaft für Angeſtelltenheim⸗ 
ſtätten ift als bahnbrechendes Selbſthilfeunternehmen 
der Angeſtelltenſchaft zu fördern. 

Solange die Nachfrage nach Wohnungen das An⸗ 
gebot überſteigt, kann ein Wohnungsmangel⸗ und 
Mieterſchutzgeſetz nicht entbehrt werden. Aus der Miete 
dürfen öffentliche Mittel nur für den Wohnungsbau 
und die Erhaltung der Altwohnungen aufgebracht 
werden. Mietzinsſteuern ſind daher nicht zum Aus⸗ 
gleich öffentlicher Haushalte zu verwenden. 

Durch den Raub deutſchen Landes, das teils noch 
große Siedlungsmöglichkeiten, teils vielfältige 
induſtrielle Arbeitsmöglichkeit bot, und durch die Ent⸗ 
reißung unſerer Kolonien iſt der Lebens⸗ und Arbeits⸗ 
raum des deutſchen Volkes in unerträglicher Weiſe 
eingeengt worden. In einem weſentlich kleineren 
Deutſchland müſſen heute ebenſoviel Deutſche Wohnung 
und Nahrung finden, wie in dem größeren Deutſch⸗ 
land der Vorkriegszeit. Niemals werden wir den An⸗ 
ſpruch auf das geraubte Land und die entriſſenen 
deutſchen Kolonien aufgeben. Als ein Volk, das feine 
Zukunft nicht aufgeben, ſondern wachſen und größer 
werden will, müſſen wir neuen Lebens- und Arbeits- 
raum gewinnen. Dazu gehört auch, daß Deutſchland 
innerhalb ſeiner Grenzen durch eine gerechte Boden⸗ 
ordnung einer möglichſt großen Zahl Volksgenoſſen 
ausreichenden Lebens- und Arbeitsraum bietet, und daß 
die deutſche Auswanderung planmäßig in geſchloſſene 
Siedlungsgebiete gelenkt wird.“ O. Böhme. 


Preußiſche Landespfandbriefanſtalt, Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts, 
Berlin SW. 68, Schützenſtr. 26. 

In der letzten Sitzung des Arbeitsausſchuſſes des 
Verwaltungsrats der Anſtalt wurde die Zwiſchenbilanz 
für das 1. Halbjahr 1926, die ein gutes Ergebnis 
aufweiſt, vorgelegt und vom Vorſtand berichtet, daß 
auch in den verfloſſenen Monaten des laufenden Halb⸗ 
jahres der Geſchäftsgang der Anſtalt in allen Teilen 
eine günſtige Weiterentwicklung gezeigt hat. 
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Der Darlehnsbeſtand hat ſich auf rd. 26,5 Millionen 
Mark bei 4950 Beleihungen erhöht, weiter beſchloſſen 
und zugeſagt ſind 2400 Beleihungen im Betrage von 
14,3 Millionen Goldmark. Außerdem ſind bei der 
Anſtalt zahlreiche Darlehnsanträge, deren Forderungen 
ſich auf insgeſamt etwa 8 Mill. Goldmark belaufen, 
in Bearbeitung. 

Der Umlauf an Goldpfandbriefen konnte im 
laufenden Jahre um über 17 Mill. Goldmark erhöht 
werden. 

Auch das Zwiſchenkreditgeſchäft hat ſich günſtig ent- 
wickelt; es ſind an Zwiſchenkrediten aus eigenen 
Mitteln, Reichs⸗ oder Staatsfonds 18,4 Mill. Mark 
zugeſagt bezw. ausgezahlt worden. 7 

Auf Grund des bisherigen Ergebniſſes ift beſchloſſen 
worden, für die Ablöſung der Papiermarkpfandbriefe 
zur Verſtärkung der Teilungsmaſſe einen angemeſſenen 
Betrag aus den Mitteln der Anſtalt zur Verfügung 
zu ſtellen und nach erfolgter Zuſtimmung der Auſſichts⸗ 
behörde den Inhabern der Papiermarkpfandbriefe in 
Kürze ein Ablöſungsangebot in bar zu machen. 


„Gemeinnützige Siedlungs⸗ und Sparvereinigungen.“ 


Vom ſtädtiſchen Preſſeamt, Breslau, wird uns ge- 
ſchrieben: 

In den Tageszeitungen finden ſich immer wieder 
Anpreiſungen neuer „gemeinnütziger Siedlungs⸗ und 
Sparvereinigungen“, die den Anſchein erwecken, daß 
die Beteiligung an ihnen dem Beitretenden bei ver— 
hältnismäßig ſehr geringen geldlichen Leiſtungen — 
einem mäßigen Eintrittsgeld und wöchentlichen Bei⸗ 
trägen von etwa 50 Pfg. bis 1 Mark — raſch zu einer 
Wohnung verhelfen werden. Bei dem Grade der Woh⸗ 
nungsnot, der Unmöglichkeit, im Wege der Wohnungs⸗ 
zuteilung durch die kommunale Wohnungsbehörde bis 
auf weiteres mehr als die allerdringendſten Fälle zu 
berückſichtigen, ſcheinen ſolche Vereinigungen vielfach 
Anhang zu finden. Leider werden bei dem über- 
wiegenden Teile der Beitretenden bittere Ent⸗ 
e Kë nicht ausbleiben, wenn nicht fogar auch 
ernſte Verluſte zu beklagen ſein werden. Wiederholt 
iſt in der Öffentlichkeit von amtlichen Stellen und 
der berufenen Vertretung der gemeinnützigen Bau⸗ 
vereinigungen vor ſolchen Organiſationen gewarnt 
worden. 

Unter der Firma „Reichsbaubund“ hat fih jüngſt 
wieder eine neue ſolche Vereinigung gebildet, die 
ihren Wirkungskreis auf Schleſien auszudehnen ſcheint. 
Solche Vereinigungen ſind ein untaugliches Mittel zur 
raſchen Erlangung einer Wohnung. So richtig der 
Gedanke an ſich auch iſt, den Sparſinn anzuregen, ihn 
in den Dienſt des Wohnungsbaues zu ſtellen und damit 
die 1 zu erleichtern, ſo kann 
doch das den Mitgliedern ſolcher Vereinigungen ver- 
heißene Ziel nicht erreicht werden, weil auf dieſem 
Wege weder mehr, noch billiger, noch beſſer gebaut 
werden kann. Ein erheblicher Teil der Mitglieder⸗ 
beiträge wird bei ſolchen Unternehmungen regelmäßig 
durch die Koſten der Geſchäftsführung, Werbetätigkeit 
uſw. aufgezehrt, was eine Mehrbelaſtung der Woh- 
nungsſuchenden zur Folge hat. Vor allem kann aber 
auch die Finanzierung des Wohnungsbaues mit Hilfe 
ſolcher Sparvereinigungen nicht ſo gelöſt werden, daß 
für die Mitglieder wirklich raſch Wohnungen erſtellt 
werden. Denn ſelbſt wenn es den Vereinigungen 
gelingen ſollte, erſte Hypotheken und öffentliche Haus⸗ 
insſteuerhypotheken in ausreichendem Umfange zu er- 
angen, fehlen zur völligen Finanzierung jeder Klein⸗ 
wohnung noch immer mindeſtens 2 bis 3000 Mark. 


Auch wenn man die Jahresleiſtung jeden Mitgliedes 
mit 100 Mark, alſo reichlich hoch annimmt, müſſen 
20 bis 30 Sparer zuſammenwirken, damit für ein Mit⸗ 
glied in einem Jahre die Finanzierung einer Wohnun 
ermöglicht wird. (In Wirklichkeit iſt die Ausſicht no 
ungünſtiger, weil, wie oben erwähnt. ein Teil der 
Beitragsleiſtungen durch die Unkoſten der Organ 
ſationen aufgebraucht wird!) Es kommt hinzu, daß 
der Sparer ſeine Sparguthaben einem Unternehmer 
anvertraut, deſſen Verwaltung nicht unter öffentlicher 
Kontrolle ſteht, ſo daß er keine Gewähr dafür hat, 
daß bei ſchlechter Verwaltung, verfehlten Anlagen uſw. 
vor Verluſten geſchützt wird. Es iſt dies beſonders 
bedeutſam für die Sparer, die nach einiger Zeit ſolchen 
Organiſationen enttäuſcht den Rücken kehren wollen, 
weil De die Ausfichtslofigkeit des Vorhabens erkennen 
und dann die Nückerjtattung ihrer Sparguthaben be 
treiben. Einige Vereinigungen verlangen überdies, 
daß ſich die Mitglieder auf eine größere Anzahl von 
Jahren verpflichten, und daß ſie nur unter Einhaltung 
einer längeren Kündigungsfriſt ausſcheiden können. 
Auch die in den Anpreiſungen vielfach gegebene Zur 
ſicherung, daß nach wenigen Jahren für die glücklichen 
Wohnungsbeſitzer Mietefreiheit eintritt, iſt irreführend. 

Wohnungſuchende, die überhaupt eine Neubaus 
wohnung zu erlangen wünſchen, werden am beſten tun, 
ſich an die mit reichlichen Erfahrungen ausgerüſteten, 
am Orte bereits tätigen Siedelungsunternehmungen 
zu wenden, die, von den ſtaatlichen und Gemeinde⸗ 
behörden weitgehend unterſtützt, die beſte Gewähr 
dafür bieten, daß den Wohnungſuchenden nur die un⸗ 
erläßlichen Laſten aufgebürdet werden, und die vor 
allem jährlich tatſächlich in großem Umfange Woh⸗ 
nungen hergeſtellt haben und weiter herſtellen, während 
jene Organiſationen meiſt überhaupt noch nicht einmal 
über die erſten Vorbereitungen eines Bauvorhabens 
(Geländeerwerb uſw.) hinausgekommen ſind und auch 
tatſächlich nicht darauf rechnen können, daß ihnen die 
öffentlichen Mittel zur Verfügung geſtellt werden, ohne 
die ein Wohnungsbau mit tragbaren Mieten heute 
überhaupt nicht durchgeführt werden kann. 


Die „Gemeinſchaft der Freunde“ in eine G. m. b. H. 
umgewandelt. X 


Wie die Stuttgarter Bauzeitung vom 26. Juni zu 
berichten weiß, iſt die „Gemeinſchaft der Freunde“ in 
Wüſtenrot aus einer Genoſſenſchaft in eine Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung umgewandelt worden. Das 
Stammkapital beträgt 110000 RM. Zu den Gefell 
ſchaftern gehört auch der durch feinen Kampf gegen 
die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften bekannte Land- 
tagsabgeordnete Architekt B. D. A. Schluckebier. Dem 
Vernehmen nach befaßt ſich die Geſellſchaft neuerdings 
u. a. auch mit der alten a von Vereinshäuſern 
und Diakoniſſen⸗Anſtalten. Es wird zu prüfen ſein, 
ob die „Gemeinſchaft der Freunde“ auf der neuen 
Grundlage den Anforderungen entſpricht, die man an 
eine große Bauſparkaſſe ſtellen muß. 


Konkurs der Deutſchen Hilfs⸗ und Siedlungsbund 
e. G. m. b. H. 


Nach einer Mitteilung der Münchener Neueſten 


Nachrichten ift über die Deutſche Hilfs- und Siedlung 


bund e. G. m. b. H., die in den verſchiedenſten Teilen 
Deutſchlands eine rieſige Reklame entfaltet hat, das 
jezt überſehen eröffnet worden. Soweit ſich bis 
jetzt überſehen läßt, jollen nicht nur die Geſamt⸗ 
einlagen der ſparenden Genoſſenſchafter verloren Teil: ` 
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ſondern die Genoſſenſchafter ſollen auch noch zur voll⸗ 
ſtändigen Einzahlung der ſatzungsgemäß vorgeſchrie⸗ 
benen Haftſumme herangezogen werden. In Frage 
ommen etwa 6500 Perſonen. Gegen den früheren 
Direktor Tſchirzwitz ſoll Strafantrag geſtellt worden 
ſein. Möglicherweiſe wird auch noch gegen die leiten⸗ 
en Vorſtandsmitglieder ein Strafverfahren eingeleitet. 

Wir haben vor Genoſſenſchaften und Geſellſchaften 
don der Art der Deutſchen Hilfs⸗ und Siedlungsbund 
e. G. m. b. H. wiederholt dringend gewarnt und können 
diefe Warnung heute nur wiederholen. 


Magdeburg baut um und aus. 


Wir entnehmen der B. 3.: „Magdeburg hat zehn 
Architekten zur Renovation ihrer zerfallenen Altſtadt 
angeſtellt. Es ſollen 6000 baufällige Häuſer neu er⸗ 
richtet, Straßen erweitert, Brücken gebaut werden. 
Es ſind zunächſt Fragebogen an alle Bewohner jenes 
bereits ſeit dreißig Jahren baufälligen Teils geſchickt 
worden, aus denen man die Notwendigkeiten der Neu⸗ 
geſtaltung erſehen möchte. Bereits im nächſten Jahr 
ſoll mit den erſten Arbeiten begonnen werden.“ f 

Fürwahr eine erfreuliche Nachricht! Ob man in 
Magdeburg bei dieſer Gelegenheit verſuchen wird, 
praktiſche Arbeit zur Wohnungsreform zu leiſten und 
nicht nur umzubauen, ſondern auch umzuſiedeln? 
Dann wäre es noch erfreulicher! Wann hören wir 
ähnliches von der Stadt Breslau? 


Filmausſchuß für Bau- und Siedlungsweſen. 
Unter dieſem Titel hat ſich ſoeben aus Vertretern 
zahlreicher Fachorganiſationen und Behörden ein Yus- 
ſchuß gebildet, der ſich die Aufgabe ſetzt, mit Hilfe 
des Lehr- und Spielfilms über die Reform des Woh⸗ 
nungsweſens ſowie die Erneuerung unſerer Bautechnik 
und des Baugeiſtes überhaupt aufzuklären. Leider 
ſteht ja das große Publikum dieſen Dingen in Deutſch⸗ 
land noch fremd gegenüber, im Gegenſatz z. B. zu 
Frankreich, wo die Öffentlichkeit heute ſchon mit 
großem Intereſſe zu dieſen Fragen Stellung nimmt. 
Im einzelnen will der Ausſchuß dahin wirken, daß 
bei der Herſtellung von Bau- und Siedlungsfilmen, die 
letzt verſchiedentlich in Angriff genommen wurden, 
Doppelarbeit und Kräftezerſplitterung vermieden, Er⸗ 
ahrungsaustauſch und zweckvolle Zuſammenarbeit an⸗ 
geſtrebt und fachmänniſche Arbeit geleiſtet wird. Ferner 
oll bei der Verbreitung dieſer Filme durch Zuſammen⸗ 
wirken der Behörden, Fachorganiſationen und der 
Sachpreffe ein größtmöglicher Wirkungsgrad erreicht 
erden. 


Runderlaß des Minifters für Handel und Gez 

werbe vom 1. September 1926, betr. Zur 

ſtändigkeit der Zentralbehörden für die Er⸗ 

wirkung der Verleihung des Enteignungsrechts 

und der Anordnungen über die Zuläffigkeit 

eines vereinfachten Enteignungsverfahrens. 
— MiHuG. VI 4. 14. 3157, MİB. II 9. 469. — 


Es iſt wiederholt bemerkt worden, daß Anträge 
OI Verleihung des Enteignungsrechts und auf 3u- 
aſſung des vereinfachten Enteignungsverfahrens an 
iniſterien gerichtet worden ſind, die für die Vor⸗ 


ches 
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Zu dieſem Zwecke ſammelt die unter Leitung je 
eines Architekten und eines Filmfachmannes arbeitende 
Ge. ſchäftsſtelle (Berlin NW., Kronprinzen-Ufer 19) 
Unterlagen über bereits vorhandenes in- und aus⸗ 
ländiſches Filmmaterial und ſie ſtellt durch Rund⸗ 
ſchreiben und in Ausſchußſitzungen die Verbindung 
zwiſchen den einzelnen intereſſierten Stellen her. In 
vielen Fällen wird es möglich ſein, Filmaufnahmen, 
die von Firmen, Geſellſchaften uſw. zunächſt für 
geſchäftliche Werbezwecke hergeſtellt werden, für Lehr⸗ 
zwecke oder im Rahmen von allgemeinbildenden Film⸗ 
vorträgen oder Kultur⸗Groß⸗Filmen mit zu verwerten. 
Die Beratung geeigneter Filmmanufkripte und Ar⸗ 
beitsprogramme ſoll durch Bildung von Sach⸗ 
verſtändigen⸗Beiräten gefördert werden. Die nächſte 
Aufgabe des Ausſchuſſes iſt die Förderung eines ſeit 
einigen Monaten von der Humboldt⸗Film⸗Geſellſchaft, 
Berlin, in Angriff genommenen Kulturgroßfilms 
„Wie bauen wir geſund und wirtſchaftlich?“. Als 
weitere Aufgabe ſtellt ſich der Ausſchuß die Schaffung 
eines abendfüllenden Unterhaltungsfilmes, der auf 
hohem künſtleriſchen Niveau und unter Mitwirkung 
prominenter Filmdarſteller in den breiteſten Volks⸗ 
maſſen das Verſtändnis für die großen Aufgaben neu⸗ 
zeitlicher Wohnungsreform fördert. 


Frühlingsfahrt nach den Glücklichen Inſeln. 

Der Journaliſten⸗ und Schriftſteller⸗Verein Urheber- 
ſchutz E. V. Berlin bittet uns um Aufnahme folgender 
Notiz: 

Die vierzehnte Geſellſchaftsreiſe des Journaliſten⸗ 
und Schriftſteller⸗Vereins Urheberſchutz Berlin (vom 
19. Februar bis 12. März 1927) zeigt eine glückliche 
Zuſammenfaſſung von Reiſezielen, die ſonſt immer nur 
einzeln und zum Teil recht umſtändlich zu erreichen 
find. Doppelſchrauben⸗Dampfer „Lützow“ des Nord- 
deutſchen Lloyd wird die Teilnehmer von Bremen zu⸗ 
nächſt nach Vigo und Liſſabon (mit Rundfahrten und 
Ausflügen nach den Königsſchlöſſern von Eintra), dann 
aber nach den glücklichen Inſeln Madeira und 
Teneriffa bringen, die trotz früher Jahreszeit ſich in 
blühender Frühlingspracht erſchließen werden. Die 
Weiterfahrt von den Kanariſchen Inſeln berührt 
Algier, Mallorca, Barcelona (Autofahrt zur ſagen⸗ 
haften Gralsburg) und endet in Genua. Die Preiſe 
für dieſe umfaſſende zweiundzwanzigtägige Reiſe ſind 
ſehr mäßig: einſchließlich aller Landausflüge uſw. von 
825 RM an. Proſpekte mit genaueren Angaben 
koſtenlos durch die Geſchäftsſtelle des Journaliſten⸗ 
und Schriftſtellervereins Urheberſchutz E. V. Berlin 
W. 30, Luitpoldſtraße 32. 


Geſetze und verordnungen. 


bereitung der betreffenden Beſchlüſſe des Staats⸗ 
miniſteriums nicht zuſtändig waren, was zu unlieb⸗ 
ſamen Verzögerungen Veranlaſſung gegeben hat. 

Grundſätzlich wird die Zuſtändigkeit durch die Art 
und den Zweck des Unternehmens, für das das Ent⸗ 
eignungsrecht beantragt werden ſoll, beſtimmt. Im 
Intereſſe einer beſchleunigten Erledigung der Ver⸗ 
leihungsanträge habe ich nachſtehende Überſicht auf- 
geſtellt, aus welcher die Unternehmen und die Zentral⸗ 
ſtellen, welche für die Vorbereitung der Verleihungs⸗ 
beſchlüſſe zuſtändig ſind, zu erſehen ſind. 

Ich erſuche, in Zukunft dieje Überſicht bei Vorlage 
der Anträge auf Verleihung des Enteignungsrechts 
uſw. genau zu beachten. 


Soch eet stéiere Kap 
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Unternehmen, für welche das Enteignungsrecht bezw. die Anordnung des 
vereinfachten Enteignungsverfahrens beantragt wird: 


—— e 


1. Flußregulierungen, Deichbauten und ähnliche Unternehmungen, die im Intereſſe 
der Landwirtſchaft oder der Gewäſſer oder des Waſſerſchutzes ausgeführt werden 
ſollen, ferner Angelegenheiten des Wegebaues, abgeſehen von den Fällen des § 11 
des Baufluchtliniengeſetzes und § 3 des Enteignungsgeſetzes. Im übrigen Einzel⸗ 
fälle, in denen in Wahrung landwirtſchaftlicher Belange die Verleihung des Ent- 
eignungsrechts nötig wird. 

2. Univerſitätsanſtalten, techniſche Hochſchulen, Akademie in Braunsberg, ihre 
Anſtalten, die Pädagogiſchen Akademien in Elbing, Kiel und Bonn, ſowie alle 
ſonſtigen im Haushalt des Miniſteriums für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
aufgeführten wiſſenſchaftlichen Anſtalten uſw. Höhere Schulen, mittlere Schulen, 
Volksſchulen, Dienſtwohngebäude für Schulräte, kulturelle Unternehmungen aller 
Art, insbeſondere Muſik⸗ und Theaterunternehmungen, Denkmal- und Natur: 
denkmalſchutz, Muſeumszwechke. 


Unternehmungen von Religionsgeſellſchaften oder ſonſtigen kirchlichen Rechts⸗ 
trägern, z. B. kirchliche Friedhöfe und Krankenhäuſer von Religionsgeſellſchaften, 
in den letzteren beiden Fällen unter Mitbeteiligung des Miniſteriums für Volks- 
wohlfahrt. i 

3. Staatliche Dienſtgebäude (Oberpräfidien und Regierungen, 
Münze, General-Lotteriedirektion). 

4. Grundſtücke für die Kommunalverwaltung im engeren Sinne (insbejondere 
Kommunal⸗Verwaltungsgebäude). kommunale Friedhöfe und Krankenanſtalten 
unter Mitbeteiligung des Miniſteriums für Volkswohlfahrt. 

5. Waſſerverſorgung und Entwäſſerungsanlagen, ſofern bei dieſen Anlagen geſund— 
heitliche Fragen im Vordergrund ſtehen, Spiel⸗ und Sportplätze, ſowie andere 
Stätten für Leibesübungen aller Art, ſoweit nicht die Enteignung auf Grund des 
§ 11 des Fluchtliniengeſetzes vom 2. 7. 1875/28. 3. 1918 ſtattfindet, Bade- und 
Schwimmanſtalten, Turn- und Sporthallen, Jugendherbergen, Jugendheime und 
ſonſtige Einrichtungen, die der Pflege der Jugendwohlfahrt zu dienen beſtimmt ſind. 

Enteignungen zur Befriedigung des Wohnungsbedürfniſſes nach Maßgabe des 
Artikel 2 des Wohnungsgeſetzes vom 28. 3. 1918 (G. S. S. 23), Enteignungen von 
Grundſtücken für Zwecke des gemeinnützigen Siedlungs- und Wohnungsweſens, 
ſowie zur Schaffung von Grünanlagen und Kleingärten in Feſtungsgemeinden nach 
Aufhebung oder Ermäßigung der Rayonbeſchränkung ($ 1 des Reichsgeſetzes vom 
27. 4. 1920 — R. G. Bl. S. 697 —). Zulaſſung des vereinfachten Enteignungs⸗ 
verfahrens bei Ausübung des Enteignungsrechts auf Grund des Baufluchtlinien⸗ 
geſetzes vom 2. 7. 1875/28. 3. 1918. 

6. Bergbauunternehmungen, ſoweit nicht die berggeſetzlichen Beſtimmungen in 
Frage kommen, gewerbliche Unternehmungen, Elektrizitätsunternehmungen, Luft⸗ 
häfen, Privateiſenbahnen, Kleinbahnen, Privatanſchlußbahnen, alle Fälle, in denen 
die Zuſtändigkeit eines anderen Reſſorts ſächlich nicht gegeben ift, z. B. Enteignungen 
für Zwecke des Reichs (militäriſche Einrichtungen, poſtfiskaliſche Gebäude), Funk- 
anlagen, Gasleitungen. 


Hochbauämter, 


Für die Vorbereitung der 


Verleihungsbeſchlüſſe 
zuſtändige Miniſterien: 


Miniſterium für Land 
wirtſchaft Domänen und 
Forſten 


Miniſterium für Wiſſen⸗ 
ſchaft, Kunſt und Volks 
bildung 


Finanzminiſterium 


Miniſterium des Innern 


Miniſterium für Volks- 
wohlfahrt 

Bemerkung: Die 

Zuftändigkeit des Mir 


niſteriums für Volkswohl⸗ 
fahrt bezieht fih nicht auf 
die landwirtſchaftlichen 
Siedlungen, die auf Grund 
des Reichsſiedlungsgeſetzes 
vom 11. 8. 1919 beſonders 
geſchaffen wurden. 


Miniſterium für Handel 
und Gewerbe 


Im übrigen bemerke ich folgendes: 

Die Verleihung des Enteignungsrechts durch Ver⸗ 
ordnung des Staatsminiſteriums nach § 1 des Geſetzes 
über die Enteignung von Grundeigentum vom 11. 6. 
1874 kann überall da nicht in Frage kommen, wo das 
Enteignungsrecht bereits als unmittelbare Rechtsfolge 
an die Verwirklichung eines geſetzlich beſonders be⸗ 
ſtimmten Tatbeſtandes geknüpft iſt. Da die Voraus⸗ 
ſetzungen, unter denen eine Gemeinde das Recht zu 
einer Inanſpruchnahme von Grundeigentum zu 
Straßengelände und Plätzen (auch Gartenanlagen, 

Spiel⸗ und Erholungsplätzen) ohne beſondere Ber- 
leihung erwirbt, im Fluchtliniengeſetz vom 2. 7. 1875 
in der Faſſung des Artikel 1 des Wohnungsgeſetzes 
vom 28. 3. 1918 beſonders geregelt ſind, entfällt für 
dieſes Rechtsgebiet die Verleihung der Enteignungs⸗ 
befugnis durch beſondere Verordnung des Staats⸗ 
miniſteriums. Sofern alſo das erſtrebte Ziel durch die 
förmliche Feſtlegung von Fluchtlinien zu erreichen iſt, 
muß es, wie ich im Einvernehmen mit dem MfV. be- 


merke, der Gemeinde überlaſſen bleiben, zunächſt die 
Vorausſetzungen für die ihr geſetzlich im § 11 des 
Fluchtliniengeſetzes zugeſprochene Enteignungsbefugni? 
durch die Feſtſetzung von Fluchtlinien zu ſchaffen. So 
auf Grund des $ 11 des Fluchtliniengeſetzes eine Ent” 
eignung nach dem vereinfachten Enteignungsverfahre 
erfolgen, jo muß der Plan gemäß § 8 a. a. O. förmlich 
feſtgeſtellt fein. Eine Abzeichnung des Planes mit den | 
beglaubigten Vermerken über Die vorforiftemähig 
Durchführung des Fluchtlinienverfahrens ift dem Mf 
zur Herbeiführung der ſtaatsminiſteriellen Anordnung 
vorzulegen. Hierbei wird auf den Runderlaß des Mf 
vom 21. 12. 1923 — II 9. 767 —*) Bezug genommen. 
Die Schaffung des Enteignungsrechts durch Feſt 
ſetzung von Fluchtlinien iſt nur zuläſſig bei bebauten 
Grundſtücken oder in Gegenden, in denen mit de 
Einſetzen der Bebauung in abſehbarer Zeit zu rechnen 


*) BMBI. 1924 S. 24. 
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iſt. Für Wege, die außerhalb der Ortſchaft liegen, 
müßte das Enteignungsrecht, ſofern nicht $ 3 des Ent⸗ 
eignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 in Frage kommt, 
durch beſondere Verordnung des Staatsminiſteriums 
nach Maßgabe des Enteignungsgeſetzes verliehen 
werden; z. B. bei Uferwegen, an Seen und Waſſer⸗ 
läufen außerhalb von Ortſchaften. In dieſen Fällen 
wäre der entſprechende Antrag, ſofern es ſich um einen 
Uferweg handelt, der in das durch Geſetz vom 29. 7. 
1922 (G. S. S. 213) vorgeſehene Verzeichnis aufge⸗ 
nommen iſt, an den Herrn Miniſter für Volkswohlfahrt, 
im übrigen an den Herrn Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten zu richten. à 

Ich mache ferner darauf aufmerkſam, daß an die 
Stelle des Regierungspräſidenten im Gebiete des 
Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk für Ent⸗ 
einnungen, die auf Grund des $ 11 des Baufluchtlinien⸗ 
geſetzes erfolgen, der Verbandspräſident in Eſſen tritt; 
nur in Durchführung des vereinfachten Enteignungs⸗ 
verfahrens ijt für die Beſitzeinweiſung (vergl. 
$ 6 des Geſetzes vom 26. 7. 1922) nach Lage der geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen die Zuſtändigkeit des Regierungs⸗ 
präſidenten gegeben. Die Vorbereitung der Anträge 
auf Zulaſſung des vereinfachten Enteignungsverfahrens 
hat durch den Verbandspräſidenten zu erfolgen. 

Schließlich weiſe ich noch darauf hin, daß die 
Prüfung und Vorlage von Anträgen auf Ver⸗ 
leihung des Enteignungsrechts an Kleinbahnen 
und auf Anordnung des vereinfachten Verfahrens hier⸗ 
für Sache des Verbandspräſidentenm ift, ſoweit 
ihm die Genehmigung und Beaufſichtigung der be- 
treffenden Unternehmen auf Grund der Verbands⸗ 
ordnung zuſteht oder ausdrücklich übertragen worden 
ijt (vergl. § 25 Abſ. 3 Nr. 5 daſelbſt). Dagegen liegt 
die Einleitung und Durchführung der Enteignung bei 
jenen Unternehmen ſowohl im gewöhnlichen wie im 
vereinfachten Verfahren — unbeſchadet der dem Ver⸗ 
bandspräfidenten zuſtehenden vorläufigen Feſtſtellung 
des Planes nach $ 15 des Enteignungsgeſetzes — in den 
Händen des örtlich zuſtändigen Regierungspräſidenten 
und Bezirksausſchuſſes. 

Dasſelbe gilt auch für die Privatanſchluß⸗ 
bahnen mit Maſchinenbetrieb, die an Kleinbahnen 
des Verbandsgebiets im Sinne des § 25 Abſ. 3 Nr. 5 
der Verbandsordnung anſchließen. 

Dr. Schreiber. 


Erlaß des Reichsarbeitsminiſters vom 21. Sep⸗ 
tember 1926, betr. Zwiſchenkredit für erſte 
Hypotheken aus dem 19-Millionenfonds. 


— V. B. 3. 10845 /26.— 


Um die aus einer Reihe von Anfragen hervor⸗ 
getretenen Zweifel über das Verfahren bei Begebung 
des 10⸗Millionenkredits für Beamte, Angeſtellte und 
Arbeiter in den Reichshoheitsverwaltungen ſowie für 
Angehörige der Wehrmacht zu beheben, habe ich die 
Höhe des auszuzahlenden Barbetrages ſowie der Zinſen 
und Nebenkoſten in einigen Regelbeiſpielen erläutert. 
„Die anliegenden Abdrucke überſende ich zur ge- 
fälligen Kenntnis und mit dem Anheimſtellen der Ver⸗ 
öffentlichung in der Zeitſchrift für Wohnungsweſen. 

gez.: J. A. Dr Schmidt. 


Richtlinien 
über die Verwaltung und Begebung der vom Reiche 


bereitgeſtellten und der Deutſchen Wohnſtätten⸗Hypo⸗ 


thekenbank Anktiengeſellſchaft, Berlin, überwieſenen 


Mittel des Zwiſchenkreditfonds für Beamte, Angeſtellte 
und Arbeiter in den Reichshoheitsverwaltungen ſowie 
für Angehörige der Wehrmacht. 

1. Zweck des Fonds. Die der Deutſchen Wohn- 
ſtätten⸗ Hypothekenbank Aktiengeſellſchaft Berlin — im 
nachſtehenden Bank genannt — zur Verfügung ge- 
ſtellten Mittel dienen zur Hergabe von Vorſchüſſen 
auf erſte Hypotheken für Kleinwohnungen, die im 
Gebiete des Deutſchen Reiches in Miet⸗ oder Eigen⸗ 
häuſern für Beamte, Angeſtellte und Arbeiter in den 
Verwaltungen und Betrieben des Reiches — mit Aus⸗ 
nahme der Deutſchen Reichsbahn und der Deutſchen 
Reichspoſt — ſowie für Angehörige der Wehrmacht her⸗ 
geſtellt werden. 

2. Verfahren. Bei der Begebung der Mittel 
bedient ſich die Bank in Preußen der provinziellen 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften, ihrer Generalvertre- 
tungen, in den übrigen Ländern der entſprechenden 
Stellen. Den provinziellen Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 
ſchaften, bezw. den entſprechenden Stellen iſt ein Ent⸗ 
gelt für die Tätigkeit bei der Weiterleitung de 
Reichsmittel nicht zu zahlen. 

3. Vorausſetzungen. Die zu 1 bezeichneten 
Vorſchüſſe können nur für ſolche Bauvorhaben gegeben 
werden, für die Tilgungsdarlehen aus dem Wohnungs⸗ 
fürforgefonds des Reichsarbeitsminiſters gewährt 


Beſonders zu berückſichtigen find ſolche Bau- 
vorhaben, bei denen bewährte einheitliche Typen⸗ 
entwürfe, die nach den Grundſätzen einer ſparſamen 
Bauweiſe aufgeſtellt ſind, in Bauteilen ausgeführt 
werden, die nach den deutſchen Baunormen gefertigt 


ſind. d 
Die Hypo- 


werden oder gewährt werden könnten. 


4. Höhe des Zwiſchenkredits. 
thek. auf die aus dem Zwiſchenkreditfonds Vorſchiiſſe 
gezahlt werden, ſoll möglichſt bis zu 60 v. H. des 
Wertes des Grundſtücks gewährt werden, darf jedoch 
den Betrag von 5000 Reichsmark je Wohnung nicht 
überſteigen. Auf die Höhe der ſich ergebenden Mieten 
iſt hierbei Rückſicht zu nehmen. 

5. Verzinſung. Der Zwiſchenkredit wird an 
den Bauherrn zu einem vom Reichsarbeitsminiſter noch 
feſtzuſetzenden Zinsſatze zuzüglich eines Verwaltungs⸗ 
koſtenbeitrages von % v. H. jährlich gegeben. 

Die Zinſen ſind, ſofern nicht etwas anderes ver⸗ 
einbart wird, am 1. eines jeden Kalenderhalbjahres 
für das voraufgegangene Halbjahr, bezw. bei der über⸗ 
leitung des Zwiſchenkredits in ein erſtſtelliges Hypo⸗ 
thekendarlehn fällig und ſpäteſtens innerhalb zwei 
Wochen nach dem Fälligkeitstag in Reichsmark unter 
Ausſchluß der Aufrechnung an die Bank oder an die 
von dieſer zu bezeichnende Stelle koſtenfrei zu zahlen. 

6. Grundbucheintragungen. Als Sicher⸗ 
heit für den Zwiſchenkredit ſamt Nebenforderungen iſt 
arundſätzlich an erſter Stelle zugunſten der Bank eine 
Verkehrshypothek einzutragen, bei der ſoweit möglich 
die Bedingungen zugrunde zu legen ſind, die voraus⸗ 
sichtlich bei der überleitung des Zwiſchenkredits in das 
Hypothekendarlehn gültig ſein werden. 

Verzögert ſich die rechtzeitige Beſtellung der hypo⸗ 
thekariſchen Sicherheit ohne Schuld des Darlehns⸗ 
nehmers, jo kann fih die Bank bis dahin mit der 
ſelbſtſchuldneriſchen Bürgſchaft einer Gemeinde oder 
eines Gemeindeverbandes oder eines ſonſtigen Bürg⸗ 
ſchaftträgers für Kapital. Zinſen und Nebenforde⸗ 
rungen als vorläufiger Sicherheit begnügen, ſofern 
dieſe Bürgſchaften allen geſetzlichen Erforderniſſen, 
insbeſondere den jeweilgen Landesgeſetzen, entſprechen. 

7. Auszahlung. Der Kredit wird ausgezahlt, 
ſobald die Beſtellung der erforderlichen Sicherheiten 
nachgewieſen iſt. Der Darlehnsnehmer muß Zahlungen 
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rechtzeitig bei der Bank durch die Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaft beantragen. 

8. Rückzahlung des Kredits. Vor der Ge⸗ 
währung des Zwiſchenkredits muß ſich der Darlehns⸗ 
nehmer verpflichten, den Zwiſchenkredit ſpäteſtens 
innerhalb 7 Monaten nach der Hingabe durch ein erſt⸗ 
ſtelliges Hypothekendarlehn, das ihm von der 
Deutſchen Wohnſtätten-Hypothekenbank Aktiengejell- 
ſchaft anzubieten iſt, abzudechen. Nimmt der Bauherr 
trotzdem den Zwiſchenkredit länger als 7 Monate in 
Anſpruch, ſo erhöht ſich der Zinsſatz von Monat zu 
Monat um je 1 v. H. jährlich für das Jahr berechnet. 

9. Herſtellung der Bauten. Der Darlehns⸗ 
nehmer iſt verpflichtet, den Bau nach den mit dem 
Darlehnsantrage vorgelegten und von der Bank ge- 
prüften Bauentwürfen und Finanzierungsplänen oder 
Koſtenanſchlägen unter Verwendung guter Bauſtoffe 
ſorgfältig und dauerhaft auszuführen und bei etwa als 
notwendig ſich herausſtellenden Anderungen ſich zuvor 
der Zuſtimmung der Bank zu vexrſichern. Auch ift 
jederzeit auf Verlangen das Baubuch zur Einſicht vor⸗ 
zulegen, das auf Grund der § 2 und 3 des Reichs⸗ 
geſetzes über die Sicherung der Bauforderungen vom 
1. Juli 1909 (Reichsgeſetzbl. S. 449) zu führen iſt. 

10. Rückzahlung bei Verſtoß gegen die 
Beſtimmungen. Der Zwiſchenkredit kann ſofort 
zurückgefordert werden, wenn feſtgeſtellt wird, daß er 
dieſen Richtlinien zuwider verwendet worden iſt. In 
dieſen Fällen iſt der zurückzuzahlende Betrag rück⸗ 
wirkend vom Tage des Empfanges des Zwiſchenkredits 
an in Höhe von 2 v. H. über dem Reichsbankdiskont 
zuzüglich eines Verwaltungskoſtenbeitrages von % v. H. 
jährlich zu verzinſen. Zugrunde gelegt wird der 
Reichsbankdiskont, der am Tage gilt, an dem die 
beſtimmungswidrige Verwendung feſtgeſtellt wird. Zum 
mindeſten wird jedoch der Zinsſatz einſchließlich Ver⸗ 
waltungskoſtenbeitrag berechnet, der nach Ziffer 5 
und 8 dieſer Richtlinien zu zahlen iſt. 

11. Sonſtige Beſtimm ungen. Im übrigen 
gelten die Grundſätze für die Gewährung von Tilgungs⸗ 
darlehen und Baugeld aus dem Wohnungsfürſorge⸗ 
fonds des Reichsarbeitsminiſters und die Beſtim⸗ 
mungen des Reiches über die Bereitſtellung und Ver⸗ 
wendung des Kredits von 200 Millionen Reichsmark 
zur Förderung des Kleinwohnungsbaues (Geſetz vom 
26. März 1926, Reichsgeſetzbl. 1 S. 179, Verordnung 
vom 1. April 1926, Reichsminiſterialblatt S. 109, Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen vom 16. April 1926, Reichs⸗ 
miniſterialblatt S. 119) entſprechend. 

12. Koſten. Die bei der Beleihung der Bauten 
entſtehenden Gerichts- und Notariatskoſten, Stempel⸗ 
koſten, Steuern, Abgaben und Gebühren trägt der 
Bauherr. 

Er trägt ferner die Koſten, die der Bank durch 
die Beſchaffung etwa als notwendig erachteter Gut⸗ 
achten, Schätzungen u. dergl. und durch örtliche Ver⸗ 
handlungen oder Prüfungen aus Anlaß des Darlehns⸗ 
geſchäftes entſtehen. 


Berlin, den 19. Auguſt 1926. 
Der Reichsarbeitsminiſter. 
Deutſche Wohnjtätten-Hypothekenbank 
Aktiengejellichaft. 


Beiſpiele 
für die Errechnung des Barbetrages 
ſowie der Höhe der Zinſen und Neben⸗ 
koſten, die dem Darlehnsnehmer aus 
der Gewährung des Zwiſchenkredits und 
ſeiner Umwandlung in ein endgültiges 
huypothekariſches Pfandbriefdarlehen entſtehen. 
(Vergleiche die Ausführungsbeſtimmungen zur Verord⸗ 


nung über die Verwendung des Kredits des Klein⸗ 
wohnungsbaues vom 16. April 1926 — Reichs⸗ 
miniſterialblatt S. 119 — die Abänderung hierzu vom 
25. Auguft 1926 — Reichsminiſterialblatt S. 911 — 
und die Richtlinien über die Verwaltung und Begebung 
der vom Reiche bereitgeſtellten und der Deutſchen 
Wohnſtätten⸗ Hypothekenbank A.-G. Berlin über: 
wieſenen Mittel dieſes Kredits vom 19. Auguſt 1926.) 

A. Zwiſchen kredit. Der Zinsfuß — Ziffer 2 
der obigen AB. (Ausführungsbeſtimmung) bezw. 
Ziffer 5 der obigen Richtlinien — iſt im Einvernehmen 
mit dem Herrn Reichsminiſter der Finanzen (7. 7. 1926, 
I. C. 12 271/ V. C. 16 188) auf vorläufig 6% v. H. jähr⸗ 
lich feſtgeſetzt worden. Hierzu tritt gemäß Ziffer 3 der 
obigen Ausführungsbeſtimmung ein Verwaltungs⸗ 
koſtenbeitrag von % v. H. jährlich. 

Demnach ſind für die Dauer der Inanſpruchnahme 
des Zwiſchenkredits — Ziffer 2 der obigen Aus⸗ 
führungsbeſtimmung — 7% v. H. jährlich zu entrichten. 

B. Hypothekariſches Pfandbriefdar⸗ 
lehn. I. Beiſpiel: Verkauf 86 iger Pfandbriefe 
und Tilgung des nominellen Darlehns von 5000 RA 
mit jährlich 0,5 v. H., und zwar unter Zuwachs der 
vom Kapital erſparten Zinſen: 

a) PfandbriefzinsſartrgggggEgtst 8 v. H. 

b) Zuſchlag gemäß Ziffer 7a der obigen AB. 0,5 

c) A 0h gemäß Ziffer 7e der obigen 
s 


d) Nebenhoften gemäß Ziffer 7b der obigen 
1. Pfanbrieſſtempel Ee e UE EL 
2. befondere Unkoſten für Her- 


ſtellung ze. der Pfanbriefe. 2 
3. Bankierbonifi kation 2 


4.5 v. H. 
auf die Tilgungszeit umgerechnet rund. 0,10 
e) durchſchnittliche Verzinſung eines Dis- 
agios von 50 R. — Kurs 99% Aus- 
a G. 4,725 Rel, umgerechnet 
auf die Tilgungszeit 50 
j TTT , — 18 RA 


1,428 . 100 
oder 500 

Demnach hat der Schuldner nach dieſem 
Beiſpiele mit einer Geſamtverzinſung lein⸗ 
ſchließlich einer Tilgung von 0,5%) von . . 9.13 v. H. 
zu rechnen: 

II. Beiſpiel: Wird der Fehlbetrag zwiſchen Aus⸗ 
zahlung und Nennwert (Disagio + 4,5% Unkoſten), 
bier alfo 50 + 225 — 275 RM, zur Finanzierung be- 
nötigt und in Geſtalt eines etwa mit 10 v. H. jährlich 
verzinslichen zuſätzlichen Darlehns aufgebracht, fo iſt 
mit folgender Geſamtverzinſung einſchließlich Tilgung 
zu rechnen: 

Brae b 39,000: 
10% von 275 RAM auf 5000 RAM umge: 
rechnet. . DEE Ce 
zuſammen 9,55 v. H. 
C. Auszahlung des Zwiſchenkredits 
und des hypothekariſchen Pfandbrief⸗ 
darlehns. III. Beiſpiel: Erlös bei 
einem nominellen Darlehn von . . 5000 RAM 
und einem Pfandbriefkurs (Börſenkurs) 


SEW 


von 9 1950 „ 
abzüglich Nebenkoſten nach Bd 
7712575 2 


$ = 4725 R. 
D. Vorläufige und endgültige Abrech⸗ 
nung der Bank mit dem Darlehns⸗ 


A aaa A 


EE 


ER. EI ee fiche 8 
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ſchuldner. Die Bank gewährt im Hinblick auf die 
Berechnung zu C zunächſt einen vorläufigen Zwiſchen⸗ 
kredit in Höhe von 90 v. H. des nominellen Darlehns 
und verrechnet ſpäter die billigeren Zinſen und Koſten 
des Zwiſchenkredits — vergl. A — mit den teuereren 
Zinſen und Koften des endgültigen Darlehns — vergl. 

a—d — für die Dauer der Inanſpruchnahme des 
Zwiſchenkredits gemäß Ziffer 2 der obigen Aus⸗ 
führungsbeſtimmung. 


Erlaß des Preuß. Miniſters für volkswohl⸗ 

fahrt vom 7. 9. 1926, betr. Reichszwiſchen⸗ 

kredit zur Förderung des Kleinwohnungsbaues. 
I 4 1188. 

Im Anſchluß an die Erlaſſe vom 7. 5. 1926 

— II. 4. 520 — und vom 21. 7. 1926 — II. 4. 866 —. 

Durch Geſetz vom 1. 7. 1926 (R. G. Bl. I S. 357) 


iſt das Geſetz über die Bereitſtellung von Kredit zur 
Förderung des Kleinwohnungsbaues vom 16. 3. 1926 


(R. G. Bl. 1 S. 179) dahin geändert worden, daß die 


Darlehnsdauer für die Reichskredite den Ländern 
gegenüber nunmehr allgemein drei Jahre (bisher zwölf 
Monate) nach dem jeweiligen Abrufe betragen ſoll. 
Demzufolge ſind auch die Verordnung der Reichs⸗ 
regierung über die Verwendung des Kredits vom 
1. 4. 1926 und die Ausführungsbeſtimmungen des RAM. 
zu dieſer Verordnung vom 16. 4. 1926 in mehreren 
Punkten abgeändert worden. Je ein Abdruck der Ab⸗ 
änderungsverordnung vom 24. 7. 1926 und der Ab⸗ 
änderung der Ausführungsbeſtimmungen vom 25. 8. 
1926 werden beigefügt. 

Auf Grund der abgeänderten Vorſchriften wird die 
Darlehnsdauer für die den Kreditinſtituten bisher zur 
Verfügung geſtellten Darlehen hiermit auf drei Jahre 
(bisher neun Monate) feſtgeſetzt. Die von den Kredit⸗ 
anſtalten über dieſe Kreditmittel eingeſandten Dar⸗ 
lehnsverträge erfahren inſoweit eine Abänderung, als 
es an Stelle der Worte „dieſe (die Rückzahlung der 
Darlehen, bezw. der einzelnen Darlehnsteile) erfolgt 
ſpäteſtens neun Monate nach dem jeweiligen Abrufe“ 
nunmehr heißen muß: „dieſe erfolgt ſpäteſtens bis zum 
Ablaufe von drei Jahren nach dem jeweiligen Abruf“. 
Andererſeits iſt zu beachten, daß nunmehr auch die 
Ergänzungsverordnung vom 24. 7. 1926 und die Er⸗ 
gänzungsausführungsbeſtimmungen vom 25. 8. 1926 
Vertragsgrundlagen geworden ſind. Von der Forde⸗ 
rung der Aufſtellung eines Nachtragsvertrages glaube 
ich abſehen zu können. 

Dadurch, daß die Kreditanſtalten die Kreditmittel 
bis zur Dauer von drei Jahren behalten dürfen, iſt es 
auch möglich, die Darlehnsdauer den Bauherren gegen⸗ 
über zu verlängern. Dieſe ſoll aber grundſätzlich die 
Zeit von zwölf Monaten nicht überſteigen, andernfalls 
ein erhöhter Zinsſatz zugunſten des Reiches zu be⸗ 


rechnen iſt. 

gez.: J. A. Pauly. 
Anlage A. 
~ 


Verordnung d. RAM., RF M. u. RWM. v. 24. 7. 1926 

zur Abänderung der Verordnung über die Verwendung 

des Kredits zur Förderung des Kleinwohnungsbaues 
(RMBl. S. 859). 

Auf Grund des § 1 Abſ. 3 des Geſetzes über die 
Bereitſtellung von Kredit zur Förderung des Klein⸗ 
wohnungsbaues vom 26. 3. 1926 (R G Bl. I S. 179) 
in der Faſſung des Geſetzes vom 1. 7. 1926 (R. G. Bl.! 
S. 357) wird nach Zuſtimmung des Reichsrats hiermit 
verordnet: 


Artikel J. 

Die Verordnung über die Verwendung des Kredits 
zur Förderung des Kleinwohnungsbaues vom 1. 4. 1926 
(RMBl. S. 109) wird wie folgt geändert: 

1. Ziffer 1: 

al Die Worte „zwölf Monaten“ werden durch die 
Worte „drei Jahren“ erſetzt. 


b) Folgende Vorſchrift wird als Abſ. 2 eingefügt: 
Bis zu einem Betrage von 10 Millionen Reichs⸗ 
mark kann der Reichsarbeitsminiſter im Einver⸗ 
ſtändniſſe mit dem Reichsminiſter der Finanzen die 
Dauer des Darlehns auf insgeſamt fünfzehn Jahre 
verlängern und hierbei bis zur Höhe von 4 Millio⸗ 
nen Reichsmark das Darlehn auch unter den 

Selbſtkoſten gewähren. 

2. Ziffer 3: Die Worte „neun Monaten“ werden 
durch die Worte „höchſtens drei Jahren“ erſetzt. 

3. Ziffer 5: Im Abſ. 2 werden die Worte „neun 
Monate“ durch die Worte „bis zum Ablaufe von drei 
Jahren“ erſetzt. 

4. Ziffer 9 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 

Damit der gewährte Kredit möglichſt raſch 

wieder umgeſetzt werden kann, ſollen Länder und 
Realkreditanſtalten auf baldmöglichſte Beſtellung 
der erſten Hypotheken hinwirken. Die Real⸗ 
kreditanſtalten ſollen auf Grund der gegebenen 
Hypotheken Pfandbriefe ausſtellen und deren Er- 
lös, ſoweit er nicht zur Zurückzahlung des ge⸗ 
währten Zwiſchenkredits verwendet werden muß, 
wiederum dem Kleinwohnungsbau zuführen. 

5. Ziffer 13: 
al Dem Satze 1 werden die Worte angefügt: „ins⸗ 

beſondere die Beſtellung der erſten Hypothek ver⸗ 
zögert wird, obwohl ſie nach Entſcheidung der 
Länder oder der von ihnen beſtimmten Stellen zu 
tragbaren Bedingungen möglich wäre.“ 

b) Im Satze 2 werden die Worte „dem Zinsſatz“ bis 
„zu zahlen iſt“ durch die Worte „einem Zinsſatz 
von 7,25 v. H.“ erſetzt. 

e) Satz 3 beginnt mit den Worten: „Anſtalten, die 
dieſen Vorſchriften zuwiderhandeln, können“ uſw. 


Artikel II. 


Dieſe Verordnung gilt auch für die bereits vor 


ihrer Verkündung abgerufenen Kreditbeträge. 


Anlage B. 


Abänderung der Ausführungsbeſtimmungen des RAM. 

vom 25. 8. 1926 zur Verordnung über die Verwendung 

des Kredits zur Förderung des Kleinwohnungsbaues 
(RMBl. S. 911). 

Gemäß Ziffer 7 der Verordnung über die Ver⸗ 
wendung des Kredits zur Förderung des Klein⸗ 
wohnungsbaues vom 1 4. 1926 (RM Bl. S. 109) in der 
Faſſung der Verordnung vom 24. 7. 1926 (RM Bl. ©. 859) 
beſtimme ich im Einvernehmen mit dem Herrn Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſter: 

Artikel I. 

Die Ausführungsbeſtimmungen zur Verordnung 
über die Verwendung des Kredits zur Förderung des 
Kleinwohnungsbaues vom 16. 4. 1926 (RM Bl. S. 119) 
werden wie folgt geändert: 

1. Ziffer 2 Abſatz 2 erhält folgende Faſſung: 

Nimmt der Bauherr den Zwiſchenkredit länger 
als zwölf Monate in Anſpruch, ſo erhöht ſich der 
Zinsſatz zugunſten des Reiches um 1 v. H., auf das 
Jahr berechnet. Iſt die Ablöſung des Zwiſchen⸗ 
kredits in größerem Umfang offenbar abſichtlich 
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unterblieben, jo erhöht fih der Zinsſatz weiter um 

1 v. H.; über das Vorliegen dieſer Vorausſetzung 

entſcheidet der Reichsarbeitsminiſter. 

2. Ziffer 4: Die Worte „neun Monaten“ werden durch 
die Worte „drei Jahren“ erſetzt. 

3. Ziffer 8: Die Worte „4 ſowie“ und der Abſ. a 
werden geſtrichen; die Abſ. b und c erhalten die Be- 
zeichnungen a und b. 

Artikel I. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten auch für die 

bereits vor ihrem Erlaß abgerufenen Kreditbeträge. 


Erlaß des Preuß. Staatsminifteriums vom 
9. 3. 1926 über die Gewährung von Stempel⸗ 
und Sebührenfreiheit für die Anſiedlung von 
Kriegsbeſchädigten und Kriegshinterbliebenen 
(IMSI. S. 84). 
— JM. a. 195; FM. II. C. 2872. — 

In Abänderung der Erlaſſe vom 7. Oktober 1922 
(IMBI. S. 418) und vom 14. Februar 1924 (JM Bl. 
S. 74) wird die darin als Vorausſetzung der Ge⸗ 
währung von Stempel» und Gebührenfreiheit für die 
Anſiedlung von Kriegsbeſchädigten und Kriegshinter⸗ 
bliebenen beſtimmte Wert⸗ bezw. Kaufpreisgrenze für 
bebaute Grundſtücke auf 9000 RM und für unbebaute 
Grundſtücke auf 3000 RA und die Einkommensgrenze 
auf 1200 RA feſtgeſetzt. 


Kunderlaß des Preuß. Miniſters für volks⸗ 
wohlfahrt vom 16. Juni 1926, betr. Reihs- 
zwiſchenkredit für Beamtenwohnungen. 

— II. 5 Nr. 1021. — 

Zum Erlaß vom 22. April d. Is. — II. 5 Nr. 872. — 

Ich erſuche, die gemeinnützigen Bauvereinigungen 
vim. die mit der Herſtellung von Wohnungen für 
Staatsbedienſtete und Lehrer unter Inanſpruchnahme 
von ſtaatlichen Baudarlehn befaßt ſind, auf meinen 
Runderlaß vom 7. Mai d. Is. — II. 4 Nr. 520 — noch 
beſonders hinzuweiſen, und ihnen gegebenenfalls den 
für ſie wichtigen Inhalt des Erlaſſes mitzuteilen. Die 
Bauherren werden ſich wegen Erlangung von Zwiſchen⸗ 
kredit in der Regel zunächſt an die zuſtändige öffent⸗ 
liche Kreditanſtalt oder an eine der bei der Durch⸗ 
führung der Kreditaktion beteiligten Hypotheken- 
aktienbanken wenden. Wenn ſie von dieſer Anſtalt 
keine befriedigende Zuſage erhalten, iſt der Antrag an 
die Preußiſche Landespfandbriefanſtalt zu richten, die 
in erſter Linie dazu auserſehen iſt, bei der Finanzie⸗ 
rung von Beamten wohnungen mitzuwirken. 
Sollte die Beſchaffung von Zwiſchenkredit für 
Beamtenwohnungsbauten in einzelnen Fällen auf 
Schwierigkeiten ſtoßen, ſo bitte ich, mir dieſe Fälle 
zu melden. 


Kunderlaß des Preuß. Miniſters für volks⸗ 
wohlfahrt vom S. 7. 1926, betr. Eintragung von 
Hauszinsſteuerhypotheken auf Reihs- 
heimſtätten. 

— II. 3. Nr. 607. — 

Gemäß $ 17 Abſ. 2 Satz 2 des Reichsheimſtätten⸗ 
geſetzes vom 10. Mai 1920 (R.⸗G.⸗Bl. S. 962) genehmige 
ich hiermit allgemein, daß auf Reichsheimſtätten auch 
Hauszinsſteuerhypotheken in das Grundbuch einge⸗ 
tragen werden. 


des 


beim 


Kunderlaß des Preuß. Miniſters für volks⸗ 
wohlfahrt vom 16. 8. 1926, betr. Aufwertung 
der für landwirtfhaftlihe Siedlungsbauten 
bewilligten öffentlichen Baubeihilfen. 
— II. 13. Nr. 2465. — 
Auf den Bericht vom 6. 7. 1926. 

Mit Rückſicht auf die bei Eintragung der Auf⸗ 
wertungshypotheken entſtehenden Koſten will ich nach 
Benehmen mit dem Herrn Finanzminiſter keine Ein⸗ 
wendungen dagegen erheben, daß überhaupt auf eine 
grundbuchliche Sicherung in allen den Fällen verzichtet 
wird, in denen die einzutragende Hypothek weniger 
als 10 RM ausmacht, zumal durch den Verzicht auf 
die Eintragung der Anſpruch aus der perſönlichen For⸗ 
derung unberührt bleibt. In den meiſten Fällen dürfte 
ſich im übrigen bei derartig kleinen Beträgen eine 
en Barablöſung im Verhandlungswege erreichen 
aſſen. 5 


Kunderlaß des preuß. Miniſters für volks⸗ 

wohlfahrt vom 30. 8. 1926, betr. grundbuch⸗ 

liche Sicherung der hauszinsſteuerhypotheken. 
— II. 13 Nr. 2103/26. — 

Auf den Bericht vom 28. Juni 1926 — I. B. Nr. 622 
— betreffend grundbuchliche Sicherung der Hauszins⸗ 
ſteuerhypotheken, erkläre ich mich im Einvernehmen 
mit dem Herrn Finanzminiſter und dem Herrn Miniſter 
des Innern damit einverſtanden, daß von der Ein⸗ 
tragung der Hypothek und der dinglichen Sicherung 
auch dann abgeſehen wird, wenn es ſich um Eigen⸗ 
bauten ſolcher Gemeinden handelt, die gemäß § 11 der 
Hauszinsſteuerverordnung vom 2. Juli 1926 (Geſetz⸗ 
ſammlung S. 213) zur ſelbſtändigen Verwendung des 
zur Förderung der Bautätigkeit auf dem Gebiete des 
Wohnungsweſens beſtimmten Hauszinsſteueranteils 
nicht berechtigt ſind. In ſolchen Fällen haben ſich 
die Gemeinden jedoch zu verpflichten, vor etwaiger 
Veräußerung des Grundſtücks die grundbuchliche Ein⸗ 
tragung der Hauszinsſteuerhypothek zu veranlaſſen 
und dem Rechtsnachfolger die übrigen, an die Ge⸗ 
währung der Hauszinsſteuerhypothek geknüpften Bin⸗ 
dungen aufzuerlegen. Dieſe Verpflichtungserklärungen 
ſind von den für die Vergebung der Hauszinsſteuer⸗ 
hypotheken in Betracht kommenden Gemeinden und 
Gemeindeverbänden bei den Akten aufzubewahren. 


Kunderlaß des Preuß. Miniſters für volks⸗ 
wohlfahrt vom 22.9.1926, betr. verwendung 
von Hauszinsſteuermitteln zur Inſtandſetzung 
von Altwohnungen. 
— II. 10. 494. — 
Auf den Bericht vom 21. Auguſt 1926. 

Ich nehme an, daß ſich die Fragen auf die aus dem 
ſtaatlichen Wohnungsfürſorgefonds für die In⸗ 
ſtandſetzung von Altwohnungen in Anſpruch genom⸗ 
menen Mittel beziehen. Ob die Gemeinden (Gemeinde⸗ 
verbände) dieſe Mittel als Zinszuſchüſſe, Darlehen oder 
zur Bildung von Bürgſchaftsſicherungsfonds gemäß den 
Richtlinien vom 12. 7. 1926 hergeben, und in welcher 
Weiſe ſie ſich Sicherung für die als Darlehen her⸗ 
gegebenen Mittel verſchaffen, iſt ihrem Ermeſſen über⸗ 
laſſen. Auf jeden Fall ſind die auf Grund des Rund⸗ 
erlaſſes vom 12. 7. 1926 — II. 10. 360 —*) den Ge⸗ 
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meinden (Gemeindeverbänden) aus dem ſtaatlichen 

ohnungsfürſorgefonds als Kommunaldarlehen über⸗ 
laſſenen Mittel, wie in dieſem Erlaß vorgeſchrieben, 
innerhalb von drei Jahren in voller Höhe an die 
Staatskaſſe zurückzuzahlen. 


verfügung des Kegierungspräfidenten zu 
Oppeln vom 7. 9. 1926, betr. verzinſung der 
Hauszinsſteuerhypotheken. 
— Le 34 Nr. 3354. — 


Infolge der teilmeifen Veränderung der Voraus- 
ſetzungen hebe ich die durch meine Verfügung vom 
10. 2. 1925 — I. c. 34 Nr. 284 II. Ang. — getroffene 
Regelung der einheitlichen Erhebung von 1 v. H. Zinſen 
für die Hauszinsſteuerhypotheken hierauf auf und 
überlaſſe es grundſätzlich den hypothekengebenden Ge- 
meinden und Gemeindeverbänden, über die nach 
Ziffer 8 der Richtlinien vom 27. 2. 1926 vorzunehmende 
Herabſetzung des Zinsſatzes ſelbſtändig Entſcheidung zu 
treffen. Dies bezieht ſich ſowohl auf die aus dem 
gemeindlichen Aufkommen, als auch auf die aus dem 
ſtaatlichen Wohnungsfürſorgefonds hergegebenen Haus- 
zinsſteuerhypotheken. 5 

Nach einer Entſcheidung des Herrn Miniſters für 
Volkswohlfahrt ſoll eine Zinsherabſetzung grundſätz⸗ 
lich erſt nach Fertigſtellung der Bauten in Frage 
kommen, d. h. zu dem Zeitpunkt, wo eine Feſtſetzung 
der Miete und der geſamten Belaſtung erſt möglich iſt. 
Wenn gleichwohl einzelne Gemeinden Zinsherabſetzung 
rückwirkend ſchon für die während der Bauzeit ge⸗ 
leiſteten Abſchlagszahlungen genehmigt haben, ſo hat, 
ſoweit es ſich hierbei um Zahlungen aus den Mitteln 
des ſtaatlichen Ausgleichsfonds handelt, der Herr 
Miniſter für Volkswohlfahrt nach Benehmen mit dem 
Herrn Finanzminiſter nichts dagegen einzuwenden, daß 
in ſolchen Fällen auch für die zurückliegende Zeit nur 
die ermäßigten Zinſen zur Staatskaſſe vereinnahmt 
werden. Vorausſetzung iſt allerdings, daß die Ge- 
meinden von den Bauherren tatſächlich auch nur die 
herabgeſetzten Zinſen eingezogen haben. 

Für die Folge werden die Gemeinden hiermit an⸗ 
gewieſen, Zinsherabſetzungen gemäß Ziffer 8 der 
Richtlinien vom 27. 2. 1926 erſt von dem Zeitpunkt ab 
zuzulaſſen, zu dem die Wohnungen bezugsfertig her⸗ 
geſtellt ſind. 


Bei der regelmäßigen Abführung der Zinſen an die 
Regierungshauptkaſſe ift eine genaue Berechnung der 
Zinſen, entſprechend der unterſchiedlichen Höhe der 
Zinsſätze für die Hypothekenbeträge, mir einzureichen. 


verfügung des Regierungspräſidenten zu 
Oppeln vom 23. 9. 1920, betr. Förderung der 
Neubautätigkeit durch Bewilligung von haus⸗ 
zinsſteuerhypotheken. 
— le. 34 Nr. 3530. — 

Der Preußiſche Landtag hat in ſeiner Sitzung vom 
28. April 1926 u. a. beſchloſſen, das Staatsminiſterium 
zu erſuchen, 

„dahin zu wirken, daß Hauszinsſteuermittel nicht für 
Bauvorhaben ſolcher Unternehmungen bewilligt 
werden, bei denen die Vermutung beſteht, daß ſie 
durch das Verlangen ſogenannter Baukoſtenzuſchüſſe 
oder ähnlicher geldlicher Leiſtungen eine ungerecht⸗ 
fertigte Vermögensbereicherung erſtreben, oder die 
Verwertung der Neubauwohnungen in unerwünſchter 
Weiſe erſchweren“. 

Im Anſchluß an meine Rundverfügung vom 14. 3. 
1926 — Ic. 34 Nr. 852 — betr. Richtlinien für die 
Gewährung von Hauszinsſteuerhypotheken erſuche ich, 
für die Folge beim Abſchluß von Darlehnsverträgen 
durch Aufnahme entſprechender Bedingungen der 
obigen Entſchließung des Landtages Rechnung zu 
tragen. 

Für die rückliegende Zeit haben die Gemeinden 
im Hinblick auf die Beſtimmung unter Ziffer 13a der 
Richtlinien vom 27. Februar 1926, wonach die Haus⸗ 
zinsſteuerhypothek nebſt 12 v. H. Zinſen fofort zur 
Rückzahlung fällig wird, ſofern das Gebäude nicht den 
Antragsunterlagen entſprechend . „genutzt“ wird, 
zu prüfen, ob der beſtehende Darlehensvertrag in Ver⸗ 
bindung mit letzterer Vorſchrift ihnen nicht die Mög⸗ 
lichkeit gibt und unter Umſtänden ſogar die Ver⸗ 
pflichtung auferlegt, in Fällen gedachter Art von den 
Bauherren die Rückzahlung der Hauszinsſteuer⸗ 
hypothek zu fordern. 

J erſuche ergebenſt, das Weitere zu veranlaſſen 
und mir bis zum 1. Januar 1927 zu berichten, ob ſich 
bei dieſen Prüfungen das Vorliegen ſolcher Fälle 
ergeben hat, bezw. welche Erfahrungen dort gemacht 
worden ſind. 


Bücher⸗ und Zeitſchriftenſchau. 


Die Hauszinsſteuer in Preußen von Miniſterialrat Dr. 
Suren und Oberregierungsrat Dr von Heuſinger. 


Im Verlag von Georg Stilke, Berlin, iſt aus der 
Feder der Herren Miniſterialrat Dr. Suren im 
Preußiſchen Miniſterium des Innern und Ober⸗ 
regierungsrat Dr von Heuſinger im Preußiſchen 
Finanzminiſterium ein Leitfaden: „Die Hauszinsſteuer 
in Preußen unter Berück ichtigung der Finanzierung 
es Wohnungsbaues“ erſchienen. Die Verfaſſer, als 
Sachbearbeiter der beiden Miniſterien zur Erläuterung 
der geſetzlichen Beſtimmungen beſonders berufen, 
haben fih durch die Herausgabe des Werkchens 
zweifellos einen Verdienſt erworben. Nach einer 
hiſtoriſchen Einleitung mit kurzer ſyſtematiſcher Dar- 
ſtellung des Stoffes bringt das Büchlein einen Kom⸗ 
mentar zur Preußiſchen Hauszinsſteuerverordnung 
Dom 2. Juli 1926 und ferner den Wortlaut aller Ge⸗ 
fege, Verordnungen und Ausführungserlaſſe, welche für 
ie Erhebung und Verwendung der Hauszinsſteuer von 


Bedeutung ſind, einſchließlich der Beſtimmungen über 
Mietzinsbildung, die Gewährung von Zwiſchenkrediten 
und die Verwendung der beſonderen, für die Hergabe 
von Baudarlehen n Fonds. Das Buch bringt 
damit zum erſten Mal in ſyſtematiſcher Weiſe Klar⸗ 
heit und überſicht in die Fülle der mit der Haus⸗ 
zinsſteuer zuſammenhängenden Beſtimmungen, die 
nachgerade nicht nur für den Laien ſo gut wie unüber⸗ 
ſehbar geworden waren. Es wird jeder Stelle, welche 
von Berufs wegen mit der Hauszinsſteuer, ſei es als 
verwaltende Behörde, ſei es als Steuerzahler, ſei es 
als Nutznießer der Hauszinsſteuer, d. h. als Empfänger 
von Hauszinsſteuerhypotheken, ſtändig befaßt ift, 
außerordentlich wertvolle Dienſte leiſten. 
von Gruner. 


Das Problem der Finanzierung des Wohnungs⸗ 
neubaues. (Die Förderung des Wohnungsneubaues 
durch die deutſchen Gemeindeverwaltungen.) Heft 6 
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der Schriften der Kommunalen Vereinigung für 
Wohnungsweſen (Vereinigung deutſcher Wohnungs⸗ 
ämter). Carl Heymanns Verlag, Berlin, 1925. 
Preis bei Bezug durch die Geſchäftsſtelle der Ver⸗ 
einigung 3 A. für Mitglieder der Vereinigung 2 M. 
Das vorliegende Heft 6 der Kommunalen Bereinigung 
für Wohnungsweſen gibt den Bericht über die 
achte Tagung der Vereinigung in Goldesheim am 
20. und 21. Mai 1926. Die Themen des Buches ſind 
bekannte Fragen unſerer heutigen Wohnungswirtſchaft: 

Das Problem der Finanzierung des 
Wohnungsneubaues. Von Miniſterialrat 
Dr. Wölz. - 

Die Unterbringung Obdadhlojer und 
Räumungspflichtiger. Von Dr Weitz, 
Beigeordneter, Duisburg. 

ü für kinderreiche 


Wohnungsfürſorge 
en. Von Dr. Guttman, Stadtrat, Hagen 


amili 
n Weſtf. 

Wohnungsfürſorge für Tuberkulöſe. 
Von Dr. phil. Dr. rer. pol. Strehlow, Stadtbau⸗ 
direktor, Dortmund. 

Wohnungsaufſicht und Wohnungs: 
pflege in der Zeit der Zwangswirt⸗ 
ſchaft. Von Wohnungsamtsdirektor Gaumiß, 
Charlottenburg. 

Die Erhaltung der Alt wohnungen. 
Dr. Liebering, Magiſtratsaſſeſſor, Köln. 

Von beſonderem Intereſſe iſt das erſte Thema, das 
von Dr Wölz, Miniſterialrat im Reichsarbeits⸗ 
miniſterium, behandelt wird. 

Der Vortrag von Dr Gut⸗München über die Förde⸗ 
rung des Wohnungsneubaues nach dem Weltkrieg durch 
die deutſchen Gemeindeverwaltungen iſt leider nur im 
Auszug wiedergegeben, da über dieſes Thema eine 
beſondere Veröffentlichung herauskommen foll. 

An der Tätigkeit der Wohnungsämter und der 
gemeindlichen Wohlfahrtspflege kann heute niemand 
vorübergehen. Im Volk ſind die Wohnungsämter und 
Wohnungskommiſſare häufig nur mit negativen Eigen- 
ſchaften der Wohnungszwangswirtſchaft, der Woh⸗ 
nungsbeſchlagnahme uſw. bekannt, hier kommt ihre 
poſitive Seite, die Wohnungsfürſorge, zu Wort. Die 
praktiſchen r die 
ſprechen, ſind ein hervorragendes Material. Das Buch 
ſei dem Wohnungswirtſchaftler und Wohnungspolitiker 
beſtens empfohlen. Schr. 


Von 


Häuſerbau durchs Volk. „Das Heimatrecht des deutſchen 
Volkes und ſeine Verwirklichung durch den Häuſer⸗ 
bau“, von Dr. Hans Künkel. Frommſche Buch⸗ 
handlung (Walter Biedermann) Jena. 

Eine Fanfare in drei Kapiteln: Wie es Iſt? Wie 
es Kam? Wie es Wird? Eine Mahnung an die 
„Praktiker“ und „Rentabilitätsberechner“. Eine mutige 
Verteidigung der Seele unſeres Volkes, die durch 
Heimatloſigkeit zugrunde gehen wird! Eine Feſt⸗ 
ſtellung, daß wir nichts geſchaffen haben mit allem 
bisherigen Tun! Ein Aufruf an das deutſche Volk zur 
Tat. Der Weg: Bau durch Gemeinde, Provinz, Staat, 


aus den Referaten 


auf das herzlichſte zu begrüßen. 


das Reich; die Initiative beim Reich, als der verant⸗ 
wortlichen Stelle; Verbilligung durch Maſſenherſtellung. 
Die Sache, für die hier gekämpft wird, iſt gut, die 
Gründe ſchlagend, der Weg jedoch könnte tatſächlich 
nur durch den Willen des Volkes gefunden werden. 
Die kleine Schrift verdient, von jedem Deutſchen ge— 
leſen zu werden. Schr. 


Marxismus und Bodenreform von Dr. Adolf Damaſchke. 
Zu beziehen durch die Geſchäftsſtelle des Bundes 
Deutſcher Bodenreformer, Berlin NW. 87, Leſſing⸗ 
ſtraße 11. Preis 1 M. 


Die bekannte Schrift des Führers der deutſchen 
Bodenreformer, entſtanden aus einem Vortrage vor 
den Breslauer Funktionären der SPD und des ADG 
im Frühjahr 1922, iſt ſoeben in erweiterter Neuauflage 
(26.—30. Tauſend) erſchienen. Die Schrift zeigt an 
Hand eines ſehr beachtenswerten Tatſachenmaterials, 
wie tief die Ideen der deutſchen Bodenreformbewegung 
in die organiſierte, geiſtige und körperliche Lohn⸗ 
arbeiterſchaft aller Berufe eingedrungen, wie ſtark die 
politiſchen Parteien und Gewerkſchaften davon be⸗ 
fruchtet ſind. Unter den für die Geſchichte wie auch 
für die praktiſche Bodenpolitik der Gegenwart 
wichtigen Dokumenten, die in der erweiterten Ausgabe 
der Schrift enthalten ſind, finden wir auch den ſozial⸗ 
demokratiſchen Vorſchlag zur Bodenreform von 1923. 
Die Darſtellung der Bodenreformbewegung iſt bis zu 
ihrem grundſätzlichen Siege im Reichstage im Früh⸗ 
jahr 1926 weitergeführt. Die Schrift wird allen 
Boden-, Siedlungs- und Wohnungspolitikern, insbe- 
ſondere für die Beurteilung der heutigen Einſtellung 
der marxiſtiſchen Parteien zur Bodenreformbewegung, 
unſchätzbare Dienſte leiſten. N. 


„Der Aufbau“, öſterreichiſche Monatshefte für Siedlung 
und Städtebau. Herausgeber: Architekten Franz 
Schuſter, Franz Schacherl. 

Eine neue öſterreichiſche Zeitſchrift, die aber in der 
kurzen Zeit ihres Beſtehens ſich bereits allgemeine 
Anerkennung verſchafft hat. Ihre Mitarbeiter Prof. 
Dr. Joſef Frank (Wien), Regierungsrat a. D. Dr. 
Hans Kampffmeyer (Wien), Generaldirektor 
Dr.⸗Ing. Hermann Neubacher (Wien), Dr Otto 
Neurath (Wien), Stadtbaurat Arch. Ern ſt May 
(Frankfurt), Stadtbaurat a. D. Arch. Bruno Taut 
(Bertin), Prof. Dr Heinrich Teſſenow (Dresden), 
Stadtbaurat a. D. Dr.⸗Ing. Martin Wagner 
(Berlin) bürgen für die Qualität. Der „Aufbau“ mag 
aus der Notwendigkeit heraus entſtanden ſein, vor⸗ 
bildliche moderne Siedlungsweiſe gerade in Wien zu 
zeigen und Erziehungsarbeit zu leiſten, er hat aber 
ein allgemein gültiges Niveau, das ihn für jeden an 
den Fragen des Wohnungs- und Siedlungsweſens und 
des Städtebaues Intereſſierten leſenswert macht. 
Darüber hinaus ift die Gemeinſamkeit der He- 
ſtrebungen in Sſterreich und Deutſchland auf dieſem 
Gebiet, die durch die Zeitſchrift ihren Ausdruck findet 
Schr. 
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Unter Rusſchluß der verantwortlichkeit der Schriftleitung. 


Deutſche Binnenkolonifation. 

Dieſem Heft unſerer Zeitſchrift liegt ein Proſpekt 
für das im Deutſchen Kommunal-Verlag G. m. b. H., 
Berlin- Friedenau, erſchienene Werk: Leberecht 
Migge „Deutſche Binnenkoloniſation“, heraus⸗ 
gegeben von der Deutſchen Gartenſtadt⸗Geſellſchaft, bei, 
in dem auf 200 Seiten mit etwa 100 Abbildungen die 
Sachgrundlagen des Siedlungsweſens behandelt 
werden und im Endeffekt nachgewieſen wird, wie der 
intenſiv bearbeitete Garten als Bauſparkaſſe dienſtbar 
gemacht werden kann. Wir empfehlen unſeren Leſern 
den Proſpekt zu beachten und das flott und amüſant 
geſchriebene Buch des bekannten Führers zu beſchaffen. 


Beeck'ſche Mineralanſtrichfarben. 

Nicht nur für Villen, Wohn- und Ge- 
ſchäftshäuſer, ſondern ganz beſonders auch für 
Siedlungs- und Kleinwohnungsbauten 
kommen heute Beeck ſche Mineralanſtrich⸗ 
farben in Frage, deren erſtaunlich niedriger Preis 
dem Koſtenanſchlag für derartige Bauten Rechnung 
trägt. Auch in Bezug auf Haltbarkeit und Ergiebig⸗ 
keit unerreicht, erfüllen ſie eine der wichtigſten Vor⸗ 
bedingungen zum deutſchen Wiederaufbau! — Infor⸗ 
mationsſchrift und Farbenkarte ſenden die Beeck'ſchen 
Farbwerke Crefeld, Lutherſtr. 4, auf Wunſch gratis zu. 


Schriftleitung: Regierungsbaurat Stegemann + Dresden A., Kanzleigäßchen 11 


Infolge redaktioneller Schwierigkeiten müſſen wir zu 
unſerem Bedauern die Mitteilungen des Deutſchen Aus⸗ 
ſchuſſes für wirtſchaftliches Bauen in der vorliegenden 
Nummer ausfallen laſſen. Die nächſte Nummer erſcheint 
dafür als Doppel Nummer. 

Schriftleitung. 


verlag: Schleſiſche Heimftätte, Breslau, Sternſtr. 40. 
Schriftleitung: Reg. Baumeiſter Niemeyer, Oppeln, Sternſtr. 18 für Oberſchleſien und Dipl. Ing. Schroeder, Breslau 
Sternſtr. 40 für Niederſchleſien. — Verantwortlich für den Anzeigenteil: Zeitner, Breslau, Sternſtr. 40. 
Druck: Graß, Barth & Comp. (W. Friedrich) Breslau, Herrenſtr. 20. 


XII 


Badewannen und Bade- Öfen 
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Wafferverforgungen 


60 jährige Spezialerfahrung Große Läger 
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— für Fenster, Türen, Tore 


Schornsteinaufsätze, Gitterbeschläge 
Ventilationen, Bauwinden 


Mauerschutzecken — Treppenschienen 


Baubedarfsartikel 


laut besonderer Preisliste 


Werkzeuge und Werkzeugmaschinen 


Julius Sckeyde + Breslau | 


Gegründet 1872. Kdt.-Ges. Ohlauer Straße 21/23 


Abb. 1. Hafenanſicht von New York. Typenentwicklung der Wolkenkratzer: 1. ältere Renaiſſancepaläſte im Hinter- 
grunde, 2. Turmhäuſer (Woolworth Building), 3. Kubiſch geſchloſſene Blocks (rechts), 4. Modernſte Form der geſtaffelt 
gruppierten Baumaſſe (Telephone Comp. im Bordergrunde). 
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Abb. 2. Südſpitze von Manhattan Island. Fliegeraufnahme vom Hauptgejchäfts- 
viertel von New York (Downtown), zwiſchen Hudſon (links) und Eaſt River (rechts). 
über letzteren Brücken nach Brooklyn auf Long Island. 


Abb. 3. Inneres von Downtown N. Y. 12 m breite Straße zwiſchen Hochhäuſern. 
Trotz lachenden Sonnenſcheins dringt kein Lichtſtrahl in die unteren Geſchoſſe. Dort 
kann daher nur bei künſtlichem Licht gearbeitet werden. 
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Abb. 4. Kühne Überwindung von Geländeſchwierig— Abb. 5. Uferſtraße am Hudſon in New York (River⸗ 
keiten durch Aufſetzen der Hochhäuſer auf eiſernen Bock jide Drive) zeigt den ſegensreichen Einfluß der Zonen- 

ordnung: Moderne Apartment⸗Hotels auf Bauhöhe von 
nur 15 Stockwerken beſchränkt. 


Höhere Mädchenſchule in New Jerſey (Tenafly). 


Abb. 6. 


Abb. 7. 
Schiffsfriedhof auf dem Hudſon. 200 Kriegstransportſchiffe warten auf Abbruch. 


Abb. 8. Landſchaftlich reizvolle Umgebung von New York. Prächtige Zement- 
ſtraßen zu beiden Seiten des Hudſon. 


Siedlungs- 


Wirtschaft 


Mitteilungen der Siedler-Schule Worpswede 


Beim Erscheinen dieser Zeitung wird mit den 
Arbeiten an unserer Gartensiedlung in Dessau- 
Ziebigk begonnen. Auf einem von uns vor kur- 
zer Zeit erworbenen über 40 Morgen großen Ge: 
lände soll eine vom Geiste der Ehrlichkeit und 
Brauchbarkeit getragene Siedlung entstehen. 

ie zu errichtenden Gartenwohnungen sollen 
den Verhältnissen und Bedürfnissen des arbei- 
tenden Menschen entsprechen. Darauf und auf 
nichts anderes kommt es an. Ausreichende und 
bestens eingerichtete Gärten sollen den Mann 
der Arbeit wieder mit der Natur in Verbindung 
bringen, der er durch die kapitalistische Woh⸗ 
nungswirtschaft der verflossenen Jahrzehnte ent- 
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Gartensiedlungen in Sicht. 


fremdet wurde. In frischer Luft bei strahlender 
Sonne wird er in seiner Gartensiedlung die Er- 
quickung finden, die der mechanisierte Proz 
duktionsprozeß gebieterisch verlangt. Frau und 
Kinder werden im blühenden Garten die Ge- 
sundheit zurückerlangen, die ihnen die Stadt- 
wohnung genommen hat. Von einem befreienden 
und beglückenden Gefühl wird nach kurzer Zeit 
der in das Arbeitsjoch eingespannte Vater be: 
herrscht sein, wenn ihn abends bei der Heim- 
kehr die früher bleichen, allzuhäufig durch das 
Leben in der Mietskaserne anteillosen Kinder 
rotbäckig und jubelnd empfangen. Die 
Sommerabende werden in der Gartenlaube die 
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Familienabende wieder herstellen, die die 
sonnenlose Mietswohnung zerrissen hat, Fa- 
miliensinn und Familienglück werden wieder 
eine Stätte finden. Das frühere Wohnungselend 
wird bald wie ein böser Traum vergessen sein. 
Das kleine, aber eigene Haus ist ganz etwas 
anderes als die Wohnung in der Mietskaserne 
mit ihrer sogenannten „guten Stube“, deren 
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Ueberflüssigkeit man bald einsehen wird. Das 
ist der Zweck des Siedelns, dem unsere Sied- 
lung in Dessau-Ziebigk dienen soll. Sie ist die 
erste wirkliche Gartensiedlung, die für alle 
Wohnungswirtschaftler wegweisend sein wird. 
R Eberhardt, Geschäftsführer 
des Anhalter Siedlungsverbandes e. V. 
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Gartenfürsorge-Gesellschaften. 
Ende oder Anfang? Von Max Schemmel. 


In letzter Stunde hören wir von praktischen 
Plänen einiger Wohnungsfürsorgegesellschaften 
und auch von einer durchgreifenden neuen Orien- 
tierung des Reichsverbandes. Wir konstatieren 
diese Anzeichen mit Genugtuung, jedoch ohne — 
nach den bisherigen Erfahrungen — zunächst An- 
laß zu nehmen, die pessimistischen Ausführungen 
unserer Schriftleitung abzuschwächen, 

Der Herausgeber. 


Die letzte Gesellschafter-Versammlung der 
Niederschl. Gartenfürsorge-Gesellschaft m. b. 
hat die Auflösung der Gesellschaft be- 
schlossen. Damit scheint eine Entwicklung 
ihren Abschluß gefunden zu haben, die zu 
allerlei Hoffnungen berechtigte. 

Trotzdem füllte bis vor kurzem die Erörte- 
rung der Neugründung weiterer Gesellschaften 
die Sitzungen vieler berufener Behörden und 
Verbände. Auch heute noch wird daran ge- 
arbeitet. Aber nichts Greifbares entsteht. Die 
Probe in Schlesien war nicht bloß Prüfstein 
für Idee und Urheber, sondern sie ist auch 
Wertmaßstab für die Geldgeber in bezug auf 
ihr wirtschaftliche Lebensfähigkeit. 

Zuzugeben ist allerdings: Die Mittel für die 
Siedlung fließen so sparsam, daß sie nie greif- 
bar zur Verwendung für die Siedlergärten auf- 
treten. Dies braucht nicht Folge einer be 
stimmten Höhe oder Niedrigkeit der verfüg⸗ 
baren Gelder zu sein. Wir können davon ab- 
sehen, daß der Architekt sich berufen fühlt, 
alles zu verbauen, unsere Wirtschaft in Stein 
festzulegen; er entscheidet nicht allein. Aber 
wir haben solange unser Wohnungselend vor 
Augen, daß auch besonnene Wirtschaftsführer 
glauben raten zu müssen, nur ja alles auf- 
zuwenden, um einzig dieser Not zu steuern. 

Heute nach 7 Jahren Nachkriegswirtschaft 
ist dies nicht mehr bedingungslos zu recht- 
fertigen. Die Siedlung unserer Durchschnitts- 
Stadtwirtschaft kommt allmählich in eine un⸗ 
günstige Stellung. Sie führt ein Zwitterdasein. 
Um der Gesundheit willen sind nicht Einzel- 
häuser mit 800 bis 2500 und mehr Quadrat- 
meter Garten nötig. Ein Reck unter 2 Bäumen 
auf 50 qm Fläche kann notfalls dem Uebungs- 
und Luftbedürfnis einer Familie genügen; wohl- 
gepflegte öffentliche Anlagen ihr Blumen» 
bedürfnis befriedigen, schließlich noch ein 
Balkon und die Möglichkeit, aus einem nahen 
Blumengeschäft mehr zu erstehen. So treten 
denn in letzter Zeit Großbauten mit einem 
ähnlichen Durchschnittsgrünstandard in ver- 
stärktem Maße und mit erhöhtem Anspruch 
auf Wirtschaftlichkeit auf. 

Es muß als Wahnwitz anmuten, daß in den 
weitaus überwiegenden Fällen die Kartoffel in 
den großen Siedlungsgärten zu finden ist, nach- 


dem im vorigen Winter Tausende und Aber- 
tausende von Zentnern Kartoffeln verfaulten 
und die Landwirtschaft den Zentner für 1,50 M. 
nicht losschlagen konnte. Es ist auch ein 


‚schlechter Trost, darauf hinzuweisen, daß alle 


diese Gärten früher oder später reine Er- 
holungsgärten sein werden. Sie werden es nie. 
Die Erholungsgärten, die man heute als solche 
zeigt — siehe die Gartenbau-Ausstellung in 
Dresden — kosten 5 bis 10 M. je Quadrat- 
meter. Das sind Summen, die in Siedlungs- 
kreisen nicht aufgebracht werden können. 
Unsere Siedlungsgärten sind 
menschlich, technisch und wirtz 
schaftlich nur als urbane Gärten 
denkbar. Sie erreichen ihre Stei- 
gerungnurinschwellenderFrucht- 
barkeit, die auch das höchste Maß 
von Erholung gewährleistet. 

Das Volk wurde abgelenkt — es ist zum 
mindesten Sünde, daß es nicht hingelenkt 
wurde. — Es ist untrüglich eine gewaltige 
Kundgebung des städtischen Volkswillens, daß 
er sich das Land verschafft hat, um Heimat- 
boden, Vatergut unter die Füße zu bekom- 
men. Eine vernünftige Leitung der Siedlungs- 
bewegung müßte die Wege ebnen, daß aus 
diesem Land die einzig möglichen 
Gärtenwerden. 

Wie richtig unsere Schlußfolgerung ist, daß 
nur die oben gezeichneten Gärten für die 
Dauer in den Städten festlegbar sind, zeigt 
die Industriesiedlung, die heute einzige Art 
städtischer Siedlung, welche ‚vollkommen mit 
der Wirtschaft verschmolzen ist. Sie hat nicht 
bloß die größten Erfolge aufzuweisen, sondern 
sie steht untrüglich und sicher verankert in 
der Wirtschaft. Aber in unsern großen und 
kleinen Siedlungsgebieten — man denke an 
die Meilen Hamburger und Berliner Siedlungs- 
landes — finden wir keine oder nur wenig Be⸗ 
ziehungen zu unserer Wirtschaft. Hier werden 
über kurz oder lang große Besitzverschiebungen 
eintreten; sie werden voraussichtlich Sorgen: 
kinder der Stadtverwaltung bleiben. 

Es werden heute Häuser für 5500 M. her- 
gestellt ohne eigenes Kapital des Siedlers, aber 
sehr viel mehr für 7 bis 10 000 M. und mehr. Es 
werden aber nicht, sobald mehr als 5500 M. zur 
Verfügung stehen, 500 M. in den Garten gesteckt. 
Die öffentliche Siedlungsberatung 
begünstigt den größeren, nicht 
den volkswirtschaftlich wert- 
volleren Bau, der den zu größter Pro- 
duktivität gebrachten Garten als wirtschaft- 


62 


liches Rückgrat mit ausbildet. Unsere Stadt- 
wirtschaft kann so nicht zu eindeutiger, land- 
schaftsgebundener, durch Eigentragkraft ver: 
billigter Flachbau-Stadterweiterung kommen, es 
sei denn unter heftigen Kämpfen, Krisen und 
Härten, die verkrüppelte Gebilde entstehen 
lassen. 


Die Regierung hat mit der Anempfehlung. 


und finanziellen Mitgründung der Gartenfür- 
sorgesGesellschaft nicht gleichzeitig die ge- 
setzliche Grundlage für ihre wirtschaftliche 
Existenz geschaffen. Ihre Organe arbeiten zum 
Teil gegen das eigene Kind. So war es totgeboren, 
und neue Gründungen werden es ebenfalls sein. 
Daran kann auch eine lokal tüchtige Ges 
schäftsführung nicht viel ändern. Die großen 
Gesichtspunkte bestimmen die Dauer. 
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Die Siedlerschule Worpswede, als das einzige 
echte kolonisatorische Siedlungsorgan bisher, 
hat ihre Pflicht getan; die mangelnde öffent- 
liche Unterstützung nimmt ihr nicht den Mut 
zum Weiterschreiten auf dem begonnenen 
Wege. Idee und praktische Erprobung muß 
in beschränktem Umfang weiter versucht wer: 
den, bis die Möglichkeit zu größerer Auswir- 
kung gegeben ist. Es ist noch ein weiter Weg, 
bis die nötigen Führer herangebildet sind. 
Alles was die Siedlerschule in dieser ` Be: 
ziehung getan hat und tut, steht ständig der 
Oeffentlichkeit (vor allem durch unser Mittei⸗ 
lungsorgan, die „Siedlungswirtschaft“) zur Ver- 
fügung. Jeder kann daran weiterarbeiten. 
Die Idee kann nicht untergehen, 
sie lebt — sie wird auferstehen! 


Und der Bodenertrag? 
Selbstanzeige von Leberecht M ig g e*). 


Auf dem diesjährigen „Internationalen 
Städtebaukongreß“ wird die Bodenfrage mit 
im Vordergrund aller Verhandlungen stehen. 
Es soll erörtert werden, welche Rolle dem 
Eigentum, der Pacht und dem Erbbau⸗ 
recht zukommt. Man braucht nichts zu ris- 
kieren, um voraus zu sagen, daß auch — wie 
auf 100 anderen — auf dieser Tagung „die Re: 
gelung des Bodenbesitzes in den verschiedenen 
Ländern“ nicht geklärt werden dürfte. Schon 
eine negative Betrachtung legt das nahe: wir 
sehen in verschiedenen Ländern unter den vers 
schiedensten Besitzweisen grundsätzlich, d. h. 
im Effekt gleiche Bodenreformen durchgeführt. 

Besitz kann nicht generell geregelt werden — 
auf Ertragsregelung kommt es an. Und 
zwar, wenigstens beim Boden, nicht auf den 
labilen Ertrag aus Konjunktur (Verkehrs- oder 
fiktiver Mehrwert), sondern auf den stabilen 
Ertrag aus Arbeit (sachlicher Mehrwert). Daß 
diese Ertragsregelung sowohl für den Woh- 
nungsbau, als auch für den Städtebau, 
wie schließlich für die gesamte Volkswirt: 
schaft auf die Dauer (der Jahrhunderte natio: 
naler Existenz) entscheidend ist, das wollte ich 
in meinem Buche wenigstens als Problem ans 
gedeutet haben. * * 

Natürlich können wir Wohnungen bauen in 
dem Maße, als wir Geld dafür beschaffen. 
Wenn wir aber das Baugeld nicht aus den lau- 
fenden Ueberschüssen der Wirtschaft, sondern 
aus Vorschüssen oder Anleihen (äußeren oder 
inneren) nehmen, so mag es sehr zweifelhaft 
sein, ob die soziale Belastung die ethisch- 
hygienische Entlastung auf die Dauer nicht 
tragisch überwiegt. 


Deutsche Binnenkolonisation. Von Leberecht Migge. Mit 
100 Abbildg. 5 M. Deutscher Kommunalverlag, Berlin-Friedenau. 


Natürlich können wir auch Stadtlockerungs= 
pläne und Landesplanungen en gros aufstellen. 
Es fragt sich nur, ob diese mehr oder minder 
geistreichen Projekte je Wirklichkeit werden 
können, wenn wir nicht gleichzeitig dafür sor- 
gen, die neuen riesigen Bodenlungen mit 
frischem Wirtschaftsblut zu versehen. 

Natürlich endlich kann und soll die „alte 
Welt“ ihre wahren Weltgüter exportieren. Aber 
ob es nach all den schönen Erfahrungen und 
den noch trüberen Aussichten volkswirtschaft⸗ 
lich nicht klüger ist, eine vernünftige Rückver⸗ 
sicherung des Außenhandels durch Hebung der 
innerenKaufkraftzu schaffen, darüber kann doch 
kaum mehr Zweifel herrschen. In der Frage der 
dafür am besten geeigneten Maßnahmen aber 
landet jeder Mehr-als⸗Tagespolitiker logisch 
beim Boden, genauer beim Boden- Ertrag. 

So ist also die Boden-Ertragsfrage die gene- 
relle Vorfrage für alle die, die Wohnungs: 
und Städtebau organisch in den Aufbau der 
Gesamtwirtschaft einzufügen wünschen. 


* * 
* 


Das Mittel für die Steigerung des Boden- 
ertrags ist, wie übrigens bei allen Ertrags- 
steigerungen, technisch- organisatorisch. Mo: 
derne Technik, am Boden angewandt, führt 
aber automatisch zum Gartenbau. Hat 
schon die Landwirtschaft aller Länder durch 
Hackfruchtbau, Feldgemüse und Obstbau ihre 
Erträge mittels technischer Organisation ver: 
doppeln und verdreifachen können, so kann 
sie die Gärtnerei verzehnfachen. Und sie tut 
es auch (Holland und China). 

Aber diese Gärtnerisierung der engbesiedel⸗ 
ten alten Kulturwelt beginnt nicht beim verz 
einzelten Rittergut, sondern beim massenhaften 
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Kleingarten der Neuzeit. Den Pacht- 
gärtner, den Wohnsiedler und den 
Erwerbssiedler moderner Prägung mit 
der Wohn- und Stadtversorgungsfrage in tunz 
lichst innige wirtschaftliche, bodenwirtschaft- 
liche Beziehung zu bringen — das heißt heute, 
die Wohnfrage praktisch regeln. Mit dem 
Bodenertragsproblem logisch das Wohnungs- 
problem, und mit dem Wohn- und Stadtbau⸗ 
problem konsequent auch das Arbeitsproblem. 
Die Millionen Dauer-Erwerbslosen fast aller 
Industrieländer Europas reden eine nur zu bez 
redte Sprache. Sie reden, wie mein Buch, von 
verpaßter und von kommender Binnenkolonisa⸗ 


tion. * * 
* 


Zu guter Letzt aber ist der Bodenertrag selbst 
für unsere heruntergekommenen Volkswirt⸗ 
schaften noch nicht einmal das Entscheidende. 


Blütenstauden 


Entscheidend ist, daß nur neue Bodenwirtschaft 
es dem Einzelnen ermöglicht, anden Boden 
heranzukommen und sich ihn zu erhal- 
ten — aus ethischen und moralischen Gründen. 
Auch die glänzendste und allgemeinste 
„Wiederankurbelung des Exports“ wird den 
Zivilisationsmenschen von heute nicht lebens- 
fähiger und schöpferischer machen, wenn ihm 
„das kleine Stückchen Erde“ nicht ein neues, 
gesunderes Dasein ermöglicht. 


So wächst der ertragreichere Boden, unser 
Garten, zu einem Menetekel des gesamten 
europäisch-zamerikanischen Kulturkreises ber: 
auf. „Der Garten ist das Schicksal Europas.“ 
Jedem guten Europäer ein guter Garten. 
„Europa: ein Garten.“ — Mit diesem grünen 
Evangelium schließt die „Deutsche Binnen- 
kolonisation“. 


im Kleingarten. 


Von MaxSchemmel. 


Stauden nennen wir im Gegensatz zu den 
Einjahrs⸗ oder Sommerblumen ausdauernde 
Gewächse, die im Winter vollständig einziehen, 
oder nur einen Blattschopf über der Erde be- 
halten. Ganz streng ist dieser Begriff ja nicht 
festzuhalten, aber im großen ganzen wird da- 
durch doch eine Gruppe von Pflanzen scharf 
umgrenzt. 

Der überwinternde Wurzelstock stellt einen 
Nährstoffspeicher dar. Oft ist er stark vers 
dickt bis zu Knollenbildung, wofür wir das 
beste Beispiel in der Dahlie haben. Oft wer 
den Zwiebeln gebildet (Tulpen, Hyazinthen 
und so weiter). Wenn verdickte Wurzeln von 
der Mutterpflanze fortstreben, um entfernt 
davon wieder neu auszutreiben, sprechen wir 
von Rhizomen (Schwertlilien, Anemonen usw.). 
Diese Nährstoffspeicher befähigen die Blüten- 
stauden, jedes Jahr neu und meist sehr rasch 
wiederzukommen. So stellt die Staudenwelt 
denn auch die größte Zahl von zeitigen Früh- 
jahrsblühern. Manche kommen schon im 
Januar-Februar, wie z. B. die Christwurz und 
Iris reticulata, erstere manchmal schon zu 
Weihnachten, daher der Name, letztere sehr 
oft im Schnee ausdauernd. 

Eine große Gruppe faßt man als Vor- 
frühlingsstauden zusammen, das sind solche, 
die im Februar-März, also vor dem sonstigen 
Austrieb und vor dem allgemeinen Erscheinen 
der Blätter blühen. Wer kennt nicht die gelben 
Crocusse und Winterlinge, die das Frühlings- 
erwachen anzeigen, oder die blauen Leber: 
blümchen, die weißen Schneeglöckchen, März: 
becher und Gänsekressen (Arabis), oder die rot 
angehauchten Buschwindröschen (Anemonen). 


Es gibt aber auch noch eine große Zahl wez 
niger verbreitete, die den eben genannten nicht 
nachstehen, so z. B. die Frühjahrszeitlosen, 
eine zierlichen Alpenveilchen- und zahlreiche 
Steinbrecharten, Aubrietien und die blauen 
Scilla und Chionodoxa. Hunderte und aber 


Abb. 47 


Die großen, in den lebhaftesten Farben leuchtenden Glocken der 

Stockrosen läuten den Sommer ein und aus. Seitdem wir eine 

vollkommen winterharte, ausdauernde Art in Althaea ficifolia 

besitzen, die auch große Trockenheit verträgt und nicht kahl 

wird, dürfte diese altehrwürdige, ewig junge Staude wieder 
mehr Verbreitung finden. 
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Hunderte von Formen leben ihr Leben vor all 
unseren sonstigen Pflanzen. Wenn das Grün 
der Sträucher und des Rasens kommt, sind sie 
bereits verschwunden oder sammeln noch ganz 


bescheiden und verborgen Reservestoffe für 
die Blüte des nächsten Jahres. Viele unserer 
Schlüsselblumenarten setzen diesen Vor: 


frühlingsflor bis in den Sommer fort. Von den 
Zwiebelgewächsen kommen nun mit der all- 
gemeinen Frühjahrsvegetation die Hyazinthen, 
Tulpen, Narzissen. Es kommen die ersten 
Vertreter der Phloxarten, in violett und lila, 
die gelben Dotterblumen und Gemswurz, die 
roten knalligen Pfingstrosen, die zierlichen 
aber weithin leuchtenden Purpurglöckchen 
(Heuchera), die weißen Schleifenblumen und 
Alyssum mit ihrer ganz überschwenglichen 
Blütenfülle, die ersten wichtigeren Irisarten. 
Der Sommer gehört den Flammenblumen 
(Phlox), die in weiß, rosa, lachsfarbig und rot in 
allen Schattierungen auftreten, den Nelken, 
die, weil etwas empfindlich, in den letzten 
Jahren etwas verdrängt wurden, den Glocken- 
blumen, die sich zu ganz modernen Blumen 
entwickelt haben, dem leuchtenden Mohn, den 
Ritterspornen mit ihren extremen blauen Far- 
ben, den Schwertlilien und den Margueriten. 
Der Herbst den Astern und winterharten 
Chrysanthemen, von denen uns die letzten 


Abb. 48 
An zierlicher Eleganz übertrifft dieser nene 


Erigeron Quakeress. 
„Feinstrahl‘ unsere Asternarten, zeigt dabei eine erstaunliche 
Wuchskraft. Die mattrosalila Blüten erscheinen im Juni—Juli 
und nochmal im Herbst in großen Sträußen (30—40 cm hoch). 
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Jahre eine große Zahl von Verfeinerungen 
und Verbesserungen gebracht haben: Von den 
Chrysanthemen verlängert eine ganze Reihe 
von Sorten den Flor bis weit in den November 
hinein, meist ohne unter den Frösten zu leiden, 
wenn diese nicht zu heftig auftreten. Königin 
des Herbstes aber ist die Dahlie mit ihrer 
unübersehbaren Zahl von Sorten. 

Wir haben heute bereits Gärten, die neben 
einigen Frühjahrs- und Vorsommerblühern 
nur Dahlien ziehen, diese aber in erlesener Aus- 
wahl und damit einen unbeschreiblichen 
Blütenzauber hervorbringen. Jedes Kind weiß: 
gelb ist nicht gelb und blau nicht blau, sondern 
es gibt viele ganz voneinander verschiedene 
Töne. So gibt es auch eine Fülle von Formen 
einer einzigen Staudenart. Es ist heute wich» 
tiger, Sorten unserer Gartenformen zu kennen 
als vielleicht jede einzelne Staudenart. Wir 
müßten auch Phloxgärten, Margueritengärten, 
Mohngärten, Schwertliliengärten usw. haben und 
ganz neue Reize würden erschlossen, ein ger 
pflegtes Blumenverständnis auch beim ein⸗ 
fachsten Kleingärtner und Siedler erstehen. 


Herbstliche Gartenfürsorge. 


Langsam wird die Witterung herbstlich. 
Damit ist für viele Pflanzen eine weitere Ent: 
wiekelung unmöglich. Sie reifen nur noch 
nach, während die eigentliche Reife von der 
Augustsonne erreicht wurde. Es sind dies 
Gurken, Tomaten, Bohnen u. a. viel Sonne be: 
anspruchende Gewächse. Anders dagegen 
steht es bei Pflanzen mit großer Blattentwicke- 
lung. Eine geschickte Gartenkultur wird die 
feuchten Herbsttage für diese Pflanzen aus» 
nutzen. Spinat kann noch gesät werden auf 
sehr gut gedüngte, humose Beete; desgleichen 
Kerbel, Rapünzchen, Herbstrüben 
und Wintersalat. Hat man Ende August 
Adventskohl ausgesät, so wird dieser 
jetzt pikiert und Ende dieses Monats in Rillen 
ausgepflanzt, von Norden nach Süden gehend. 
Man kann auch Kohlpflanzen überwin⸗ 
tern und so einen zeitigen Frühkohl erzielen. 
Hierzu werden die entsprechenden Frühsorten 
jetzt ausgesät und Ende des Monats in einen 
Kasten mit kräftiger, altgedüngter Erde ver- 
stopft. Die ersten schwachen Fröste schaden 
nicht viel, bald aber-muß für Deckmaterial 
gesorgt werden. Am besten eignen sich Deck: 
bretter, die bei stärkerem Frost mit Laub oder 
Dünger bedeckt werden. Möglichst lange in 
den Herbst und Winter hinein müssen alle 
hellen Tage ausgenutzt werden, wo die. Beete 
offen sein müssen, damit die Pflanzen noch 
etwas wachsen und nicht verweichlichen. 
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Kopfsalat kann noch gepflanzt werden 
und ergibt bis zum Herbst kleine Köpfchen. 
Weiter kann man im September fast alle 
Pflanzen versetzen, z. B. Rhabarber; ferner 
Blütenstauden; letztere wachsen bis 
zum Winter noch gut an und kommen so 
besser durch die kalte Jahreszeit als bei 
späterer Pflanzung. Erdbeeren können 
noch in den ersten Tagen des September ge- 
pflanzt werden, entwickeln sich aber nicht so 
gut wie die im August gepflanzten. Das muß 
durch doppelte Sorgfalt ausgeglichen werden. 


Fröste zu erwarten sind, können auch T o ma- 
ten mit den ganzen Pflanzen zum Ausreifen 
in einen trockenen Raum gehängt werden. 
Allerlei Arbeit gibt es im Blumen- 
garten. Topfpflanzen, die man im Sommer 
draußen auspflanzte, wie Chrysanthemum, 
Pelargonien, Fuchsien, Calla, Palmen, Kakteen 
müssen nun eingepflanzt werden, damit sie, 
bevor sie ins Zimmer oder ins Gewächshaus 
kommen, noch durchwurzeln. Amaryllis sind 
solange wie möglich auf den Beeten trocken 
zu halten und erst Ende des Monats oder An- 
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Beerenobst kann bereits jetzt gepflanzt 
werden; Ende des Monats auch alle Obst⸗ 
bäume und Sträucher. Der September 
ist der ideale Pflanzenmonat für die immer- 
grünen Gehölze; sie müssen auch mög- 
lichst jetzt geschnitten werden. 

Endivie ist zu binden, damit die Blätter 
bleichen. Das Abstechen der Sellerie- 
wurzeln, das so oft empfohlen wird, kann 
niemals zur Vergrößerung der Knollen führen, 
da die Ernährung der Pflanzen dann schlechter 
wird. 

Samenbohnen werden zum besseren 
Ausreifen in einen trockenen Raum gebracht, 
weil sie in der feuchten Herbstluft leicht 
schimmeln und zäh werden. Sobald die ersten 
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fang Oktober einzupflanzen, auch dann noch 
trocken zu halten. Pelargonien und Fuchsien 
sind, wenn in den Töpfen angewurzelt, eben: 
falls möglichst trocken zu halten, dann kommen 
sie leichter durch den Winter hindurch. Im 
Freien können noch Campanula medium, 
Stiefmütterchen, Vergißmeinnicht, Hornveil⸗ 
chen ausgesät werden. Einjähriger Rittersporn 
entwickelt sich besser, wenn man ihn jetzt 
aussät und im Winter stehen läßt. Die großen 
Zwiebelgewächse wie Lilien und Kaiserkrone 
werden jetzt am besten geteilt und verstopft, 
desgleichen alle Stauden, die abgeblüht haben. 
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Bodenproduktive Abfellverwertung durch das 
mechanische Trockenkloseit „Metroclo“, neu 
vervollkommnet! Siedierschule Worpswede bei 
Bremen. Vertriebs-Abt\ilung für den Osten: 
Zweigsielle Gartenfürsorge Breslau, Sternstr.40 
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Garienberatung - Entwurf Anlage 
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Niederschles. Gartenfürsorge 
Breslau, Sternstraße 40 


Der Bauer wirft den Dünger und den Abfall 
Der Siedler auf den Komposthaufen, was beides 


Luft und Untergrund, Bakterien und Mikroben 
Haben bald den Saft und die Nährstoffe draus 


Wasfür die Pflanze übrig bleibtistnichtdieRede — 
Reichtum kommt aus Mist und Kompost nur im 


Silo von Worpswede! 
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